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4. Jahrgang 


Heft 23 


10. August 1931 


120 Prozent Verzugszuschläge jährlich! 


Im Augenblick der Einführung der Bankfeiertage er- 
ging ein offizieller Ukas, daß, wenn auch die Steuer- 
pflichtigen an ihre Bankguthaben usw. nicht heran- 
könnten, sie doch ihre Steuerzahlung pünktlich zu be- 
wirken hätten. Die Wirkung der notverordneten Bank- 
feiertage ist so gewesen, daß ein außerordentlich starker 
Rückgang der Steuereingänge eingesetzt hat. Dies, 
obgleich angedroht wurde, daß man mit Beitreibung 
und Pfändung nicht eben schüchtern umzugehen ge- 
denke. Als Ausweg hat die Regierung einen Weg be- 
schritten, der bereits einmal begangen wurde in der 
zweiten Steuernotverordnung vom 2. Dezember 1923: 
Sie erläßt eine Notverordnung über Zuschläge für Steuer- 
rückstände. Begründet wird diese Verordnung, die zu 
einer bisher unerhörten Zinshöhe greift, damit, daß die 
jetzt eingetretenen Steuerrückgänge zu einem unerträg- 
lichen Zustand führten, der den ganzen Verwaltungs- 
apparat auf die Dauer lahmlegen würde. Ein Zustand 
also, der nach der offiziösen Begründung in den letzten 
2 Wochen vor Erlaß der Verordnung (20. Juli 1931) lang- 
sam begonnen hat, demnach auf die zu dieser Zeit er- 
gangenen Verordnungen zurückzuführen ist, soll dadurch 
behoben werden, daß man die von den früheren Verord- 
nungen hart Betroffenen mit Geldstrafen belegt. Die 
Höhe der Zuschläge wäre unverständlich, wenn ihnen 
nicht der Strafcharakter innewohnen sollte. Mehr zu 
sagen verbietet die Notverordnung über die Aufhebung 
der Pressefreiheit. 

Statt dessen seien folgende Punkte aus einem in- 
zwischen ergangenen Erlaß vom zı. VII. 1931 hier 
wiedergegeben: 

b) Es hat sofort 
. eine beschleunigte Feststellung aller Rückstände, 

. eine beschleunigte Durchführung des Nachnahme- und 
Mahnverfahrens, 

. eine beschleunigte Durchführung der Beitreibung zu 
erfolgen. Zu diesem Zwecke sind die Kassen und Voll- 
streckungstellen der Finanzämter vorübergehend 
durch Personal der Veranlagungsabteilung der Finanz- 
ämter zu verstärken. Das wird möglich sein, da die 
Einkommensteuerveranlagung im allgemeinen abge- 
schlossen ist und für die Vermögenserklärung durch 
die Verordnung des Herrn Reichspräsidenten vom 
18. Juli 1931 gegen die Kapital- und Steuerflucht 
(Reichsgesetzbl. I, S. 373) die Frist zur Abgabe der 
Steuererklärung bis zum 31. Juli 1931 verlängert 
ist (inzwischen bis 31. August verlängert). Auch da, 
wo die Einkommensteuerveranlagungsarbeiten noch 
nicht ganz abgeschlossen sein sollten, muß den Kassen 
und Vollstreckungstellen, vor allem für den Außen- 
dienst, Personal aus der Veranlagungsarbeit zur Ver- 
fügung gestellt werden. Es muß also vor allem die 
Zahl der Vollziehungsbeamten vergrößert werden. 
EN N ee. a ET. 
d) Meine in früheren Erlassen gegebenen Richtlinien 

für die Gewährung von Stundungen von Steuern bleiben 

selbstverständlich aufrecht erhalten. Wo die sofortige 

Einziehung eine außerordentliche Härte darstellt, soll 

auch in Zukunft gestundet werden. Dementsprechend 
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sollen auch durch die vorstehenden Anweisungen bisher 
auf Widerruf gewährte Stundungen nicht als aufgehoben 
gelten. Bei dem Ernst der Lage und gegenüber den viel- 
fach unbegründeten Stundungsgesuchen ist aber in jedem 
einzelnen Falle streng zu prüfen, ob eine Stundung wirk- 
lich wirtschaftlich geboten ist. Wenn Bankguthaben 
oder flüssige Mittel vorhanden sind, müssen solche grund- 
sätzlich zu Steuerzahlungen mit verwendet werden. Vor 
allem müssen diejenigen, die Geld hamstern, zur Heraus- 
gabe gezwungen werden. 

Die Zuschlagsverordnung enthält 
folgende Bestimmungen: 

A. Verzugszuschläge in Höhe 
120% iährlich. 

I. Welche fälligen Zahlungen werden erfaßt? 

I. Vor dem 1.August 1931 fällig ge- 
wordene oder fällig werdende 
Zahlungen. 

Sind diese nicht bis zum Ablauf des 31. Juli 1931 ent- 
richtet, so ist für jeden auf den Monat Juli 1931 folgenden 
angefangenen halben Monat ein Zuschlag in Höhe von 
5% des Rückstandes zu zahlen. 

ZWN ach dem ge ui 
werdende Zahlungen. 

Auch hier werden dieselben Zuschläge erhoben bei 
nicht er Entrichtung der fälligen Zahlung. 

3. 120% auch bei nicht rechtzeitiger 
Abgabe der Steuererklärung. 

Nach $ 168 Abs.2 kann das Finanzamt, wenn der 
Steuerpflichtige die Frist zur Abgabe der Steuererklärung 
nicht wahrt, einen Zuschlag bis zu 10%, der endgültig 
festgesetzten Steuer auferlegen. (Unterlassung oder 
Zurücknahme des Zuschlages, wenn die Versäumnis 
entschuldbar erscheint.) 

Die Verordnung über die Verzugszuschläge ändert den 
Zuschlagsatz von 10% dahin, daß hier die unter Ziffer ı 
genannten Zuschläge Anwendung finden. 

II. Auf welche Steuerarten finden die Zuschläge 

Anwendung ? 

Die Zuschläge finden unter den Voraussetzungen der 
Ziffer I, ı und 2 Anwendung auf Zahlungen, die 
I1. nach dem Einkommensteuergesetz, Körperschaftsteuer- 

gesetz, Vermögensteuergesetz, Erbschaftsteuergesetz 

oder Umsatzsteuergesetz, 

2. nach den Vorschriften über die Aufbringungsumlage, 

3. nach den Vorschriften über die Grundsteuer, Gewerbe- 
steuer oder Hauszinssteuer (Geldentwertungsausgleich 
bei bebauten Grundstücken), 

4. nach den Vorschriften über Zuschläge zur Einkom- 
mensteuer, zur Körperschaftsteuer, zur Grundsteuer 
oder zur Gewerbesteuer, 

5. nach den Vorschriften über die Krisensteuer 

dem Steuergläubiger (Reich, Land, Gemeinde oder Ge- 

meindeverband) geschuldet werden. 

Aus dem Inhalt der Verordnung hebt RFM. in einem 
Erlaß vom 21. 7. 1931 besonders folgendes hervor: 

a) Die Verordnung gilt nicht nur für rückständige Reichs- 
steuern, sondern auch für rückständige Steuern der 
Länder, Gemeinden und Gemeindeverbände. 

b) Wer Einkommensteuer nebst Zuschlägen, Körper- 
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schaftsteuer, Krisensteuer, Vermögensteuer, Erbschaft- 
steuer, Umsatzsteuer, Aufbringungsumlagen, Real- 
steuern (Grundsteuer, Gewerbesteuer) oder Hauszins- 
steuer nebst Zuschlägen, die vor dem 1. August 1931 
fällig geworden sind oder fällig werden, nicht bis zum 
Ablauf des 31. Juli 1931 entrichtet, hat für jeden auf 
den Monat Juli 1931 folgenden angefangenen halben 
Monat einen Zuschlag in Höhe von 5 v. H. des Rück- 
standes zu zahlen. Wer eine Zahlung auf eine der ge- 
nannten Steuerarten, die nach dem’ 31. Juli 1931 fällig 
wird, nicht rechtzeitig entrichtet, hat für jeden auf den 
Zeitpunkt .der Fälligkeit folgenden angefangenen 
halben Monat einen Zuschlag in Höhe von 5 v. H. des 
Rückstands zu zahlen. Es ist also folgendermaßen zu 
unterscheiden: Bei Zahlungen, die nach dem 31. Juli 
1931 fällig werden, ist der Verzugszuschlag mit dem 
Ablauf des Fälligkeitstages verwirkt; wer also eine 
am 10. August 1931 fällige Zahlung nicht bis zum Ab- 
lauf des 10. August 1931 zahlt, hat Verzugszuschlag 
zu entrichten. Dagegen setzen bei Zahlungen, die vor 
dem 1. August 1931 fällig geworden sind oder fällig 
werden, die Verzugszuschläge erst mit dem 1. August 
193I ein; hier decken sich also die halben Monate, 
für die die Verzugszuschläge erhoben werden, jeweils 
mit den halben Kalendermonaten. 

Wer also beispielsweise am 1. August 1931 schuldet: 
RM. 1000.— Einkommensteuer, die am 10. April 1931 
fällig geworden waren, und RM. 100.— Vermögen- 
steuer, die am ı5. Mai 1931 fällig geworden waren, hat 
verwirkt 
ı. Verzugszinsen für die Zeit vom 11. April (bzw. 

16. Mai) 1931 bis 31. Juli 1931, 

2. einen Zuschlag von RM. 55.— nach §§ xr, 2 der Ver- 
ordnung. 

Sind die geschuldeten Steuerbeträge auch am 
16. August 1931 noch geschuldet, so erhöht sich der 
Zuschlag um weitere RM. 55.—, also auf insgesamt 
RM. ı10.—. Die sonst üblichen Verzugszinsen kom- 
men für die Zeit nach dem 31. Juli 1931 neben dem 
Zuschlag nicht in Frage ($ 5 der Verordnung). Wer 
die eben genannten RM. 1000.— Einkommensteuer 
und RM. 100.— Vermögensteuer noch im Laufe des 
31. Juli 1931 gezahlt hat, unterliegt den Zuschlägen 
nach der neuen Verordnung nicht, vielmehr nur den 
bisherigen Verzugszinsen. 

Die Verzugszuschläge sind, worauf ich ausdrücklich 
hinweise, verwirkt, ohne daß es einer Mahnung be- 
darf. Von gestundeten Steuern wird selbstverständlich 
ein Zuschlag nicht erhoben, ebenfalls von rückständigen 
Beträgen, die RM. 10.— nichterreichen. Gegen die An- 
forderung des Zuschlags steht nur die Beschwerde offen. 

c) Den Verzugszuschlägen unterliegen nur die im$ 2 der 

Verordnung ausdrücklich aufgeführten oder nament- 

lich aufgezählten Steuern. Soweit es sich um andere 

Reichs-, Landes- oder Gemeindesteuern (z. B. Kapital- 

verkehrsteuer, Grunderwerbsteuer, Kraftfahrzeug- 

steuer, Lotteriesteuer, Wechselsteuer, Beförderung, 
landesrechtliche Stempelsteuern, gemeindliche Steuer 
wie Hundesteuer, Vergnügungsteuer, Getränkesteuer 

usw.) handelt, sollen die Verzugszinsen monatlich 2 v. 

H., jährlich also 24 v. H. betragen. Dieser Satz gilt 

für die Zeit vom ı. August 1931 ab; für die bis zum 

1. August 1931 abgelaufene Zeit des Rückstands gilt 

der alte Satz. 

Für Zölle und Verbrauchsteuern beträgt der Aufschub- 

zins bis auf weiteres 10 v. H. jährlich. 

e) Für gestundete Steuern beträgt der Zinsfuß mindestens 
5 v. H. und höchstens ız v. H. jährlich. Die Höhe 
richtet sich nach den besonderen Umständen des ein- 
zelnen Falles. Werden die Zinsen auf weniger als 
ız v. H. bestimmt, so ist die Heraufsetzung des Zins- 
fußes für die Zukunft vorzubehalten. Eine Herauf- 
setzung des Zinsfußes kann auch für Beträge er- 
folgen, für die vor dem r. August 1931 Stundung gegen 
Verzinsung bewilligt worden ist, jedoch erst für die 
Zeit vom r. August 1931 ab. 

Anm.:- Die vorstehende Aufzählung ist also er- 
schöpfend. Die Zuschläge finden auf andere Zahlungen, 
insbesondere auf Geldstrafen keine Anwendung. 
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III. Wann werden Zuschläge nicht erhoben ? 

I. Nicht für die Zeit der Stundung eines rückständigen 
Betrages, 

2. nicht bei rückständigen Beträgen bis zu RM. 10.—. 
IV. Wie wird der Zuschlag berechnet? 

1. Der rückständige Betrag wird für die Berechnung des 
Zuschlags auf volle ro Reichsmark nach unten ab- 
gerundet. Hierdurch wird die Verpflichtung, den rück- 
ständigen Betrag in voller Höhe zu zahlen, nicht 
berührt. 

2. Für die Berechnung des Zuschlags gilt als halber 
Monat ein Zeitraum von fünfzehn Tagen. Hat ein 
Monat mehr als 30 Tage, so wird der einunddreißigste 
Tag nicht gerechnet. 

V. Keine Verzinsung. 

Soweit ein Zuschlag erhoben wird, kommt Verzinsung 
des rückständigen Betrages nicht in Betracht, 

VI. Welche Rechtsmittel sind gegeben ? 

Nur die Beschwerde gegen de Anforderung des 
Zuschlages. 

B. Verzugszinsen in Höhe von 24% 
jährlich. 

Die Bestimmungen über die Verzugszuschläge finden 
nach A II beispielsweise nicht Anwendung auf die Ver- 
brauchsteuern. Soweit Steuerarten nicht unter die Ver- 
zugszuschlägefallen, werden, wenn eine nach den Steuer- 
gesetzen an das Reich, die Länder, Gemeinden oder Ge- 
meindeverbände zu leistende Zahlung nicht rechtzeitig 
entrichtet wird, von der Fälligkeit an Verzugszinsen in 
Höhe von 2% monatlich erhoben. 

C. Aufschubzinsen von 10% jährlich. 
Nach § 129 RAO. hat das Finanzamt bei Zöllen und 

Verbrauchsteuern die Zahlung fälliger Beträge auf An- 

trag des Steuerpflichtigen gegen Sicherheit und Verzin- 

sung, soweit nicht eine kürzere Frist vorgeschrieben ist, 
auf 6 Monate hinauszuschieben. Das Landesfinanzamt 
kann auch ohne Sicherheit und ohne Verzinsung einen 

Aufschub bis zu 3 Monaten bewilligen. Bei Kriegsgefahr 

kann ein Zahlungsaufschub widerrufen werden. 

Die Notverordnung über Zuschläge für Steuerrück- 
stände vom 20. Juli 1931 setzt, soweit bei Zahlungsauf- 
schub i. Si. § ı29 RAO. Zinsen zu entrichten sind, den 
Zinsfuß bis auf weiteres mit 10%, jährlich fest. 

D. Stundungszinsen in Höhe von 5% 
bis 12% jährlich. 

Bekanntlich kann die Zahlung von Steuern und son- 
stigen Geldleistungen nach $ 127 RAO. gestundet werden, 
wenn ihre Einziehung mit erheblichen Härten für den 
Steuerpflichtigen verbunden ist, und der Anspruch durch 
die Stundung nicht gefährdet wird. Nach der Notver- 
ordnung setzt die zur Bewilligung von Stundung zu- 
ständige Behörde, falls sie nicht zinslose Stundung ge- 
währt, bei Bewilligung der Stundung den Zinsfuß für den 
gestundeten Betrag fest. 

Die Festsetzung erfolgt je nach den besonderen Um- 
ständen des Einzelfalles im Rahmen von 5 bis höchstens 
12%, jährlich. Bei Anwendung eines Zinsfußes unter 12% 
jährlich wird die Heraufsetzung des Zinsfußes vor- 
behalten. 

E. VUebergangsvorschriften. 

I. Verzugszinsen. 

Für Beträge, die bereits vor dem 1. August 1931 rück- 

ständig waren, wird, sofern Verzugszinsen zu ent- 

richten sind, für die Zeit vom 1. August 1931 ab der 

Zinssatz von 2% monatlich angewandt. 

2. Aufschubzinsen. 

Für Beträge, die vor dem Ablauf des Verkündungs- 

tages der Verordnung vom 20. Juli 1931 aufgeschoben 

worden sind, bleibt es bei dem bisherigen Zinssatz. 

3. Stundungszinsen. 

Für Beträge, die vor dem ı. August 1931 gegen Ver- 

zinsung gestundet worden sind, kann für die Zeit nach 

dem 31. Juli 1931 der Zinsfuß innerhalb der Grenzen 
von 5—12% jährlich heraufgesetzt werden. 

Anm.: Die Vorschriften über die Verzugs- und Stun- 
dungszinsen gelten sowohl für Zahlungen auf dem Ge- 
biete der Reichsteuer als auch für Zahlungen auf den 
Gebieten der Steuern der Länder, der Gemeinden und der 
Gemeindeverbände. F. 
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Da capo 1923/1924 


Die Devisen-Notverordnung über den Ver- 
kehr mit ausländischen Zahlungsmitteln vom 15. 7. I93I 
hatte ihre Vorgänger in den Devisenordnungen von 1923 
und 1924. Zieht man hinsichtlich der Schärfe der Be- 
stimmungen einen Vergleich, so ist die Regelung jetzt 
immerhin in einigen Punkten milder als es die im Jahre 
1923 war. 


I. Devisenerwerb nur durch die Reichsbank. 


Ausländische Zahlungsmittel und Forderungen in aus- 
ländischer Währung dürfen gegen inländische Zahlungs- 
mittel nur von oder durch Vermittlung der Reichsbank 
erworben und nur an die Reichsbank oder durch ihre 
Vermittlung abgegeben werden. ($ ı Abs. r.) 


Von der dann folgenden Ermächtigung, die Befugnis 
zum kommissionsweisen An- und Verkauf oder An- und 
Verkauf für eigene Rechnung anderen Kreditinstituten 
zu verleihen, hat die Reichsbank inzwischen Gebrauch 
gemacht, wodurch der Charakter der Devisenverordnung 
wesentlich gelockert ist: 


Zunächst erhalten alle Kreditinstitute, die ein Reichs- 
bank-Girokonto besitzen, die Befugnis zum kommissions- 
weisen An- und Verkauf von ausländischen Zahlungs- 
mitteln und dergleichen von Forderungen in ausländi- 
scher Währung gegen inländische Zahlungsmittel, Die 
Kreditinstitute haben die eingehenden Zahlungsmittel 
unverzüglich zu den allgemeinen Geschäftsbedingungen 
der Reichsbank an die für sie zuständige Reichsbank- 
anstalt abzuführen. 


Weiter dürfen bei allen Personen und Firmen, die ge- 
werbsmäßig Geldwechslergeschäfte betreiben und im 
Handels- oder Genossenschaftsregister eingetragen sind 
{Wechselstuben), sowie bei sämtlichen Bahnhofswechsel- 
stuben der Deutschen Verkehrs-Kredit-Bank ı. inländi- 
sche Zahlungsmittel gegen ausländische Geldsorten, 
Papiergeld, Banknoten u. dergl. sowie Reiseschecks, 
2. ausländische Geldsorten, Papiergeld, Banknoten und 
dergleichen, sowie Reiseschecks gegen inländische Zah- 
lungsmittel Zug um Zug umgetauscht werden. 


Der Gesamtbetrag der für Rechnung ein und derselben 
Person oder Firma bei einer oder mehreren Wechsel- 
stuben erworbenen ausländischen Zahlungsmittel darf 
innerhalb einer Kalenderwoche ıoo Reichsmark nicht 
überschreiten. Reisebüros und Hotels dürfen etwaige 
Spitzenbeträge von ausländischen Zahlungsmitteln, die 
sie als Bezahlung von Rechnungen entgegengenommen 
haben, gegen inländische Zahlungsmittel umtauschen. 
Die Wechseistuben, Reisebüros und Hotels sind ver- 
pflichtet, den täglichen Überschuß an ausländischen 
Zahlungsmitteln, soweit er nicht in Scheidemünzen be- 
steht, an die Reichsbank oder ein von ihr zugelassenes 
Kreditinstitut gegen Zahlung in Reichsmark binnen drei 
Tagen abzuliefern. 


II. Termingeschäfte verboten. 


$ 2 der Verordnung verbietet Termingeschäfte in aus- 
ländischen Zahlungsmitteln oder Forderungen in aus- 
ländischer Währung oder in Edelmetall gegen inländische 
Zahlungsmittel. 


III. Leih- und Darlehensgeschäfte nicht verboten. 


Die Verordnung enthält nichts darüber, daß Leih- und 
Darlehensgeschäfte in ausländischen Zahlungsmitteln un- 


zulässig seien. Das hängt damit zusammen, daß bei 
dieser Art von Geschäften Reichsmark gegen Devisen 
nicht umgesetzt werden. 


Auch der Devisenumtausch in ausländische Gelid- 
sorten oder der Umtausch zwischen ausländischen Geld- 
sorten ist nicht behindert. 


IV. Was ist unter „Zahlungsmittel“ zu verstehen ? 


Zahlungsmittel im Sinne der Verordnung 
sind Geldsorten (Münzgeld, Papiergeld, Banknoten und 
dergleichen), Auszahlungen, Anweisungen, Schecks und 
Wechsel. 


Forderungen in ausländischer Wäh- 
rung im Sinne dieser Verordnung sind Forderungen, bei 
denen der Gläubiger Anspruch auf Zahlung in effektiver 
ausländischer Währung hat. Als Forderungen in auslän- 
discher Währung gelten nicht ausländische Wertpapiere, 


Edelmetalle im Sinne der Verordnung sind 
Gold, Silber, Platin und Platinmetalle in den im Handel 
mit solchen Metallen üblichen Formen. 


V. Zu welchen Kursen dürfen ausländische Zah- 
lungsmittel und Forderungen in ausländischer 
Währung gekauft und verkauft werden ? 


I. Der amtlichinBerlin notierte Brief- 
kurs. 


Ausländische Zahlungsmittel und Forderungen, für die 
eine amtliche Notierung in Berlin erfolgt, dürfen gegen 
inländische Zahlungsmittel zu keinem höheren als dem 
letztbekannten, amtlich in Berlin notierten Brief- 
kurse erworben oder abgegeben werden. 


2. Der Kurs für Auszahlungen 


ist nach § 4 Abs. 2 auch für Geschäfte in Geldsorten 
maßgebend, wenn für die Geldsorten kein besonderer 
amtlicher Kurs notiert wird. Wird ein besonderer 
Kurs notiert, so gilt er nur für Geschäfte in Geldsorten. 


3. Der ermittelte Briefkurs. 


Liegt für ausländische Zahlungsmittel und Forde- 
rungen eine amtliche Notierung in Berlin nicht vor, 
so dürfen diese gegen inländische Zahlungsmittel zu 
keinem höheren als dem letztbekannten, von einem 
Ausschuß der Berliner Bedingungsgemeinschaft für 
den Wertpapierverkehr als Briefkurs ermittelten und 
in der Presse veröffentlichten Preise erworben oder 
abgegeben werden. 


4. Weder noch ermittelter 


Kurs. 


Erfolgt für die hier in Betracht kommenden Zahlungs- 
mittel und Forderungen weder eine amtliche Notie- 
rung in Berlin, noch die Ermittlung und Veröffent- 
lichung von Preisen, so dürfen sie gegen inländische 
Zahlungsmittel zu keinem höheren als einem Preise 
erworben oder abgegeben werden, der auf der Grund- 
lage einerseits eines letztbekannten ausländischen 
Briefkurses dieses Zahlungsmittels und andererseits 
des letztbekannten amtlich in Berlin notierten Brief- 
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kurses der Währung des ausländischen Börsenplatzäs 
errechnet ist. 


VI. Kursveröfientlichung. 


Als inländische Kurse ausländischer Zahlungsmittel 
dürfen nur die amtlichen Notierungen der Berliner Börse 
oder ihnen gleichgestellte Preise veröffentlicht werden. 


Zu &8 der Verordnung vom 15. Juli 1931 sind in- 
zwischen 2 weitere Verordnungen ergangen, die erste 
ebenfalls vom 15. Juli 1931 (RGBl. I Seite 368), die zweite 
vom 16. Juli 1931 (RGBl. I Seite 369). Dies wird hier 
der Vollständigkeit halber kurz erwähnt. Im übrigen 
läßt sich BTB. von zuständiger Stelle hinsichtlich der 
Auslegung der Verordnungen über die Bekanntgabe von 
Kursen nach B.T. mitteilen, daß auch Devisenkurse von 
denjenigen Börsenplätzen, die keinen Devisenhandel im 
amtlichen Börsenverkehr haben, aber anerkannte Märkte 
sind, veröffentlicht werden dürfen. Verboten dagegen ist 
in jedem Falle die Bekanntgabe von inländischen Kursen 
für ausländische Zahlungsmittel, einschließlich der sog. 
Usance-Kurse.. Von dem Verbot ausgenommen sind 
natürlich die in den Verordnungen besonders erwähnten 
Devisenkurse, die unter Mitwirkung der Reichsbank von 
der Berliner Bedingungsgemeinschaft ermittelt werden. 


VII. Verbotene Devisengeschäfte nichtig. 


§ 6 Abs. ı der Verordnung vom 15. Juli 1931 bestimmt, 
daß Geschäfte, die gegen eine Vorschrift nach Ziff. II, V 
Nr. ı1—4 verstoßen, nichtig sind. 


Nach § 6 Abs. 2 kann die Nichtigkeit nicht zum Nach- 
teil von Personen geltend gemacht werden, die den die 
Nichtigkeit begründenden Sachverhalt beim Abschlusse 
des Geschäftes nicht kannten. 


Zu diesem Fragenkomplex macht Rechtsanwalt Dr. 
Hans Goldschmidt in B.T. 17. 7. 1931 folgende Feststel- 
lungen, an die er hinsichtlich des $ 6 Abs. 2 eine nur zu 
berechtigte Kritik anschließt: 


„Die Nichtigerklärung verbotener Devisengeschäfte 
($ 6 der Verordnung) entspricht in ihrer Form dem $ 8 
der Devisen-Notverordnung vom 8. Mai 1923. 


Von besonderer praktischer Bedeutung ist hier die dem 
Nichtjuristen schlechthin unverständliche Bestimmung des 
§ 6 der neuen Devisen-Notverordnung. 


„Die Nichtigkeit (scil. der verbotenen Devisen- 
geschäfte) kann nicht zum Nachteil von Personen geltend 
gemacht werden, die den die Nichtigkeit begründenden 
Sachverhalt beim Abschluß des Geschäftes nicht kannten.“ 


Diese Vorschrift, die die alte Devisen-Notverordnung 
dem bürgerlichen Recht (vgl. z.B. die §§ 268, 774 BGB.) 
entlehnt hat, bildete unter der Herrschaft der alten Devisen- 
Notverordnung und bildet noch heute im bürgerlichen 
Recht eine Quelle von Unklarheiten. Die gutgläubige 
"Partei soll so behandelt werden, als sei das Geschäft 
gültig, d. h. also, daß beide Parteien zur Leistung ver- 
pflichtet sind, wenn die gutgläubige Partei die Leistung 
fordert. Im übrigen dürften unter den Personen des $ 6 
Abs. 2 nicht nur die Vertragsparteien selbst zu verstehen 
sein, sondern daneben alle diejenigen dritten Personen, 
die von den Wirkungen des Geschäftes betroffen werden. 
Wo hier die Abgrenzung vorzunehmen ist, ist äußerst 
zweifelhaft. Im einzelnen darauf einzugehen, ist in 
diesem Rahmen leider unmöglich. Jedenfalls wäre 
dringend zu wünschen, daß diese Bestimmung durch 
eine klare Regelung abgelöst wird.‘ 


VIII. Allgemeine Auskunitspflicht und eidesstatt- 
liche Versicherung. 


Nach § ọ kann der Reichswirtschaftsminister oder die 
von ihm bestimmte Stelle von jedermann Auskunft über 
im eigenen oder fremden Namen und für eigene und für 
fremde Rechnung abgeschlossene oder vermittelte Ge- 
schäfte mit ausländischen Zahlungsmitteln und Forde- 
rungen in ausländischer Währung fordern, insbesondere 
Vorlage der Bücher und sonstiger Belege verlangen. 
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Über die Richtigkeit einer Auskunft in diesem Rahmen 
kann weiter die Abgabe einer eidesstattlichen Versiche- 
rung auferlegt werden. 


IX. Strafen für unzulässigen Ankauf oder Verkauf. 


TOB enV orsat'z; 


Mit Gefängnis und mit Geldstrafe bis zum Zehnfachen 
des Wertes der ausländischen Zahlungsmittel, der 
Forderungen in ausländischer Währung oder der 
Edelmetalle wird bestraft, wer vorsätzlich 


a) der Ziff. Í zuwider ausländische Zahlungsmittel 
oder Forderungen in ausländischer Währung gegen 
inländische Zahlungsmittel erwirbt oder abgibt; 


b) der Ziff. I zuwider den Erwerb oder die Abgabe 
von ausländischen Zahlungsmitteln oder Forde- 
rungen in ausländischer Währung gegen inlän- 
dische Zahlungsmittel vermittelt; 


ausländische Zahlungsmittel oder Forderungen 
in ausländischer Währung gegen inländische Zah- 
lungsmittel zu einem höheren als dem nach Ziff. V 
zugelassenen Preise abgibt oder erwirbt oder einen 
solchen Erwerb vermittelt; 


c 


= 


d) Termingeschäfte in ausländischen Zahlungsmitteln 
oder: Forderungen in ausländischer Währung oder 
in Edelmetallen gegen inländische Zahlungsmittel 
abschließt oder vermittelt. 


Anm.: Die gleiche Strafe trifft den, der vorsätzlich 
zu einer der unter a—d unter Strafe gestellten Hand- 
lungen auffordert, anreizt oder sich erbietet. 


2. Bei Fahrlässigkeit 


tritt nur die Geldstrafe ein, bei Nichtbeitreibbarkeit 
statt dessen Gefängnis. 


3. Einziehung der Zahlungsmittel und 
Vermögensbeschlagnahme. 


Neben der Strafe können die Zahlungsmittel und For- 
derungen, auf die sich die strafbare Handlung bezieht, 
zugunsten des Reichs eingezogen werden, auch 
wenn sie dem Täter oder einem Teilnehmer nicht ge- 
hören. 


Die Einziehung unterbleibt, wenn der 
von der Einziehung Betroffene nachweist, daß er von der 
Straftat weder Kenntnis hatte noch haben konnte, 
von der Straftat auch keinen Vorteil gehabt hat. 

Erweist sich die Einziehung als nicht 
durchführbar, so kann das Gericht nachträglich 
durch Beschluß die Einziehung des Wertes anordnen. 


Der Feststellung des Wertes der Zah- 
lungsmittel und der Forderungen ist der nach den Vor- 
schriften dieser Verordnung errechnete mittlere Kurswert 
im Zeitpunkt der verbotenen Handlung zugrunde zu legen. 


Geldstrafe oder 
Vermögen des 
beschlag- 


Zur Sicherung der 
der Einziehung kann das 
Angeschuldigten ganz oder teilweise 
nahmt werden. 


X. Strafen bei Verstoß gegen die Auskunitspflicht. 


Nach § rr Nr. 2 wird mit Geldstrafe bestraft, wer vor- 
sätzlich oder fahrlässig die nach Ziffer VIII verlangten 
Auskünfte überhaupt nicht, nicht in bestimmter Frist, 
unvollständig oder unrichtig gibt, oder die Bücher oder 
sonstigen Belege überhaupt nicht, nicht in der bestimmten 
Frist oder unvollständig vorlegt. 


Anm.: Die gleiche Strafbestimmung gilt für Ver- 
stöße gegen die Kursveröffentlichungs-Bestimmungen. 


8 416 RAO. findet in den Fällen der Ziffern IX u. X 
entsprechende Anwendung. Diese Vorschrift betrifft die 
Haftung der Vertretenen für die Geldstrafen bei Ver- 
stößen seitens der Vertreter, Verwalter oder Bevoll- 
mächtigten i. Si. §§ 102—107. F. 
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Da capo, verschärftes da capo! 


Die auf Seite 355/356 besprochene Devisennotverord- 
nung vom 15. Juli 1931 ist bereits wieder geändert. Mit 
dem 4. August 1931 ist eine neue Verordnung des Reichs- 
präsidenten über die Devisenbewirtschaftung vom 
ı. August 1931 in Kraft getreten. 


Im Anschluß an den vorerwähnten Aufsatz auf Seite 
355/356 werden nachstehend die neuen Bestimmungen, 
die eine Verschärfung des bisherigen Zustandes bedeuten, 
so weit besprochen, als die Vorschriften von denen der 
Verordnung vom 15. 7. 1931 abweichen. Die Einteilung 
ist genau dieselbe wie vorher, und es wird in dem nach- 
folgenden Text bei den Stellen der Verordnung, die nicht 
geändert worden sind, auf die entsprechenden Bestim- 
mungen in dem Aufsatz auf Seite 355/356 hingewiesen. 


I. Devisenerwerb nur durch die Reichsbank 


und dureh von ihr mit besonderen Rechten ausgestattete 
Kreditinstitute. 


Die Ausführungen auf Seite 355 unter I gelten auch 
nach der Neuregelung. Neu eingeführt ist aber, daß der 
Erwerb ausländischer Zahlungsmittel und Forderungen in 
ausländischer Währung der schriftlichen Genehmigung 
einer besonderen Stelle für Devisenbewirtschaftung unter- 
liegt. Da die meisten Änderungen der verschärften De- 
visennotverordnung vom I. August 1931 mit dieser Stelle 
für Devisenbewirtschaftung zusammenhängen, wird nach- 
stehend zusammengefaßt, welche Vorgänge der Geneh- 
migung dieser Stelle unterliegen: 


1. Die Stellen für Devisenbewirtschaftung. 

Stellen für Devisenbewirtschaftung sind die Landes- 
finanzämter. Sie treffen ihre Maßnahmen und Entschei- 
dungen nach Richtlinien, die der Reichswirtschafts- 
minister im Einvernehmen mit dem Reichsminister der 
Finanzen und dem Reichsminister für Ernährung und 
Landwirtschaft aufstellt. In diesen Richtlinien können 
Ausnahmen von den Vorschriften dieser Verordnung vor- 
gesehen und kann den Stellen für Devisenbewirtschaftung 
das Recht verliehen werden, solche Ausnahmen zuzulassen. 


Zuständig ist jeweils die Stelle für Devisenbewirt- 
schaftung, in deren Bezirk derjenige, der eine Entschei- 
dung nachsucht, seinen Wohnsitz, gewöhnlichen Aufent- 
halt, Sitz oder Ort der Leitung hat. Ergibt sich hiernach 
nicht die Zuständigkeit einer Stelle, so ist das Landes- 
finanzamt Berlin zuständig ($ 17). 


8. Für welche Geschäfte ist die schriftliche Genehmi- 
gung der Stelle für Devisenbewirtschaftung erfor- 
derlich ? 


a) Für den Erwerb ausländischer Zahlungsmittel 
und Forderungen in ausländischer Währung. 


Die Genehmigung ist zu erteilen, soweit die auslän- 
dischen Zahlungsmittel oder Forderungen in auslän- 
discher Währung bestimmt sind zur Zahlung von Zinsen 
und regelmäßigen Tilgungsbeträgen für langfristige An- 
leihen ($ 2 Abs. 2 Satz 2). 


Diese letzte Vorschrift gilt entsprechend für die Kredit- 
institute, die von der Reichsbank das Recht erhalten 
haben, ausländische Zahlungsmittel oder Forderungen in 
ausländischer Währung für Rechnung der Reichsbank 
oder für eigene Rechnung zu erwerben oder zu veräußern, 
wenn von ihnen oder durch ihre Vermittlung erworben 
wird, es sei denn, daß der Erwerber ein mit dem besonde- 
ren Recht ausgestattetes Kreditinstitut ist und innerhalb 
dieses Rechts handelt. 


b) Der schriftlichen Genehmigung der Devisenbewirt- 
schaftungstelle unterliegt auch der Erwerb ausländischer 
Zahlungsmittel usw. 


im Wege der Zwangsvollstreckung ($ 2 Abs. 4). 


c) Die Verfügung 
über auf anderem Wege als durch die Reichsbank oder die 
ermächtigten Kreditinstitute erworbene ausländische Zah- 
lungsmittel usw. bedarf ebenfalls der schriftlichen Geneh- 
migung. Sie ist nicht erforderlich bei Veräußerung der 
Werte an die Reichsbank oder eines der mehrfach er- 
wähnten Kreditinstitute (§ 3). 


d) Ausländische Wertpapiere, 
die nicht an einer deutschen Börse zum Handel zugelassen 
sind, bedürfen bei entgeltlichem Erwerb gleichfalls der 
Genehmigung. 

Über an einer deutschen Börse zum Handel nicht zu- 
gelassene ausländische «Wertpapiere darf ebenfalls nur 
mit schriftlicher Genehmigung der Devisenbewirtschaf- 
tungstelle verfügt werden. Ausnahme auch hier wieder 
bei Veräußerung an Reichsbank oder ein bevorzugtes 
Kreditinstitut. 


e) Ausfuhr von Reichsmark oder Goldmark. 


Nur mit schriftlicher Genehmigung der Stelle für Devisen- 
bewirtschaftung 


I. dürfen Kredite, die auf Reichsmark oder Goldmark 
lauten, Personen eingeräumt werden, die im Ausland 
oder im Saargebiet ansässig sind; 

2. dürfen Forderungen, die auf Reichsmark oder Gold- 
mark lauten, auf Konten übertragen werden, die im 
Ausland oder im Saargebiet geführt werden, oder an 
dort ansässige Personen abgetreten werden; 


3. darf über Forderungen verfügt werden, die auf Reichs- 
mark oder Goldmark lauten, vor dem Inkrafttreten 
dieser Verordnung entstanden sind und im Ausland 
oder im Saargebiet ansässigen Personen zustehen (§ 6). 

4. Zahlungsmittel und Wertpapiere dürfen nur mit 
schriftlicher Genehmigung der Stelle für Devisen- 
bewirtschaftung ins Ausland oder ins 
Saargebiet versandt oder überbracht werden 


($ 7). 
f} Die RM. 3000-Grenze. 


Die Beschränkungen hinsichtlich des Erwerbes nur bei 
Einholung einer schriftlichen Genehmigung der Devisen- 
bewirtschaftungstelle (I, Ziff. 2a), hinsichtlich der Ver- 
fügung über auf anderem Wege als durch die Reichsbank 
usw. erworbene ausländische Zahlungsmittel usw. (1, 
Ziff. 2c), bezüglich der ausländischen Wertpapiere (I, 
Ziff. 2d), hinsichtlich der auf Reichsmark oder Goldmark 
lautenden Kredite, Forderungen und Verfügung über 
Forderungen (I, Ziff. ze ı bis 3) gelten nicht, soweit die 
Zahlungsmittel, Forderungen, Wertpapiere oder Kredite 
im Einzelfalle dem Werte nach nicht den Betrag von 
RM. 3000.— übersteigen. 

Gleichartige Tatbestände, die sich innerhalb eines 
Monats in Ansehung einer Person ergeben, die den Be- 
schränkungen unterworfen ist, gelten dabei als ein 
Einzelfall (§ 1r). 


II. Termingeschäfte verboten. 
Der § 5 der neuen Verordnung entspricht dem $ 2 der 
Verordnung vom 15. Juli (Seite 355 unter II). 
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II. Leih- und Darlehnsgeschäfte. 


Die jetzt zu ziehenden Folgerungen ergeben sich aus 
dem unter I und II Gesagten. 


IV. Was ist unter „Zahlungsmittel“ zu verstehen ? 
Die auf Seite 355 unter IV wiedergegebenen Begriffs- 

bestimmungen über Zahlungsmittel, Forderungen in aus- 

ländischer Währung und Edelmetalle gelten weiter. 

Neu hinzu kommt die Begriffsbestimmung der Wert- 
papiere: 

Ausländische Wertpapiere im Sinne der 
Verordnung sind Wertpapiere, deren Aussteller den Sitz, 
Wohnsitz oder Ort der Leitung im Ausland oder im Saar- 
gebiet haben (§ 8 Abs. 3). 


V. Zu welchen Kursen dürfen ausländische Zahlungs- 
mittel und Forderungen in ausländischer Wäh- 
rung gekauft und verkauft werden ? 

Das unter derselben Ziffer (V) auf Seite 355 Gesagte 

gilt weiter (§§ 9, 10). 


VI. Kursveröffentlichung. 

Die Bestimmung des $ ı3 der Verordnung entspricht 
der Bestimmung der alten Verordnung im $ 8. Es hat 
sich hier also nichts geändert. 


VII. Verbotene Devisengeschäfte nichtig. 

Die auf Seite 356 angeführte Kritik Goldschmidts zu 
§ 6 Abs. 2 der Devisenverordnung vom 15. Juli 1931 hat 
in sehr einfacher Weise Berücksichtigung gefunden, Der 
neue § ı2 der Verordnung vom 1. August 1931 bestimmt, 
daß Geschäfte, die gegen eine der Vorschriften der §§ 3 bis 
11 verstoßen, nichtig sind (vgl. I, Ziff. 2c bis V). 

Die unklare Vorschrift hinsichtlich der Behandlung 
der gutgläubigen Partei ist also jetzt fortgefallen ($ ı2). 


VIII. Allgemeine Auskunftspilicht und eidesstatt- 
liche Versicherung. 
§ 14 der neuen Devisenverordnung entspricht dem $ 9 
zur Verordnung vom 15. Juli 1931. 
Es wird lediglich hinzugefügt, daß die Verordnung über 
Auskunftspflicht vom 13. Juli 1923 (RGesetzbl, I S. 723) 
unberührt bleibt ($ 14). 


IX. Der Kampf gegen die Kapitalflucht,. 

Der hiermit zusammenhängende Fragenkomplex ist 
auf Seite 359/361 unter B behandelt worden. Nach $ 23 
der Verordnung vom 1. August 1931 treten die diesbezüg- 
lichen Kapitalfluchtbestimmungen der §§ ı bis 5 der 
Kapitalfluchtverordnung vom 18. Juli 1931 außer Kraft. 
Unberührt bleibt jedoch in Ansehung der bei Inkraft- 
treten dieser Verordnung noch nicht erledigten Fälle aus 
Aufrufs ausländischer Zahlungsmittel usw. die Durch- 
führungsverordnungen der Reichsregierung, die sich auf 
die $$ ı bis 5 der vorbezeichneten Verordnung beziehen. 
Unberührt bleiben ferner die Bestimmungen, welche die 
Reichsbank gemäß $ ı Abs. ı Satz 2, Abs. 2 der letzt- 
bezeichneten Verordnung vom 15. Juli 1931 getroffen hat, 
solange diese Bestimmungen nicht ausdrücklich auf- 
gehoben worden sind. 

An Stelle der außer Kraft getretenen Bestimmungen 
der Kapitalfluchtverordnung sind, wie die Bestimmungen 
der Verordnung vom 1. August 1931 überhaupt, mit dem 
4. August 1931 im wesentlichen folgende Vorschriften in 
Kraft gesetzt: 


1. Anzeigepflicht gegenüber der Reichsbank. 

Die Reichsregierung kann anordnen, daß ausländische 
Zahlungsmittel, Forderungen in ausländischer Währung 
und nach dem 12. Juli 1931 erworbene, an einer deutschen 
Börse zum Handel nicht zugelassene ausländische Wert- 
papiere innerhalb einer von ihr zu be- 
stimmenden Frist angemeldet oder der 
Reichsbank zu den allgemeinen Geschäftsbedingungen an- 
geboten und auf Verlangen verkauft und übertragen 
werden. 

Entsprechend gilt hier die Vorschrift unter I Ziff. 2 zu a 
betreffend die Kreditinstitute ($ 15 Abs. 1). 


358 


2. Von der Anmeldepflicht betroffen. 

Vorläufig bezeichnet die neue Devisenverordnung den 
Kreis der von der Anmeldepflicht Betroffenen noch nicht, 
vielmehr ist die Bestimmung der Reichsregierung nach 
ihrem Ermessen überlassen. 

Es folgt dann nähere Bestimmung über die Gleichstel- 
lung dritter Personen mit dem Eigentümer von anzumel- 
denden oder anzubietenden Zahlungsmitteln usw. in fol- 
gender Weise: 


Pflichten, die dem Eigentümer eines anzumeldenden 
oder anzubietenden Gegenstandes obliegen, sind in gleicher 
Weise von dem zu erfüllen, der den Gegenstand als ihm 
gehörig besitzt oder der durch einen Treuhänder, durch 
eine Erwerbsgesellschaft oder in sonstiger Weise die Ver- 
fügungsmacht über den Gegenstand ausübt. Wer nach 
den Vorschriften der Reichsabgabenordnung, besonders 
nach den §§ ıoaff., die Pflichten eines Steuerpflichtigen 
zu erfüllen hat, ist auch verpflichtet, die Pflichten des 
Steuerpflichtigen zu erfüllen, die sich aus der Anordnung 
der Reichsregierung ergeben. Die Reichsregierung kann 
im übrigen die von der Anordnung betroffenen Werte nach 
Währungen, Mindestwert des Einzelbesitzes oder anderen 
ihr zweckmäßig erscheinenden Merkmalen kennzeichnen 
($ 15 Abs. 2). 


3. Volkswirtschaftlich gerechtfertigte Zwecke. 

Hat die Reichsregierung angeordnet, daß Werte der 
Reichsbank anzubieten seien ($ 15), so kann ein Pflich- 
tiger, welcher der Werte zu volkswirtschaftlich gerecht- 
fertigten Zwecken bedarf, unter schriftlicher Darlegung 
seiner Gründe die Entscheidung der Stelle 
für Devisenbewirtschaftung anrufen. So- 
weit die Stelle die Zwecke als volkswirtschaftlich gerecht- 
fertigt anerkennt, entfällt die Pflicht zur Anbietung; 
andernfalls sind die Werte unverzüglich anzubieten 
(8 16). 

X. Strafen für unzulässigen Anstrich oder Verkauf. 

Die auf Seite 356 unter IX angegebenen Strafsätze 
sind im wesentlichen in die neue Verordnung übernom- 
men. Das Strafmaß ist für besonders schwere Fälle aus- 
gedehnt bis zu 10 Jahren Zuchthaus. Außerdem sind in 
die Strafvorschriften einbezogen die Verstöße gegen die 
Vorschriften über die Wertpapiere (I, Ziff. 2d). 

Ferner gelten diese Strafen auch für die Fälle, in denen 
jemand einer Anordnung, die von der Reichsregierung 
nach IX, Ziff, ı und 2 getroffen ist, nicht, nicht rech- 
zeitig oder nicht ordnungsmäßig nachkommt. 

Im übrigen sind die Bestimmungen dieselben geblieben 
(8 18). 

XI. Strafen bei Verstoß gegen die Auskunitspflicht. 


Das auf Seite 356 unter X Gesagte gilt entsprechend 
weiter. Es findet aber nicht nur der dort erwähnte § 416 
RAO., sondern $ 417 RAO. entsprechende Anwendung. 
Dieser lautet: 

Wer neben dem Schuldigen für Geldstrafe und Kosten 
haftet ($ 416), kann in Anspruch genommen werden, 
wenn die Geldstrafe und die Kosten aus dem beweglichen 
Vermögen des Schuldigen nicht beigetrieben werden 
können. 

Die Ersatzfreiheitstrafen können an dem Schuldigen 
ganz oder zum Teil vollzogen werden, ohne daß die Per- 
son, die für die Geldstrafe haftet, in Anspruch genommen 
wird. 


XII. Am 4. August noch nicht erstattete Kapital- 
fluchtanzeige. 

Bisher bestand nach$ ı Abs. 2 der Kapitalfluchtverord- 
nung Anzeigepflicht gegenüber der Reichsbank. Ist dieser 
Pflicht bis zum 4. August, dem Tage des Inkrafttretens 
der Devisenverordnung vom ı. August 1931, noch nicht 
genügt, so ist von da an die Anzeige der zuständigen 
Stelle für Devisenbewirtschaftung zu erstatten. 

Diese Stelle entscheidet auch, ob ein angegebener 
Zweck volkswirtschaftlich gerechtfertigt ist, soweit bei 
Inkrafttreten der neuen Devisenverordnung diese Ent- 
scheidung weder getroffen noch vorbereitet ist ($ 21). 
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ıo B | Notverordnung 
Steueramnestie, Kapitalflucht 


Steuerflucht, Anzeigepflicht 


Zeitgemäße Steuerarbeiten / Was das Gesetz sagt 


Durchgriff voller Lücken 


A. Steueramnestie mit zu kurzer 


Meldefrist. 


Unter dem Druck der Entwicklung der Verhältnisse 
hat die Regierung in der Verordnung des Reichspräsi- 
denten gegen die Kapital- und Steuerfiucht vom 18. Juli 
1931 von der ihr in der Notverordnung vom 1. Dez. 1930 
erteilten Ermächtigung zum Erlaß einer Steueramnestie 
Gebrauch gemacht. 


Diese Steueramnestie büßt dadurch an Wert für den 
Steuerpflichtigen und vermutlich auch für die Steuer- 
behörden ein, daß sie nicht, wie die Notverordnung vom 
ı. Dezember 1930 schreibt, einen „Generalpardon‘‘ ge- 
währt. Sie tut dies weder materiell hinsichtlich der Er- 
fassung aller Steuerarten, noch tut sie es insofern, als sie 
für die Benutzung der Amnestie eine Frist setzt, die be- 
deutend zu kurz ist. Wenn eine solche Amnestie ihren 
Zweck erreichen soll, ist esunmöglich, eine Frist zu setzen, 
die rund r0 Tage beträgt, nachdem der Steuerpflichtige 
von den diesbezüglichen Vorschriften normalerweise 
Kenntnis erhalten hat. Es gibt zweifellos unzählig viele 
Fälle, in denen bei dem Umfange der steuerlichen Vor- 
schriften und ihrer Verklausulierung, in denen aber auch 
bei der Möglichkeit verschiedener Auffassung der Zen- 
siten einerseits und der Steuerbehörden andererseits 
wesentliche Rechtsfragen zu klären sind. Als Beispiel 
braucht hier nur hingedeutet zu werden auf die im Zu- 
sammenhang mit der Kapital- und Steuerflucht vorge- 
schriebene Anzeigepflicht des § ro der Kapitalflucht- 
verordnung vom 18. Juli 1931, die nicht nur zu praktisch 
schwersten Bedenken, sondern auch zu einfach recht- 
lichen Zweifeln Anlaß geben muß. Es ist so, daß die 
Produkte der Eile, wie diese Notverordnungen sie dar- 
stellen, Beunruhigung hervorrufen müssen, nicht nur 
durch ihre eigenen Lücken und Unklarheiten, sondern 
auch dadurch, daß sie nicht die genügende Rücksicht 
auf bisher ungeklärte Rechtsfragen der regulären Gesetz- 
gebung nehmen. Wird hier durch eine abnorm kurze 
Fristsetzung den rechtlichen Erwägungen der Boden ent- 
zogen, so liegt es auf der Hand, daß aus an sich verständ- 
lichen Gründen praktisch der Betroffene mehr oder 
weniger stranguliert wird. Die Lücken und Unklar- 
heiten ziehen notwendigerweise unter dem Druck einer 
zu kurzen Frist Fehler und Unbesonnenheiten der Be- 
troffenen nach sich, die wiederum bei dem diktatorischen 
Charakter der Notverordnungen eine Fülle schwer zu 
ermessender Rechtsfolgen in sich bergen. Dies um so 
mehr, als sich der unbefangene Leser der Notverord- 
nungen doch klar darüber werden muß, daß teilweise 
der Vorwurf, daß man die Kleinen hänge, die Großen 
aber laufen lasse, nicht unberechtigt ist. Das gilt ins- 
besondere hinsichtlich des ersten Abschnitts der Kapital- 
fluchtverordnung vom 18. Juli 1931 (z.B.$ ı Abs. 5, 
§ 3 Abs. 2). Hinsichtlich der Steueramnestie, wie sie nun 
einmal erlassen ist, gilt unter der zu kurzen Fristsetzung 
der bekannte Vers: „Ihr laßt den Armen schuldig werden, 
dann überlaßt ihr ihn der Pein.“ 


Im Augenblick der Drucklegung dieses Heftes wird 
inoffiziell bekannt, daß die Frist vom 31. Juli bis zum 
31. August verlängert werden wird. Das ändert an der 
hier geübten Kritik nichts. Denn was wir sofort sahen, 
mußte die Regierung noch eher sehen. Der Zustand ‚Rein 
in die Kartoffeln, raus aus den Kartoffeln“ kostet im 


übrigen unheimliches Geld. Das im Zeichen der „Spar- 
samkeit‘!! 
I. Die Anzeigemöglichkeit. 

Nach § 8 Abs. ı der erwähnten Verordnung ist, wer 
steuerpflichtiges Vermögen oder steuerpflichtiges Ein- 
kommen oder steuerpflichtigen Gewerbeertrag einer be- 
stehenden Rechtspflicht zuwider der Steuerbehörde nicht 
angegeben hat, wegen dieser Steuerzuwiderhandlung 
straffrei, er ist weiter von der Nachzahlungspflicht befreit, 
wenn er in der Zeit vom 18. bis zum Ablauf des 31. August 
1931 nicht angegebene Werte dem zuständigen Finanz- 
amt oder einer anderen Behörde der Reichsfinanzverwal- 
tung oder der zuständigen Gewerbesteuerbehörde anzeigt. 

Die hier festgelegte Anzeigemöglichkeit hat 
logischerweise der, der sonst verpflichtet ist, den 
Steuerbehörden hinsichtlich des steuerpflichtigen Ver- 
mögens-, Einkommens- oder Gewerbeertrages Angaben 
zu machen, Erklärungen abzugeben usw. 

Man wird den erwähnten Steuerpflichtigen die gesetz- 
lichen Vertreter, Bevollmächtigten usw. gleichstellen 
müssen, soweit sie ausschließlich und verantwortlich an 
die Stelle des eigentlich Steuerpflichtigen treten (z. B. der 
Vorstand der A.G., der Geschäftsführer der G. m. b. H., 
nicht aber etwa der untergeordnete Prokurist oder ein 
anderer Angestellter, der irgendwann einmal im Auftrag 
seines Unternehmers oder Vorgesetzten irgendeine Er- 
klärung abgegeben hat. Diese letzteren Personen sind 
an sich sonst zur Abgabe von Steuererklärungen nicht 
verpflichtet, soweit sie das Unternehmen betreffen; sie 
müssen also auch die Benutzung der Anzeigemöglichkeit 
dem Unternehmer oder Vorgesetzten überlassen. Etwas 
anderes ist die Frage der Anzeigepflicht nach $ ro der 
Verordnung. Siehe D.). 

Zu den einleitend betonten Schwierigkeiten, die aus 
Meinungsverschiedenheiten und ungeklärten Rechtsfragen 
entstehen können, wirft Lion in B.T. vom 31. Juli 1931 die 
Frage dr Bewertung des Warenlagers in 
die Debatte. Er bemerkt dazu, daß diese mehr oder 
weniger Schätzungsache ist. Die bloßen Meinungs- 
verschiedenheiten über die Schätzung zwischen Pflich- 
tigen und Buchprüfer oder Finanzamt führen in der Regel 
nicht zu Strafverfahren. Es muß schon etwas ganz Be- 
sonderes hinzukommen: die verschuldete Unvollständig- 
keit der Inventur, Fortlassung ganzer Warenmengen; 
ferner bei der Bewertung ein willkürliches Verfahren, 
das auch für einen reichlichen ‚„Schwarzseher‘‘ (Reichs- 
finanzhof in Steuer und Wirtschaft 1930 Nr. 1063) die 
Bewertung als ganz unmöglich erscheinen läßt. Dabei 
ist aber zu berücksichtigen, daß eine stille Reserve im 
Warenlager, solange sie gleichbleibt, den Gewinn nicht 
berührt; es muß also bei einer solchen auf die Anfangs- 
bilanz zurückgegangen werden, eventuell bis 1925. Die 
Vermögensteuer würde natürlich davon berührt werden. 
Die Erhöhung einer stillen Reserve anderseits drückt 
den Gewinn. Wenn in besonderen Fällen nach Vor- 
stehendem die stille Reserve einfach unhaltbar ist, so 
dürfte sich in solchem Falle die Berichtigung empfehlen. 
Andererseits ist zu bedenken, daß dabei die Rollen ver- 
tauscht sind. Der Pflichtige bemüht sich dann, den Be- 
weis für einen höheren Warenwert zu führen. Das Inter- 
esse des Finanzamtes kann, weil dadurch der künftige Ge- 
winn geschmälert werden kann, ein entgegengesetztes 
sein. 
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II. Wovon Nachzahlungsbefreiung ? 


Die Befreiung von der Nachzahlungspflicht (Abs. 1) er- 
streckt sich auf die folgenden Nachzahlungen, soweit sie 
auf die nachträglich angezeigten Werte entfallen: 


I1. Vermögensteuernachzahlungen, die auf die Zeit vor 
dem ı. Januar 1931 entfallen; 

2. Nachzahlungen auf die Jahresleistungen nach dem 
Aufbringungsgesetz; ferner Nachzahlungen auf solche 
Zahlungen auf die Aufbringungsumlage, die vor dem 
15. August 1931 fällig waren; 

3. Einkommensteuernachzahlungen oder Körperschafts- 
nachzahlungen, die auf Steuerabschnitte entfallen, die 
vor dem r. Januar 1930 geendet haben; 

4. Gewerbesteuernachzahlungen, die auf die Zeit vor dem 
ı. April 1931 entfallen, 


III. Wann keine Straf- und Nachzahlungsfreiheit ? 


Die in Ziffer I und II vorgesehene Straffreiheit und 
Befreiung von der Nachzahlungspflicht treten insoweit 
nicht ein, als eine Steuerbehörde, bevor der Steuerpflichtige 
die steuerpflichtigen Werte anzeigt, bereits Kenntnis von 
den Werten erlangt und dies aktenkundig gemacht hat, 
z. B. durch Einleitung eines Strafverfahrens. 


B. Der Kampi gegen die Kapital 
flucht. 


1. Anzeigepflicht gegenüber der Reichsbank. 


Die Kapitalfluchtverordnung vom 18. Juli 1931 sieht 
vor, daß die im $ 2 des Vermögensteuergesetzes vom 
22. Mai 1931 bezeichneten Personen, denen ausländi- 
sche Zahlungsmittel gehören oder Forde- 
rungen in ausländischer Währung zu- 
stehen, verpflichtet sind, innerhalb einer bestimmten Frist 
(siehe Seite 358 drittes Stichwort) diese Zahlungsmittel und 
Forderungen der Reichsbank zu den allgemeinen Ge- 
schäftsbedingungen anzubieten und ihr auf Verlangen 
zu verkaufen und zu übertragen. 


Was sind ausländische Zahlungsmittel oder Forde- 
rungen in ausländischer Währung ? 

ı, Zahlungsmittel 
im Sinne der Kapitalfluchtverordnung sind Geldsorten 
(Münzgeld, Papiergeld, Banknoten u. dgl.), Aus- 
zahlungen, Anweisungen, Schecks und Wechsel mit 
Ausnahme von Scheidemünzen. 


2. Forderungen 
in ausländischer Währung im Sinne der Verordnung 
sind Forderungen, bei denen der Gläubiger Anspruch 
auf Zahlung in effektiver ausländischer Währung hat. 


3. Als Forderungen in ausländischer 

Währung gelten nicht: 

a) ausländische Wertpapiere und Forderungen, die mit 
einer längeren Frist als 3 Monate kündbar sind 
(vgl. III), 

b) Forderungen in ausländischer Währung gegen Per- 
sonen, de im Inland ihren Wohnsitz, ihren 
Sitz oder den Ort der Leitung haben. 


Durch die zweite Durchführungsverordnung sind hier 
aber ausgenommen die Ansprüche aus Währungskonten 
bei inländischen Kreditinstituten (vgl. „‚Anmeldefrist‘‘), 


Kauft die Reichsbank ? 

Nach $ 2 der ersten Durchführungsverordnung haben 
die Reichsbank und die ihr hinsichtlich des An- und Ver- 
kaufs von ausländischen Zahlungsmitteln gleichgesteliten 
Kreditinstitute innerhalb von ro Tagen die Entscheidung 
darüber zu treffen, ob sie die auf Grund der Anzeigepflicht 
erfolgten Angebote annehmen. 


Anzeigeformulare. 


Diese sind bei der Reichsbank und den vorstehend be- 
zeichneten Kreditinstituten erhältlich. 
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Die Formulare sind in doppelter Ausführung auszu- 
füllen und einzureichen. Ein Stück wird dem Anzeige- 
pflichtigen zurückgegeben. 


Durch die erste Durchführungsverordnung ist 


die Anmeldefrist 


festgesetzt worden auf den 29. Juli. Diese Frist ist durch 
die 3. Durchführungsverordnung vom 28. Juli 1931 für die 
Inhaber von Währungskonten bei inländischen Kredit- 
instituten bis zum 5. Aug. 1931 verlängert. Angemeldet 
werden müssen die ausländischen Zahlungsmittel und 
Forderungen in ausländischer Währung, die den Betreffen- 
den am 22. Juli 1931 zustanden oder gehörten, wenn sie 
den Gegenwert von RM. 20 000.— erreichen oder über- 
steigen. 


Bei den Anzeigepflichtigen wird durch die Festsetzung 
des Besitzstichtages vom 22. Juli wohl klargestellt, daß 
beispielsweise die Umwandlung täglich fälliger Guthaben 
in solche mit mehr als dreimonatlicher Laufzeit unzulässig 
sein sollte. 


Für Personen, die unter die Bestimmungen über die 
Anzeigepflicht fallen und sich bei Beginn der vorstehend 
genannten Frist im Ausland befinden, läuft die Frist 
frühestens eineWoche nach der Rückkehr in das Inland ab. 


Unter die Anmeldepflicht fallen also zunächst nicht 
die Werte bis zu RM. 20 000.—. Hier behält sich die 
Regierung Aufruf und Ablieferungsfrist vor, unter gleich- 
zeitiger Befreiung von der Anzeigepflicht, wenn diese 
Personen ihre ausländischen Zahlungsmittel und Forde- 
rungen vor Aufruf an die Reichsbank veräußern. 


Von der Anmeldepflicht betroffen 


wird nach $ ı der ersten Durchführungsverordnung fol- 
gender Kreis: 


ı. Natürliche Personen, die im Deutschen Reiche ihren 
Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben, 
ferner 


2. Aktiengesellschaften, Kommanditgesellschaften auf 
Aktien, Kolonialgesellschaften, bergbautreibende rechts- 
fähige Vereinigungen und nicht rechtsfähige Berg- 
gewerkschaften, Gesellschaften mit beschränkter Haf- 
tung, Genossenschaften, Versicherungsvereine auf 
Gegenseitigkeit, Hypothekenbanken, Schiffsbeleihungs- 
banken, 


rechtsfähige und nichtrechtsfähige Vereine, Anstalten, 
Stiftungen, andere Zweckvermögen und sonstige nicht 
unter 2. fallende Körperschaften des bürgerlichen 
Rechts, 


4. offene Handelsgesellschaften, Kommanditgesellschaften 
und ähnliche Gesellschaften des Handelsrechts, bei 
denen die Gesellschafter als Unternehmer (Mitunter- 
nehmer) anzusehen sind, 

5. Kreditanstaiten des öffentlichen Rechts, unter der 
Voraussetzung, daß der Sitz oder der Ort der Leitung 
im Inland liegt. 
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6. Die zweite Durchführungsverordnung vom 25. Juli 1931 
bringt hier für den anmeldepflichtigen Kreis einen 
wichtigen Zusatz: 


Ehegatten, die nicht dauernd voneinander getrennt 
leben, ferner Eltern und minderjährige Kinder ($ 23 
des Einkommensteuergesetzes), die in einer Haushal- 
tung leben, gelten im Sinne dieser Bestimmung als ein 
Pflichtiger. 


Die vorstehend unter Ziffer 1—3 aufgeführten Gesell- 
schaften haben die vorstehend bezeichneten Verpflich-. 
tungen auch dann zu erfüllen, wenn sie wirtschaftlich 
betrachtet als Zweigniederlassung eines 
ausländischen Unternehmens anzusehen 
sind. 


Hinsichtlich der 
Eigentümer ist: 


Anzeigepflicht gleichgestellt dem 


I. wer einen anzeigepflichtigen Gegenstand als ihm ge- 
hörig besitzt, 


1. Fortsetzung: Durchgriff voller Lücken, 


2. wer durch einen Treuhänder, durch eine Erwerbs- 
gesellschaft oder in sonstiger Weise die Verfügungs- 
macht über einen anzeigepflichtigen Gegenstand ausübt. 


Wer nach den Vorschriften der Reichsabgabenordnung, 
insbesondere nach den §§ 1o03ff., die Pflichten eines Steuer- 
pflichtigen zu erfüllen hat, ist verpflichtet, auch der 
Reichsbank ($ 4) gegenüber die vorstehend bezeichneten 
Verpflichtungen des Steuerpflichtigen zu erfüllen. 


I. Ausländische Wertpapiere. 


Die Verpflichtungen erstrecken sich nach § ı Abs. 5 auf 
solche ausländischen Wertpapiere, die nach dem 12. Juli 
1931 gegen ausländische Zahlungsmittel oder Forderungen 
in ausländischer Währung erworben worden sind. 


Diese Bestimmung gibt hinsichtlich der gleichmäßigen 
Verteilung der Verpflichtungen zu größten Bedenken An- 
laß. Wenn man die Kapitalflucht verhindern wollte, dann 
ist nicht einzusehen, warum ausländische Noten und For- 
derungen von der Verpflichtung zur Anzeige erfaßt 
werden, nicht aber ausländische Wertpapiere, sondern nur 
Wertpapiere, die nach dem ı2. Juli, also nach dem Tage 
des letzten Börsenverkehrs, eingetauscht wurden. Inso- 
fern berührt auch die Fristsetzung bedenklich, da sie die 
„Ahnungsvollen‘, die also vor dem 12. Juli solche Wert- 
papiere erstanden haben, vollständig frei ausgehen läßt. 


Man konnte nun erwarten, daß die Durchführungs- 
verordnung hier Wandel schaffen würde. Sie tut aber das 
Gegenteil, indem sie im $ 5 bestimmt, daß Wertpapiere in 
ausländischer Währung, deren Aussteller seinen Wohnsitz, 
seinen Sitz oder den Ort der Leitung im Inlande hat, 
nicht als ausländische Wertpapiere im Sinne des § ı Abs. 5 
der Kapitalfluchtverordnung gelten. 


III. Langfristig kündbare ausländische Wertpapiere 
und Forderungen (Terminguthaben). 


Nach § 3 Abs. 2 Satz 2 der Kapitalfluchtverordnung 
gelten als Forderungen in ausländischer Währung nicht 
ausländische Wertpapiere und Forderungen, die mit einer 
längeren Frist als 3 Monate kündbar sind. 


Die Durchführungsverordnung vom 21, Juli 1931 be- 
stimmt hierzu einschränkend, daß zu den Forderungen, 
die mit einer längeren Frist als 3 Monate kündbar sind 
und deshalb nach $ 3 Abs. 2 Satz 2 der Kapitalflucht- 
verordnung dieser Verordnung nicht unterliegen, solche 
Forderungen nicht gehören, deren Fälligkeit zwischen 
dem 18. Juli und dem 18. Oktober 1931 liegt. Mit anderen 
Worten heißt das, daß es darauf ankommt, ob eine Forde- 
rung innerhalb von 3 Monaten seit Erlaß der Kapitalflucht- 
verordnung fällig wird, und daß die vereinbarte Laufzeit 
als solche nicht maßgebend ist. Auch hier lassen die Be- 
stimmungen die erwartete ausgleichende Gerechtigkeit 
vermissen. 


IV. Wer ist von der Anzeigepflicht befreit? 


Derjenige, der innerhalb der unter I Abs. 2 bezeichneten 
Frist der Reichsbank oder den ihr gleichgestellten Kredit- 
instituten die ausländischen Zahlungsmittel oder Forde- 
rungen anzeigt und darlegt, daß er der angezeigten Werte 
zu volkswirtschaftlich gerechtfertigten Zwecken bedarf. 


Die diesbezügliche Prüfung geschieht durch die Reichs- 
bank. Verneint sie die volkswirtschaftliche Rechtferti- 
gung der Zwecke, dann kann sie verlangen, daß die aus- 
ländischen Werte gemäß § ı verkauft und übertragen 
werden. 


Nach der zweiten Durchführungsverordnung wird der 
Kreis dahin erweitert, daß folgende Personen von den 
Verpflichtungen befreit sind: 


I. Personen, soweit ihnen unter Wahrung der Gegen- 
seitigkeit nach allgemeinen völkerrechtlichen Grund- 
sätzen ein Anspruch auf Befreiung von den persönlichen 
Steuern zusteht; 


ıo B | Notverordnung 
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2. konsularische Vertreter, die Berufsbeamte sind, und 
die ihnen zugewiesenen Beamten, sofern sie Angehörige 
des Entsendestaates sind, die deutsche Staatsangehörig- 
keit nicht besitzen und außerhalb ihres Amtes oder 
Dienstes im Inland keinen Beruf, kein Gewerbe und 
keine andere gewinnbringende Tätigkeit ausüben. 


V. Die hohen Strafen für Zuwiderhandlungen. 


§ 5 der Kapitalfluchtverordnung setzt allgemein auf vor- 
sätzliche oder fahrlässige Zuwiderhandlung gegen die vor- 
stehenden Bestimmungen Gefängnisstrafe. 


Bei vorsätzlicher Zuwiderhandlung kann in besonders 
schweren Fällen auf Zuchthaus bis zu zehn Jahren er- 
kannt werden. 


Neben der Freiheitstrafe kann auf Geldstrafe erkannt 
werden. Der Höchstbetrag der Geldstrafe ist unbeschränkt. 


Neben der Strafe ist auf Einziehung der Werte zu er- 
kennen, hinsichtlich derer den Vorschriften der §§ 1—4 
vorsätzlich oder fahrlässig zuwidergehandelt worden ist. 
Für den Fall, daß die Einziehung nicht vollzogen werden 
kann, ist auf Zahlung des Betrags zu erkennen, der dem 
Werte der Gegenstände entspricht. Mit der Einziehung 
gehen die Gegenstände, auf deren Einziehung erkannt 
worden ist, auf das Reich über. Ersatzzahlungen (Satz 2) 
fließen dem Lande zu. 


Neben der Strafe kann angeordnet werden, daß die Be- 
strafung auf Kosten des Verurteilten öffentlich bekanntzu- 
machen ist. Umfang und Art der Bekanntmachung 
werden in dem Urteil bestimmt. Die Bekanntmachung 
ist nicht mehr zulässig, wenn seit der Rechtskraft des Ur- 
teils sechs Monate verstrichen sind. 


C. Kampf um die Steuerflucht. 


I. Die dauernde Anzeigepflicht für Beteiligungen. 


Den unter A. bezeichneten Personen ist ursprünglich 
durch § 6 der Kapitalfluchtverordnung die Pflicht auferlegt, 
über ihre Beteiligung dem Finanzamt bis zum 31. Juli 1931 
Anzeige zu erstatten (inzwischen verlängert bis zum 
31. August). Bisher fehlt hier die Angabe des Stichtages 
für die Beteiligungs,,ausübung‘“. Ist als solcher der 
18. Juli gemeint oder der 1. Januar 1931 oder ein anderer 
Tag? 


Auch nach dem 24. Juli 1931 gegründete Gesellschaften 
oder nach diesem Tag erworbene Beteiligungen an einer 
Gesellschaft sind binnen einer Woche, von der Gründung 
der Gesellschaft oder von dem Erwerbe der Beteiligung an 
gerechnet, anzuzeigen. Mit dieser letzten Bestimmung 
wird die genannte Anzeigepflicht zu einer Dauermaßnahme 
erhoben. Im Rahmen des Vermögensteuergesetzes gehören 
also in das Gebiet der Anzeigepflicht Beteiligungen jeder 
Art, gleichgültig, ob es sich um eine inländische oder aus- 
ländische Beteiligung handelt. (Anzeigeinhalt: Art u. Höhe.) 


I. Die Anzeigepflicht besteht für Be- 
teiligungen an einer Gesellschaft, an der nicht 
mehr als 5 Personen oder deren Angehörige im Sinne des 
§ 67 Abs. ı Nr. 2, 3 RAO. zusammen zu mehr als der 
Hälfte beteiligt sind. 


Diese Bestimmung ist ein Musterbeispiel für Unklarheit 
und praktische Undurchführbarkeit. Woher soll jeder 
Beteiligte wissen, ob sich beispielsweise die Aktienmehr- 
heit an einer Aktiengesellschaft in den Händen von nicht 
mehr als 5 Personen befindet? Warum besteht die An- 
zeigepflicht nur mit dieser Beschränkung? Sind weiter 
den Finanzämtern die Beteiligungen etwa nicht ohnehin 
bekannt? Wie bei der ganzen Verordnung überhaupt kann 
man auch hier den Fragebogen hinsichtlich der Begriffe 
und der Rechtsfolgen ins Ungemessene fortsetzen. Die 
letzte Frage eines solchen Fragebogens müßte jedenfalls 
lauten: Wann werden Gesetze endlich einmal klar und 
verständlich abgefaßt? 
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Hinsichtlich der Anzeigepflicht von Beteiligungen soll 
es weiter keinen Unterschied machen, ob es sich um eine 
unmittelbare Beteiligung handelt, oder ob die Beteiligung 
durch Vermittlung eines Treuhänders oder durch Vermitt- 
lung einer Erwerbsgesellschaft ausgeübt wird. Es sei die 
bescheidene Frage gestattet, was die Unterzeichner der 
Kapitalfluchtverordnung unter einer „ausgeübten‘‘ Be- 
teiligung verstehen. Wann wird eine Beteiligung aus- 
geübt, wann wird sie nicht ausgeübt? Gibt es hier viel- 
leicht auch eine passive oder aktive Ausübung? Ganz 
im Ernst wären nach der Beantwortung solcher Fragen die 
Wirkungen und Rechtsfolgen zu beurteilen. 


2. Auf die vorsätzliche Zuwiderhand- 
lung gegen diese Anzeigepflicht gegenüber den Steuer- 
behörden steht die gleiche Strafe wie bei der Begehung 
einer Steuerhinterziehung; in besonders schweren Fällen 
kann auf Zuchthaus bis zu zehn Jahren erkannt werden. 
Fahrlässige Verstöße gegen die Vorschriften werden 
mit den Strafen der Steuergefährdung belegt. 


II. Anzeigepflicht für Devisen. 


Unter A wurde der Kreis angegeben, der verpflichtet ist, 
tei der Reichsbank die ausländischen Zahlungsmittel und 
Forderungen in ausländischer Währung anzuzeigen. § 7 
der Kapitalfluchtverordnung sagt im Abs. ı, daß durch 
diese Verpflichtung die Anzeige der Devisen dem Finanz- 
amt gegenüber nicht berührt werde. Diese Bestimmung 
charakterisiert Lion im B. T. Nr. 343 vom 23. Juli 1931 
treffend wie folgt: 


Die Fassung ist ganz unklar. Bisher bestand keine der- 
artige Verpflichtung, sondern nur die Pflicht, sein Ver- 
mögen nach dem Stande vom 1. Januar zu deklarieren. 
Wird nun eine besondere Anzeigepflicht durch eine solche 
ungewöhnliche Wendung eingeführt? Ferner: die Ver- 
mögensteuererklärung bezog sich auf den 1. Januar 1931. 
Infolgedessen können alle Veränderungen, die seit dem 
genannten Tage bis heute eingetreten sind, darin gar nicht 
enthalten sein. Ferner sind in dem Formular für natür- 
liche Personen als ‚‚Sonstiges ausländisches Kapital- 
vermögen“ unterschieden alle sonstigen ausländischen 
Werte in einer Summe zusammengefaßt außer den Wert- 
papieren, als auch Hypotheken, stille Beteiligungen neben 
ausländischen Zahlungsmitteln und Forderungen aller Art. 
Genügt es nun, daß in der dort angeführten Gesamt- 
summe auch die jetzt anzubietenden Werte enthalten 
sind? Oder muß auch in einem solchen Falle noch eine 
besondere Anzeige an das Finanzamt erfolgen? 


Ferner ist aber bei den Gesellschaften eine derartige 
Spezialisierung überhaupt nicht erfolgt, sondern es sind 
die Werte in dem gesamten Vermögen bzw. in der bei- 
gefügten Vermögensaufstellung unter anderen Werten 
enthalten. Damit sind sie dem Finanzamt ‚angegeben‘. 
Müssen trotzdem nun alle Gesellschaften, Vermögens- 
massen und sonstigen Firmen ihrem Finanzamt noch eine 
besondere Anzeige einreichen? 


Ferner: nach welchem Stichtag richtet sich diese An- 
zeigepflicht? Die Verordnung sieht nichts dafür vor. So 
viel Fragen, so viel Zweifel. 


Im B. T. vom 31. Juli 1931 teilt Lion mit, daß eine 
Sondermeldung der Devisen nach inoffizieller Nachricht 
gegenüber dem Finanzamt mit der oben erwähnten Be- 
stimmung nicht gemeint sein solle. Es stehe ferner fest, 
daß die Reichsbank und die Devisenbanken auf Grund der 
Anmeldung der Devisen nach B. keinerlei Mitteilung an 
die Finanzämter machen. 


Nachdem der $ 7 Abs. 2 die Frist für die Abgabe der 
Vermögensteuererklärung bis zum 31. Juli 1931 ver- 
längert hat (inzwischen auch bis zum 31. August 1931 
weiter verlängert), folgt ein Abs. 3, der besagt, daß, wer bis 
zum 31. Juli 1931 steuerpflichtiges Vermögen einer be- 
stehenden Rechtspflicht zuwider beim Finanzamt nicht 
anzeigt, wegen dieser Steuerzuwiderhandlung nach den 
Vorschriften der Reichsabgabenordnung bestraft wird. 
(Bei vorsätzlicher Zuwiderhandlung in besonders schweren 
Fällen u. U. Zuchthaus bis zu ıo Jahren.) 
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Auch hier wieder eine ganze Anzahl von Zweifeln, 
Lion weist a. a. O. beispielsweise darauf hin, daß nach 
seiner Annahme ein etwa zum ı. Januar 1927 oder 1928 
nicht deklariertes und jetzt nicht mehr vorhandenes Ver- 
mögenstück nicht unter die Anzeigepflicht falle. Die Ver- 
ordnung enthält keinerlei Hinweis in dieser Beziehung, 
man wird Lion hierin aber ohne weiteres beistimmen 
können. 


Ein Gesichtspunkt, der aber meines Wissens überhaupt 
noch nicht angeschnitten worden ist, ist der, daß durch 
§ 7 Abs. 3 Satz ı die Unterlassung der Abgabe einer Ver- 
mögensteuererklärung als Steuerzuwiderhandlung be- 
zeichnet wird und damit unter die strafrechtlich verfolg- 
baren Delikte, also Delikte mit kriminellem Tatbestand, 
fällt. Hier wird nach meiner Auffassung der grundsätz- 
liche Begriff der Steuerzuwiderhandlung durchbrochen. 


Denn der Begriff ,‚Steuerzuwiderhandlungen‘ istim$ 392 
Abs. ı RAO grundsätzlich dahin festgelegt, daß es sich 
um „strafbare Verletzungen von Pflichten, die die Steuer- 
gesetze im Interesse der Besteuerung auferlegen‘‘, handeln 
muß, Es sind also drei Merkmale, die für die Steuer- 
zuwiderhandlung maßgebend sind, und zwar nicht ge- 
trennt voneinander, sondern zusammen. Posener hebt 
diese drei Merkmale richtig, wie folgt, hervor: Steuer- 
zuwiderhandlung liegt dann vor, wenn 


1. ein Steuergesetz Pflichten auferlegt, 


2. diese Auferlegung von Pflichten im Interesse 
der Besteuerung geschieht, 


3. diese Pflichten strafbar verletzt werden, — 
oder wenn dem Täter oder Teilnehmer Begünstigung 
gewährt wird. RAO. 356 a. F. 


Fehlt eines der genannten Merkmale, dann liegt eine 
Steuerzuwiderhandlung nicht vor. 


Nun bestimmt § 168 Abs. 2z RAO., daß das Finanzamt 
Steuerpflichtigen, die die Frist für die Abgabe einer 
Steuererklärung nicht wahren, einen Zuschlag bis zu 
10%, der endgültig festgesetzten Steuer auferlegen kann. 
Wie Mrozek usw. in Anm. 83 zu $ 168 Abs. 2 ($ 170 
Abs. 2 a. F.) unter Anführung der Entscheidung RFH, 3, 
332 richtig bemerken, bedeutet dieser Zuschlag keine 
Strafmaßnahme, sondern einen bloßen Rechtsnachteil für 
den Steuerpflichtigen. Durch diese Charakterisierung ist 
aber bewiesen, daß es sich bei Versäumnis der Frist- 
wahrung nicht um ein strafbares Delikt handelt, denn 
sonst würde ja statt eines Zuschlages eine Strafe fest- 
gesetzt sein müssen. Infolgedessen kann, weil das Moment 
der Strafbarkeit neben dem Moment der strafbaren Ver- 
ietzung einer Pflicht fehlt, eine Steuerzuwiderhandlung 
im Sinne der RAO. gar nicht vorliegen. Wenn daher 
§ 7 Abs. 3 das Versäumnis der Fristwahrung eine Steuer- 
zuwiderhandlung nennt, so wird hier im Widerspruch zu 
§ 392 Abs. ı in Verbindung mit $ 168 Abs. 2 RAO., der 
grundsätzliche Begriff der Steuerzuwiderhandlung durch- 
brochen. 


Man muß sich weiter vergegenwärtigen, daß bereits die 
Fristversäumnis grundsätzlich zu Strafen, u. U. sogar 
zu einer Zuchthausstrafe führen kann. Wie aber, wenn 
das Finanzamt einem Steuerpflichtigen schon vor Erlaß 
der Kapitalfluchtverordnung eine Fristverlängerung über 
den 31. Juli bezw. jetzt 31. August hinaus gewährt hat? 
Wird dieser Steuerpflichtige bei Nichtwahrung des Stich- 
tages vom 31. Juli — 31. August — ebenfalls ins Zucht- 
haus gesteckt? Oder, wenn er es nicht wird, wird hier 
nicht in ausgesprochener Weise mit zweierlei Maß 
gemessen? 

Alle diese Gesichtspunkte führen dazu, daß das Straf- 
maß des § 7 Abs. 3 vollkommen über das Ziel hinaus- 
schießt; es zielt aber auch über den notwendigen Zweck 
hinaus. Dies insbesondere unter Berücksichtigung der 
Verordnung über Zuschläge für Steuerrückstände vom 
20. Juni 1931 (siehe Seite 353/354), die im $ 2 
Abs, 2 ausdrücklich auf die Zuschläge des $ 168 
Abs. 2 RAO. hinweist und die Zuschläge des § ı für 
anwendbar erklärt. Verfolgt man diese doppelten 
Bestimmungen hinsichtlich desselben Gegenstandes 


2, Fortsetzung: Durchgriff voller Lücken. 


weiter, so kann es dem Steuerpflichtigen, der die Frist 
nach $ 7 Abs. 3 nicht wahrt, passieren, daß er mit den 
Strafen für Steuerzuwiderhandlungen bis zum Zuchthaus 
nach der Reichsabgabenordnung bestraft wird und außer- 
dem noch nach der Verordnung über die Verzugszuschläge 
mit den dort festgesetzten exorbitant hohen Beträgen. 
Es wird also nicht nur einmal über das Ziel hinaus- 
geschossen, sondern gleich zweimal. Warum? 

An- 


D. Die mysteriöse allgemeine 


zeigepilicht. 


Nach § 10 der Kapitalfluchtverordnung ist der zur An- 
zeige bei „der Behörde‘‘ verpflichtet, wer von dem Vor- 
haben oder der Ausführung einer in der Kapitalflucht- 
verordnung mit Strafe bedrohten Handlung glaubhafte 
Kenntnis erhält. 


Diese Bestimmung erstreckt sich zweifellos auf die 
Vorschriften gegen die Kapitalflucht und gegen die Steuer- 
flucht. Sie reicht insofern in die Vorschriften über die 
Steueramnestie hinein, als nach $ 7 Abs. 3 eine Anzeige- 
pflicht gegenüber dem Finanzamt bezüglich des steuer- 
pflichtigen Vermögens besteht. Die Nichterfüllung dieser 
Anzeigepflicht wird unter Strafe gestellt, so daß zwar die 
Nichtausnutzung der Steueramnestie hinsichtlich der Ver- 
mögensteuer Mitwisser zur Anzeige verpflichtet, nicht aber 
offenbar Mitwisser von Steuerzuwiderhandlungen gegen 
die Rechtspflichten der in der Steueramnestie genannten 
Einkommensteuer und Gewerbeertragsteuer. 


Verpflichtet zur Anzeige wird durch den $ 10, wer 
„glaubhafte‘‘ Kenntnis erhält. Was in diesem Sinne als 
„glaubhaft“ aufzufassen ist, darüber schweigt sich die 
Verordnung aus. Sie öffnet damit, wie schon in der Ein- 
leitung betont, dem übelsten Denunziantentum Tor und 
Tür. Sie bringt aber auch durch diese Anzeigepflicht all- 
gemein beispielsweise Angestellte in seelische und ma- 
terielle Konflikte, die bei Erfüllung der Anzeigepflicht zu 
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den schwerwiegendsten Rechtsfolgen führen können. 
Denn es ist keineswegs anzunehmen, daß ein Arbeitgeber 
einen Angestellten, der der Anzeigepflicht genügt hat, 
auch nur noch einen Tag länger beschäftigen wird. Nach 
meiner Ansicht kann der Arbeitgeber hierzu rechtlich auch 
gar nicht gezwungen werden. Den Schaden hat also wie 
immer in solchen Fällen der wirtschaftlich Schwächere, 
also beispielsweise der Angestellte zu tragen. 


Die allgemeine Anzeigepflicht ist aber auch praktisch 
vollkommen wertlos, da sie den Verstoß gegen die Anzeige- 
pflicht nicht unter Strafe stellt. Sie hat insofern vielleicht 
die Ungeheuerlichkeit der Folgen nach dem vorher Ge- 
sagten selbst empfunden. In diesem Zusammenhange 
möchte ich auf das verweisen, was in der Berliner Nacht- 
ausgabe vom 22. Juli 1931 der Oberregierungsrat am 
Landesfinanzamt Berlin, Dr. jur. et phil. v. Lilien- 
thal, sagt: 


„Man wird sich fragen müssen, ob hier die Vorschriften 
des Strafgesetzbuches über Begünstigung Platz 
greifen. Grundsätzlich gilt das Unterlassen einer Anzeige 
nicht als Begünstigung. Dagegen kann, nach der Recht- 
sprechung des Reichsgerichts, in dem Unterlassen einer 
Handlung, zu deren Vornahme eine rechtliche Verpflich- 
tung besteht, eine Begünstigung erblickt werden. Eine 
Bestrafung wegen Begünstigung würde also im vorliegen- 
den Falle insofern möglich sein, als die Notverordnung 
eine rechtliche Verpflichtung zur Anzeige aufstellt. Völlig 
klar sind die strafrechtlichen Folgen des Unterlassens der 
Anzeige nicht. Dagegen ist zweifelsfrei, daß der Gesetz- 
geber eine Anzeigepflicht schaffen will.“ 


Dieser Auffassung ist beizustimmen, wenn auch die 
ausschließliche Beschränkung der Auslegung auf die so- 
genannte Begünstigung den Fragenkomplex nicht er- 
schöpft. In der Nichterfüllung der Anzeigepflicht kann 
beispielsweise auch Beihilfe liegen. Weiter kann darin 
Steuergefährdung, Steuerhinterziehung usw. erkennhar 
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Erfahrungsaustausch der Praxis 


Der Schuldner wird von seinem Lieferanten gestützt! 


Ein altes, durch mehrere Generationen hindurch be- 
stehendes Geschäft wendet sich an seine Gläubiger... 
Vergleich? Konkurs? — Ein Vergleich kommt zustande 
und zwischen der Schuldnerfirma und ihren Lieferanten 
wird folgender Vertrag geschlossen, der 


die Schuldnerin vor dem Ruin retten 
soll: 

„Zwischen der Firma . . . {im Vertrage ‚Schuldnerin‘ 
genannt) und ihren Lieferanten: 
on ee E Ban Me) 
(im folgenden ‚Lieferanten‘ genannt) wird folgender 
Vertrag geschlossen: 


$ 1. Durch die heutige wirtschaftliche Lage wurde die 
Schuldnerin zum Vergleich gezwungen, der auf der Basis 
von 35 v. H. erledigt wird. Die Lieferanten erklären 
sich mit dem Vergleich einverstanden. Die 35 v. H. 
werden in 10 Raten à 3,5% zur Verteilung gebracht. 
Die erste Rate ist fällig am ..., jede weitere einen Monat 
später. 

§ 2. Um zu sehen, ob es möglich und zweckmäßig ist, 
das Geschäft in dieser krisenhaften Zeit fortzuführen, 
ohne wieder Gefahr laufen zu müssen, in einen neuen 
Vergleich hineinzusteuern, geschieht folgendes: 

Saal ire berwachung des Geschäftes 
übernehmen die Lieferanten; aus ihrem Kreise wird ein 
Obmann bestellt, der die Schuldnerin zu überwachen hat. 


Der Obmann kann ein Bücherrevisor sein. Die dadurch 
entstehenden Kosten trägt die Schuldnerin. 

$4. Die täglich eingenommenen Gel- 
der werden am nächsten Morgen auf ein besonderes 
Sperrkonto bei der X-Bank eingezahlt, über das nur der 
Obmann, bzw. sämtliche Lieferanten zusammen, ver- 
fügen können. Aus diesem Sperrkonto zahlt der Obmann 
die fälligen Raten und vier Wochen nach Schluß des 
Liefermonats die Rechnungen. Sollte das Geld nicht 
zur Begleichung aller fälligen Rechnungen reichen, so 
werden proportional zu den Rechnungsbeträgen Teil- 
zahlungen geleistet. 

§5. Der Obmann hat der Schuldnerin das Geld 
für den notwendigen Lebensunterhalt zu gewähren und 
für Gelder, die für den laufenden Geschäftsverkehr be- 
nötigt werden, zu sorgen. Der Obmann hat für die Sen- 
kung der Unkosten zu sorgen und die Schuldnerin zur 
bescheidenen Lebensführung anzuhalten. 

§ 6. Monatlich sind dem Obmann von der Schuldnerin 
folgende Aufstellungen zu überreichen: 


a) eine Aufstellung der Debitoren mit Namen und Adressen, 
b) eine Zusammenstellung der Creditoren, 

c) eine Umsatzaufstellung, 

d) eine Aufstellung der Unkosten, 

e) eine Monatsbilanz. 


§ 7. Die von obigen 7 Lieferanten an die Schuld- 
nerin gelieferte Ware bleibt bis zur vollen 
Barzahlung Eigentum der Lieferanten. Etwaige Pfändung 
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werden. Damit zeigt sich aber, daß der Kreis, den die 
Anzeigepflicht ziehen will, tatsächlich bereits geschlossen 
ist durch die steuerstrafrechtlichen Bestimmungen der 
Reichsabgabenordnung. Der § ro der Kapitalflucht- 
verordnung ist damit als vollkommen überflüssig gekenn- 
zeichnet. Es muß deshalb erwartet werden, daß eine 
Durchführungsverordnung diese Bestimmung lediglich als 
eine Erinnerung an die strafrechtlichen Bestimmungen 
der RAO. auslegt und auf die diesbezüglichen Bestim- 
mungen der RAO. verweist. Inder augenblicklichen Form 
ist die Vorschrift einer Katze gleich zu achten, die sich in 
den Schwanz beißt. 


E. Buchführung für Jedermann. 


Nach der Notverordnung vom I. Dezember 1930 wurde, 
wie es hier mehrfach behandelt worden ist, die Buch- 
führungspflicht wesentlich erweitert (u. a. bekanntlich 
schon von einem Gewerbeertrage über RM. 6000.— an). 
Diese Vorschrift lief den Wortlaut nach hinaus auf eine 
ordnungsgemäße Buchführung im Sinne des HGB. Bis 
heute fehlt eine nähere Erklärung dafür, was unter der 
Bestimmung des $ 161 Abs. ı (,,. .. verpflichtet, Bücher 
zu führen und auf Grund jährlicher Bestandsaufnahmen 
regelmäßig Abschlüsse zu machen“) eigentlich zu ver- 
stehen ist. 


Gleichwohl überrascht die Kapitalfluchtverordnung mit 
dem $ 9 Ziff. ı dahin, daß jetzt sogar der seine Einnahmen 
und Ausgaben fortlaufend aufzuzeichnen und alljährlich 
eine Zusammenstellung über sein Vermögen anzufertigen 
hat, der nach den bei der letzten Veranlagung getroffenen 
Feststellungen Reineinkünfte gehabt hat, die eine gewisse 
vom RFM. zu bestimmende Grenze überschreiten. 


Man wird auf diese bisher noch nicht festgesetzte Grenze 
im Zusammenhang mit dem $ 161 Abs. r Ziffer ı d RAO. 
gspannt sein dürfen. Außerdem müßte schon außerordent- 
lich genau angegeben werden, was dann unter „Ausgaben“ 


zu verstehen ist. Denn u. U. kann diese Sache doch reich- 
lich weit gehen. Es besteht die dringende Gefahr, daß 
diese Bestimmung der Kapitalfluchtverordnung eine so- 
wohl vom fiskalischen wie auch privatwirtschaftlichen 
Standpunkt aus gänzlich unproduktive und um so kost- 
barere Belastung ergeben wird, ganz zu schweigen von 
den unter den Begriff ‚„Steuerkuriosa‘‘ fallenden Möglich- 
keiten. (Wozu ich gleich im Hinblick auf die Notverord- 
nung über die Aufhebung der Pressefreiheit bemerke, daß 
dieses Stichwort nicht von mir, sondern meines Wissens 
von Lion stammt.) An dieser Sache ändert auch 
nichts die Bestimmung, daß das Finanzamt für einzelne 
Fälle Erleichterungen widerruflich bewilligen kann, da 
es ja ausdrücklich nur einzelne Fälle sein sollen. 


Der $ 162 ist mit Rücksicht auf die vorstehende Be- 
stimmung dahin erweitert, daß auch ‚‚die sonstigen Unter- 
lagen“ ıo Jahre aufbewahrt werden müssen. 


Die im $ 162 Abs. 9 festgelegte Buchprüfung ist jetzt 
auch insoweit zulässig, als es sich nicht um die Verhält- 
nisse der Personen oder Unternehmer handelt, deren 
Bücher geprüft werden, sondern um die Aufklärung 
der Verhältnisse von Arbeitnehmern, die im Dienst der 
Personen oder Unternehmen gestanden haben oder stehen. 


Daß nach all dem Vorstehenden die Nachschau im 
Sinne $ 193 Abs. ı Satz r auch auf die Personen aus- 
gedehnt wird, die nach $ 160 Abs. 2 Aufzeichnungen zu 
machen haben, ist beinahe selbstverständlich. Man fragt 
sich, wie die Steuerbeamtenschaft, die bereits unter der 
bisherigen Arbeitsbelastung schwer gelitten hat, diese 
Arbeitsberge bewältigen soll, die nach meiner Auffassung 
zum großen Teil als gänzlich unwirtschaftlich und, wie: 
sich an den steuerlichen Ergebnissen zeigen wird, auch 
als sachlich unbegründet abzulehnen sind. 


Carl Fluhme. 


usw. von anderer Seite ist sofort dem Obmann mitzu- 
teilen. — Die Waren sind von der Schuldnerin haupt- 
sächlich gegen bar zu verkaufen. Bei Kreditverkäufen 
muß geprüft werden, ob der Kunde sicher ist; die Schuld- 
nerin hat sich von ihren Kreditkunden drei Wohnungs- 
bescheinigungen und eine Gehaltsbescheinigung des 
Arbeitgebers des Kunden vorlegen zu lassen. Die Ware 
darf nur unter Eigentumsvorbehalt abgegeben werden. 
Höchstziel: sechs Monate, 

88. Monatlich sind sämtliche Außen- 
stände dem Obmann zu zedieren; die 
Kunden der Schuldnerin werden davon nur benach- 
richtigt, wenn es nach Meinung des Obmanns bzw. der 
Lieferanten notwendig ist. 

89. Die ausgehenden Rechnungen 
haben Warenart und Nummer zu tragen, so daß an Hand 
dieser Rechnungen eine genaue Lagerbuchführung mög- 
lich ist. Auch die Kassenzettel sind mit den Zeichen zu 
versehen. Von jeder aus- und eingehenden Rechnung 
sowie von jedem Kassenzettel hat der Obmann eine 
Zweitschrift zu bekommen. Der Obmann hat das Recht, 
sich im Betriebe aufzuhalten, Anordnungen zu treffen, 
alle Bücher einzusehen und, wenn notwendig, selbst 
Buchungen vorzunehmen. 

§ 10. Die Schuldnerin verpflichtet sich, Waren, 
die beiobigen Firmen erhältlich sind, 
vonkeineranderen Firma zu beziehen. 
Die Lieferanten verpflichten sich, zu regulären Listen- 
preisen zu fakturieren und der Schuldnerin ein Ziel von 
vier Monaten nach Schluß des Liefermonats einzuräumen. 
Artikel, die von obigen Firmen nicht geführt werden, kann 
die Schuldnerin von anderen Firmen beziehen. Diese 
Waren dürfen nur von den Firmen bezogen werden, die 
die denkbar günstigsten Angebote machen; diese Ange- 
bote sind vom Obmann zu prüfen. Der Obmann hat 
darüber zu entscheiden, ob ein Nebenartikel gekauft 
wird oder nicht. 

§ 1r. Obige Lieferanten verpflichten sich, einzeln keine 
gerichtlichen Schritte gegen die Schuldnerin zu unter- 
nehmen. 
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§ r12. Will ein Lieferant aus dieser Lieferantenvereini- 
gung austreten, so hat er diesen Vertrag einen Monat 
vor Vierteljahresschluß beim Obmann durch einen ein- 
geschriebenen Brief zu kündigen. — Will eine andere 
Firma in diese Lieferantenvereinigung aufgenommen 
werden, so müssen 70 v. H. der Lieferanten dafür stimmen. 

§ 13. Vierteljährlich findet eine Versammlung der 
Lieferanten statt, in der der Obmann Bericht erstattet 
und bei der beschlossen wird, ob die Firma Y weiter be- 
stehen soll oder ob sie liquidieren soll. Sind 70 v. H. der 
Lieferanten für Liquidation, so ist diese beschlossen. 
Die Lieferantenvereinigung bestellt den Liquidator. 

§ 14. Als Gerichtstand ist vereinbart. 

§ 15. Der Vertrag tritt in Kraft am ... und endet auf 
Beschluß der Lieferantenversammlung. 

§ 16. Sowohl die Lieferanten als auch die Schuldnerin 
hoffen, daß die jetzige Wirtschaftskrise bald behoben 
sein möge, auf daß die alte Firma Y die Zügel wieder 
allein in die Hände nehmen kann! 


Se ee nalen „nalen one sa 
Die Lieferanten 
EEE 


Diese Lösung ist sehr gut! 

Viele Geschäftsinhaber leben heute über ihre Verhält- 
nisse. Sie halten sich ein Privatauto; fragt man sie, wes- 
halb sie dies in dieser schweren Zeit tun, sagen sie, das 
gehöre zur Werbung! Viele haben eine übergroße Woh- 
nung, sie nehmen im Geschäft moderne Umbauten vor 
— alles auf Kosten der Gläubiger, mit denen sich ja doch 
ganz leicht ein Vergleich schließen läßt! Denn welche 
Gläubigerfirma prüft denn heute ganz genau die einzelnen 
Bilanzpositionen beim Vergleichsvorschlag? Die wenig- 
sten! — Um dem leichtsinnigen Treiben einiger Schuldner 
zu steuern und über die Krisenzeit hinwegzuhelfen, ist 
dieser hier vorgeschriebene Vertrag eines der Rettungs- 
mittel. Er nutzt den Gläubigern: sie haben Umsatz und 
Gewinn. Er nutzt den Schuldnern: sie behalten ihre 
Existenz und lernen wieder richtig wirtschaften. 

Kurt Herrmann. 


Die Schuldnerin 
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Das Privatvermögen verwalten 


Zu leicht neigt der Geschäftsmann als Privatmann 
dazu, hinsichtlich seiner privaten Vermögensvyerwaltung 
behelfsmäßig zu handeln und zu arbeiten. 

Es sollte aber auf 
eine übersichtliche und sorgfältige Verwaltung des 

Privatvermögens 
keinesfalls verzichtet werden. Man denke an die großen 
Schwankungen bei einer Geldentwertung, die vorhan- 
denen und noch kommenden Steuern und die Abgaben 
anderer Art. Besonders in bezug auf die Steuern muß 
vorgebeugt werden, daß das Finanzamt nicht mangels 
ausreichender Aufzeichnungen zu Einschätzungen Ver- 
anlassung hat. Was dabei herauskommt, sind nicht nur 
Unannehmlichkeiten und Ärger, sondern es können 
auch Nachteile daraus erwachsen. Es kann daher nicht 
dringend genug geraten und empfohlen werden, eine Buch- 
führung, wenn auch eine noch so einfache, einzurichten. 
Wie und nach welchem System ist dabei Nebensache, 
wenn der Zweck, eine gute Übersicht, damit erreicht 
wird. Der folgende Entwurf wird in Vorschlag gebracht: 

KASSEBUCH. Form.ı 


Einnahmen Ausgaben 


davon 
- Ge- ab- 
Bezeichnung samt | zugs- 


Ausführliche 


fähig 


Vortrag 


Monatsgehalt 
Haushaltung 


*) Wenn die Steuer berücksichtigt ist, sonst in Spalte steuerpflichtig 


Das Formular läßt ohne weiteres erkennen, daß zu 
den Aufzeichnungen keinerlei Kenntnisse der Buch- 
führung erforderlich sind. Im Notfalle können Familien- 
angehörige dem Hausherrn diese Arbeiten abnehmen. 
Zu klären sind nur die Fragen: 
I. was ist steuerpflichtig und | Wenn 
2. was ist abzugsfähig 
diese Punkte auch aus den amtlichen Steuervordrucken 
zu ersehen sind, so wird man doch gut tun, sich ein 
ausführlich gehaltenes Verzeichnis darüber anzufertigen, 
wodurch das zeitraubende Nachschlagen in den Vor- 
drucken oder den Steuergesetzen in Wegfall kommt. 

Das Kassebuch ist monatlich abzuschließen. Alsdann 
sind den Steuervordrucken angepaßte Auszüge daraus 
zu machen, welch letztere als Unterlagen für die Jahres- 
abrechnung dienen. 

Ergeben sich bei den Eintragungen in das Kassenbuch 
trotz genauester Orientierung doch noch Zweifel über 
das, was steuer- oder nichtsteuerpflichtig oder was abzugs- 
oder nichtabzugsfähig ist, dann schreibt man wohl den 
Gesamtbetrag ein, überträgt diesen aber zunächst 
noch nicht in die Verteilungspalten, sondern wartet 
damit bis zur endgültigen Entscheidung. Damit eine 
solche Stelle in der Erinnerung bleibt, macht man sich 
eine Notiz. So sind z. B. in dem Entwurf die für den 
Haushalt ausgeworfenen RM. 200.— restlos in die Spalte 
„nichtabzugsfähig‘‘ überschrieben worden. Ergibt sich 
nun am Monatschluß, daß der Haushalt Beträge gezahlt 
hat, die abzugsfähig sind, dann muß die Buchung be- 
richtigt werden. Um dies zu umgehen, wartet man bei 
solchen oder bei ähnlichen Posten mit der Verteilung bis 
zur Abrechnung am Monatsende. 


und was nicht. 


Wird ein Bankkonto unterhalten, so ist dieser Verkehr 
auf einem besonderen Vordruck mit Spalten für Soll und 
Haben zu buchen. Gewöhnlich erteilt die Bank halb- 
jährlich Kontoauszüge. Diese sind mit den eigenen Auf- 
zeichnungen auf ihre Richtigkeit zu prüfen. Ergibt sich 
Übereinstimmung, dann werden die einzelnen Verkehrs- 
posten steuertechnisch zusammengestellt, um sie am 
Jahresschluß in die Gesamt-Abrechnung einzugliedern. 

Ein Wechselverkehr wird sich beim Privatmann wohl 
selten ergeben, wenn aber, dann müssen über Ein- und 
Ausgänge, wiederum auf einem besonderen Formular, 
auch hierüber angepaßte Niederschriften gemacht werden. 

Des weiteren sind laufend genaue Aufzeichnungen 
zu machen über den Verbleib 
des Haushaltungsgeldes, 
Grundstücke und 
Gebäude 
vorhanden sind, auch über diesbezügliche Werte, sowie 
laufende Einnahmen und Ausgaben. 

Den Schlußstein bildet 
die Vermögensaufstellung, 
bei welcher auf eine übersichtliche Gruppierung der ein- 
zelnen Wertposten große Sorgfalt zu verwenden ist. 

Auf die Einrichtung eines Haushaltungsbuches hier 
näher einzugehen, dürfte sich erübrigen, da entsprechende 
Vordrucke in den einschlägigen Papierhandlungen käuf- 
lich zu haben sind. Welche Art Zahlungen aus der Haus- 
haltungskasse zu machen sind, ergibt sich aus dem Vor- 
druck. Es kann aber auch eine andere Einteilung als 
die der Vordrucke wünschenswerter und zweckmäßiger 
sein, oder man will nicht allzuviel Geld durch die Haus- 
haltungskasse laufen lassen. In solchen Fällen müßte die 
Lineatur natürlich selbst vorgenommen werden, wobei 
man sich die käuflichen Vordrucke evtl. als Muster dienen 
lassen kann, 

Bei Grundbesitz empfiehlt es sich, über jedes einzelne 
Stück Land entsprechende Aufzeichnungen zu machen. 
Es geschieht dies am besten auf sogenannten Grund- 
stückskarten, etwa wie folgender Entwurf: 


GRUNDSTÜCKSKARTER........ 
(Vorderseite) 
Kalasteramt Inh... 36a aa ee 


und, wenn 


Form. 2 


Amtsgericht 2. 2: Na aee a 
Grundbuch von: 
a) Band: 


am 

Gestehungswert: M/qm .............00: insgesamt RM........-..2.... 

Schätzungswert: M/qm ............. insgesamt RM. ...... u An 

Verkante kan werd Kurse Mal... ee A 2 ee 

A us a Bun >. 

Verkaufspreis: M/qm.......- “nee... insgesamt RM. ............ 
Bemerkungen: 


Zeit- 

Datum Bezeichnung 
der £E gang |[wert] 
Verände- Te m 


größe 
insgesamt insgesamt 


‚|| RM.| RM.I|RM.| ha! a qm 


Bei Zukauf einer anliegenden Parzelle oder bei Ver- 
kauf eines Teils des Grundstücks, ist für diese Stücke 
eine besondere Karte (Vorderseite) anzulegen, die Größe 
und der Wert jedoch sind auf der Rückseite der Sta m m- 
karte zu berücksichtigen. Solche Nebenkarten bekommen 
die Nummer der Stammkarte mit dem Zusatz a, b, € usw., 
womit angedeutet wird, daß die Karten zusammen- 
gehören. 


rungen 


365 


366 


Unter Bemerkungen werden im Laufe der Zeit alle 
diejenigen Momente aufgezeichnet, die wertvoll sind und 
nicht in Vergessenheit geraten dürfen, z. B. über Zufuhr- 
wege und dergleichen. Auch können Fälle eintreten, die 
es für praktisch erachten lassen, die bestehende Kulturart 
in eine andere umzuwandeln. Wird die Ausführung Tat- 
sache, dann ist das natürlich einzuschreiben. 

Veränderungen anderer Art wie: Anbringung einer 
Umzäunung, Einrichten von Be- und Entwässerungs- 
anlagen usw. usw. gelangen ebenfalls auf der Rückseite 
der Grundstückskarte zur Notiz. 

Es bleibt unbenommen, den Zeitwert und die -größe 
nach jeder Veränderung oder am Jahresende festzustellen. 


Für Gebäude wird der folgende Entwurf empfohlen: 


GEBÄUDEKARTEN........ Form. 3. 
(Vorderseite) 

Amtsgerichtis con reset re Katasteramt: 
GEUNGDUCH VOR Seea nen ee a nude Band-ı.. oe 
EST nr re STADT EM 
Gattin a A T N A R Erbaut am: 
Angekauit: Von iwem: zas, ioien i eni e i nee aA 

am: me en seh a E A T A N. 
Bauwert: RM............. Kaufwert: RM......, s.. Nutzfläche qm: .... 


Schätzungswert RM 
Verkauft: an wen 
An se ra en 
Bemerkungen: 
Feuerversicherung usw. usw. 


Bezeichnung - 
der Abschrei- 


Veränderungen verses bung 
RM. | % | RM. 


Das über die Handhabung der Grundstückskarte Ge- 
sagte gilt im großen und ganzen auch für die Gebäude- 
karte. 

Kommen ganze Gebäude oder Teile derselben zur 
Vermietung, so sind auch darüber Nachweise zu führen. 
Für solche dürfte sich der nachstehende Entwurf eignen. 


WOHNUNGSLISTE 
zu Gebäudekarte Nr........ 


Form 4. 


I1. Lage: a) Ort 
b) Straße 
2. Vermietet: a) Gebäudeteil............- 
CyLZUDENOr a ee ee eat ihn ee aa 
Ehre BE A E 
3. Mieter: a) Vor- und Zuname 
b) Stand 
c) Letzte Wohnung 
4. Miete usw.: 


Ab Jahr | Mon. 


Wohnräume 
Zubehör 


Schornsteinfegen 


Wasser 


D. Kündigung saaten ce. EN Nr 
6. Andere Vereinbarungen: 


Jan. | ee ae Mai 
RM. | RM. | RM. | RM. | RM. 
Wohnräume ....,,.r.ssese 
ZUDENOL E REE E E 
Schornsteinfegen........-.- 
Wasser eng  nalnere sfr 


WOrERUMIE Di ea ea San 
Zubehör 


1931 


Monats-Beträge 


RM. | RM. 


Die Wohnungsliste ist in Kartenform gedacht. Auf der 
Vorderseite finden die Notierungen zu Ziffer r bis 6 Auf- 
nahme und auf der Rückseite zu Ziffer 7. Jeweils werden 
bei Mieterwechsel neue Karten angelegt. Werden Ver- 
einbarungen neben dem Mietvertrag getroffen, so wird 
die bezügliche Niederschrift unter Ziffer 6 gemacht. Die 
horizontalen Additionstriche (Form. 4, Ziffer 7) werden 
praktischerweise nach Bedarf gezogen und nicht gleich 
mitgedruckt. 


Damit wären die laufenden Vorarbeiten erledigt. 
Sind ız Monate abgerechnet, dann sind deren Einzel- 
ergebnisse in einer Jahresübersicht zusammenzufassen. 


Nicht aber genügt es dem Privatmann, über seine 
Einnahmen und Ausgaben unterrichtet zu sein, er muß 
auch wissen, ob und welches Vermögen er besitzt. Neben 
seinem persönlichen Interesse daran muß er sich auch 
der Steuerbehörde gegenüber dieserhalb ausweisen können. 
Als Unterlagen für die Vermögens-Ermittlung dienen 
die verschiedenen vorbeschriebenen Aufzeichnungen. 
Man wird sich auch hierbei den Steuervordrucken an- 
passen und die Werte etwa, wie folgt, gliedern: 


ı. Vermögen: 


a) Grundstücke ....... 


b)2Gebauder. rem. n oao ag 

c) Kapital-Vermögen .. p esasi. 

daS Ons TIPES asisas ara e RMR 
2. Schulden: 

a) Hypotheken........ RM I... 

b) Darlehen ........... PAoa Bor 

EI Sonstiges an ae ee ; RM. 
3. Vermögensbestand .........srer.00 RM. 2 MO, E 

h ZUWACHSE. A... RM ee \ gegen 
HV en a dr gege 

ee Verminderung .. u er. 0: . | Vorjahr 


Hierbei ist es zweckmäßig, auch die Bestandteile der 
einzelnen Hauptwertgruppen ersichtlich zu machen. So 
z. B. wird man, wenn mehrere Grundstücke und Ge- 
bäude vorhanden sind, ein jedes besonders aufführen. 
Ebenso sind bei Kapital-Vermögen usw. Untergruppie- 
rungen nicht nur geboten, sondern unbedingt notwendig. 
Zum Vermögen gehören ferner auch Wagen, Pferde, 
Milchvieh und dergleichen mehr. 


Bedingung für die einzelnen Wertansätze ist unantast- 
bare Genauigkeit, 


Die Buchführung in vorstehendem Sinne beschränkt 
sich zwar auf das Allernotwendigste, gewährt aber trotz- 
dem einen ausreichenden Überblick. Was einige Arbeit 
verursacht, ist die erstmalige Einrichtung, dagegen ist 
die spätere Handhabung eine äußerst einfache. Sämt- 
liche Einnahmen und Ausgaben laufen durch das Kassen- 
buch Form. ı und erhalten darin ihre steuertechnische 
Aufteilung. 


Albert Heimbach. 


Juli 


Aug. 
RM. 
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Beieg und Bilanz 3 12 | Beratung: Steueramnestie — 
4- Jahrgang, Heft 23 Ordnungsmäßige Buch- 
10. August 1931 führung (Veranlagung) 


Aus dem Tagebuch des Beraters 
Für die Beantwortung von Fachiragen gilt folgendes: 


1. Die erste Beratung innerhalb einesVierteljahres ist kostenfrei, wenn 
sie eine Briefseite nicht überschreitet. Diese Vergünstigung gilt jeweils nur bis zum Ablauf des betreffenden 
Vierteljahres. Für die erste darüber hinausgehende, angefangene Briefseite wird stets eine Auskunfis- 
gebühr von RM.3.—, für jede weitere angefangene Briefseiie RM. 4.— erhoben. 

2. Jede weitere Beratung innerhalb des gleichen Vierteljahres kostet je angefangene Briefseite RM. 4.—. 

3. Jeder Anfrage ist die laufende Bezugsgeldquittung und Freiumschlag beizulegen. 

Bei Anträgen auf Auskunft wird das Einverständnis mit den Bedingungen nach Ziffer I u. 2 vorausgeselzl. 

4, Ueber die Auskunftsgebühr wird Rechnung erteilt. Der Betrag ist auf die im Kopf jedes Hejies ange- 
gebenen Geldkonten der Muth’schen Verlagsbuchhandlung in Stuitgart zu überweisen. 

5. Sämtliche Anfragen sind zu richten an Carl Fluhme, Berlin-Johannisthal, Friedrichstraße 44, 
Beantwortung erfolgt in der Reihenfolge des Eingangs. 


Steueramnestie mit Bedenken (Kapitali VO. § 8). 


Für den inzwischen eingetreienen Rechtszustund lies nicht 
31. Juli sondern 31. August. 


Die Bestimmungen der Kapitalfluchtverordnung vom 
18. 7. 1931 sind zum großen Teil so unklar, daß auch be- 
sondere Steuerautoritäten wie Lion nicht wissen, was 
daraus zu machen ist. Ich will aber nachstehend ver- 
suchen, Ihrern Fragefall auf den Grund zu gehen: 

Soweit in Ihrem Falle die Amnestie für die Vermögen- 
steuer in Betracht kommt, werden von dieser Amnestie, 
also von der Steuerstrafe und der Nachzahlungspflicht 
bei Anzeige seitens des Steuerpflichtigen die gesamten 
nichtangegebenen Vermögenswerte erfaßt, die bis zum 
31. 12. 1930 vorhanden, aber nicht angegeben worden 
waren. Das ergibt sich aus $ 8 Abs. 2 Ziff. ı der Kapital- 
fluchtverordnung hinsichtlich der Nachzahlungspflicht, 
mit den Worten ‚„Vermögensteuernachzahlungen, die auf 
die Zeit vor dem 1. Januar 1931 entfallen‘, 

Es kommt dem Staat tatsächlich nur auf das Vermögen 
an, das am I, Januar 1931 bestanden hat und bis zum 
31. Juli 1931 mit der Vermögensteuererklärung zu dekla- 
rieren ist. Dieser Vermögenstand vom I. Januar 1931 
gilt auch für die an sich gegebenen Steuerstrafen, da $ 8 
Abs. ı generell Straffreiheit erklärt für Werte, die bis 
zum Ablauf des 31. Juli 1931 angezeigt werden, während 
§ 7 Abs. 3 betreffend die Anzeigepflicht gegenüber den 
Steuerbehörden besonders betont, daß, wer bis zum 31. Juli 
1931 steuerpflichtiges Vermögen einer bestehenden Rechts- 
pflicht zuwider dem Finanzamt nicht anzeigt, wegen 
dieser Steuerzuwiderhandlung nach den Vorschriften 
RAO, bestraft wird usw. Danach gilt die Straffreiheit 
also nur für unterschlagene Werte, die vor dem ı. Januar 
1931 bestanden haben bezw. nicht angegeben worden 
sind. Das entspricht auch dem, was Lion in diesem 
Punkte über die Steueramnestie sagt. 

Zweifelhaft ist aber, was der $ 8 der Kapitalfluchtver- 
ordnung unter „nichtangegebene Werte“ versteht. Man 
weiß nicht, ob dieser Begriff nicht etwa nur „nichtange- 
gebene Gegenstände‘ bedeuten soll. Diesbezüglich drückt 
Lion die bestehenden Zweifel treffend folgendermaßen aus: 

„Ein Steuerpflichtiger hat 1928 eine einmalige Ein- 
nahme nicht zur Einkommensteuer deklariert. Den ein- 
genommenen Betrag hat er verausgabt, oder Möbel usw. 
dafür gekauft. Findet auf ihn die Amnestie überhaupt 
Anwendung? Was für „Werte‘‘ soll er anzeigen? Er 
könnte doch nur mitteilen, daß er seinerzeit das Ein- 
kommen falsch deklariert habe und die dadurch erlangten 
„Werte“ nicht mehr besitze. 

Oder: Aus verschwiegenem Einkommen früherer 
Jahre hat ein Steuerpflichtiger Wertpapiere zum da- 
maligen hohen Kurse gekauft. Die Papiere sind noch 
vorhanden, haben aber nur noch den halben Kurs. Ge- 
nügt es, wenn er die Papiere jetzt anzeigt? Oder muß er 
die damals nicht angegebenen „Werte“, also die da- 
maligen vollen Beträge anzeigen ?‘' 

Unabhängig von diesen Zweifeln bin ich der Auf- 
fassung, daß die Verordnung nicht nur Werte schlechthin 


meint, sondern auch Gegenstände, die in irgendeiner 
Form doch einen Wert repräsentieren. 

Für den Fragefall kommt nach meiner Auffassung 
die Anzeige bezüglich der Vermögensteuer gar nicht in 
Betracht, weil eine Vermögensteuer nicht hinterzogen 
ist, da einmal der entsprechende Wert in dem Grundstück 
liegt, das doch zweifellos seinem Einheitswert entspre- 
chend zur Vermögensteuer herangezogen worden ist, 
und dann, weil dem Wert der RM. 10 000.— eine Dar- 
lehenschuld gegenübersteht. Im Endergebnis ist die 
Steuerbehörde also nicht geschädigt worden. 

Hinsichtlich der Einkommensteuer usw. legt Lion die 
Bestimmung des § 8 Abs. 2 Ziff. 3 der Kapitalfluchtver- 
ordnung richtig folgendermaßen aus: 

Dagegen gilt für die Einkommen- und Körperschaft- 
steuer nur die Zeit bis zum Ende 1929 (bei abweichendem 
Geschäftsjahr sogar nur für das im Jahr 1929 geendete 
Geschäftsjahr) als erledigt. Es muß also doch eine Nach- 
prüfung insoweit stattfinden, als der Steuerpflichtige 
nachweisen muß, daß er die jetzt angegebenen Werte 
nicht erst im Jahre 1930 (oder seit Ende des Geschäfts- 
jahres 1928/29) erworben hat, oder daß dieser Erwerb 
nicht einkommen- oder körperschaftsteuerpflichtig war. 

Im Fragefall ist das nichtversteuerte Einkommen von 
RM. 10.000.— offenbar entstanden in der Zeit vor dem 
I. Oktober 1928. Es hätte also spätestens bei der Ein- 
kommensteuererklärung für den Steuerabschnitt 1928 
deklariert werden müssen, bei Anfall in einem früheren 
Steuerabschnitt entsprechend früher. Nun wird von 
der Steueramnestie natürlich niemand Gebrauch machen, 
der Beträge hinterzogen hat, die vor dem 1. Januar 1920 
als Einnahmen angefallen sind, weil solche Einnahmen 
hinsichtlich des Anspruchs des Steuerfiskus verjährt sind, 
(§ 144 Satz 1, 2. Halbsatz RAO.). 

Wenn im Fragefall die RM. 10 000.— aus Einkommen 
vor dem ı. Januar 1920 stammen, ganz oder teilweise, 
dann wäre hinsichtlich der entsprechenden Beträge also 
nach meiner Auffassung eine Anzeige überflüssig, zumal 
eine Strafe und auch Nachzahlung dann nicht in Be- 
tracht kommt. 

Liegen die Einnahmen (insgesamt RM. 10 000.—) 
aber in der Zeit zwischen dem ı. Januar 1920 und dem 
31. Dezember 1929 bzw. bei vom Kalenderjahre ab- 
weichendem Geschäftsjahr am letzten Tage oder bis zum 
letzten Tage des im Jahre 1929 endenden Geschäfts- 
jahres, dann ist in jedem Falle zu raten, daß der Steuer- 
pflichtige von der unter den Bestimmungen der Kapital- 
fluchtverordnung über die Steueramnestie vorgesehenen 
Anzeigemöglichkeit Gebrauch macht. 

Aus dem auf Seite2 Absatz ı meines Briefes ange- 
führten Zitat von Lion könnte man unter Umständen 
schließen, daß im Fragefalle die RM. 10000. Ein- 
nahmen gar nicht mehr vorhanden seien, deshalb, weil 
dem Separatkonto bei der Bank, auf das RM. 10 000.— 
eingezahlt sind, ein Darlehenkonto, also eine Schuld in 
derselben Höhe, gegenüberstehe, so daß faktisch die 
RM. 10 000.— gar nicht mehr bestehen, und daß des- 
halb die Benutzung der Anzeigemöglichkeit überflüssig 
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sei. In diesem Punkte geht nach meiner Auffassung 
Lion zu weit. Es ist gar keine Frage, daß eine steuer- 
pflichtige Einnahme seinerzeit entstanden ist. Sie hätte 
praktisch also im allgemeinen in dem Steuerabschnitt 
versteuert werden müssen, in dem sie angefallen ist 
(§ ır Abs. ı EStG.). Eine Ausnahme würde ich hier 
nur dann für gegeben erachten, wenn es sich um einen 
Steuerpflichtigen handelt, der ordnungsmäßige Geschäfts- 
bücher führt, deshalb den Gewinnermittlungsvorschriften 
des $ 13 EStG. unterliegt und wenn gleichzeitig die Dar- 
lehenschuld in derselben Höhe] in demselben Steuer- 
abschnitt wie der Einnahmeanfall entstanden wäre. Denn 
dann wäre in diesem Steuerabschnitt der nach $ 13 zu 
ermittelnde Gewinn einschließlich der Einnahme von 
RM. 10 000.— gleichzeitig durch die in demselben Steuer- 
abschnitt entstandene Darlehenschuld gemindert worden, 
Praktisch hätte also eine Steuerhinterziehung in diesem 
Ausnahmefall gar nicht zustande kommen können. 

Im Fragefall liegt aber wahrscheinlich der Einnahme- 
anfall und das Entstehen der Darlehenschuld in verschie- 
denen Steuerabschnitten, so daß, wenn der Einnahme- 
anfall in der Zeit des Beginns der ıojährigen Verjährungs- 
frist und einem vor dem 1. Januar 1930 endenden Steuer- 
abschnitt liegt, die Ausnutzung der Steueramnestie in 
jedem Falle anzuraten ist. 

Auf die Bank kann der Steuerpflichtige in diesem Falle 
keine Rücksicht nehmen, ich glaube auch, daß der Bank 
im Fragefall gar nichts geschehen kann, da sie ja für den 
Steuerpflichtigen nicht erklärungspflichtig war oder ist, 
es sei denn, daß die Steuerbehörde bei der Bank nach- 
gefragt hat, ob für den Steuerpflichtigen ein besonderes 
Konto bestehe, und die Bank hat wider besseres Wissen 
eine solche oder ähnliche Frage verneint. Nach meiner 
Auffassung würde die Bank in diesem Falle aber nicht 
unter die Steueramnestie fallen, wenn sie ihrerseits die 
Anzeige vollzieht. Denn die Vorschrift des § 8 Abs. ı sagt 
ganz generell, daß Straffreiheit und Nachzahlungsfreiheit 
genießt, „wer steuerpflichtiges Vermögen oder steuer- 
pflichtiges Einkommen oder steuerpflichtigen Gewerbe- 
ertrag einer bestehenden Rechtspflicht zuwider der Steuer- 
behörde nicht angegeben hat‘ usw. Es steht nichts 
davon da, daß der Anzeiger der Steuerpflichtige selbst 
sein müsse, vielmehr weisen die Worte ‚einer bestehenden 
Rechtspflicht zuwider‘‘ darauf hin, daß auch dritte Per- 
sonen sich straffrei machen können, sofern sie einer be- 
stehenden Rechtspflicht entgegengehandelt haben. Die 
Auskunftspflicht im Sinne der RAO. ist aber auch eine 
Rechtspflicht. 

Durch die Einschaltung dritter Personen auf diesem 
Wege wird übrigens auf die Steuerpflichtigen selbst hin- 
sichtlich ihres Entschlusses, von der Anzeigemöglich- 
keit nach § 8 Abs. ı der Verordnung vom 18. Juli 1931 Ge- 
brauch zu machen, eine unmittelbare Pression ausgeübt. 
Methode Finanzamt gegen System „Ordnungsmäßige 

Buchführung‘. 

Eine der vielen Beratungen der letzten Zeit, die zu einem 
vollen Erfolge beim FA. führten. — Hier wurde die Steuer 
entsprechend der Erklärung desSteuer- 
pflichtigen festgesetzt. 

Sie haben das in Ihrer Einkommensteuererklärung 
angegebene Gewinnergebnis ermittelt auf Grund einer 
sachgemäß und sachlich richtig geführten doppelten 
Buchführung. Dabei ist das von Ihnen ermittelte Ge- 
winnergebnisum rund RM. 400.— höher ausgefallen als es 
das Finanzamt feststellt auf Grund desVermögenvergleichs. 

Das Finanzamt kann nicht gehindert werden, eine 
solche andere Berechnungsart anzuwenden, 


Verantwortlich für den Textteil: Carl Fluhme, Berlin-Johannikthal, 
Friedrichstraße 44, für den Anzeigenteil: R. Klaus, Stuttgart, 
Furtbachstraße 18. 

Unverlangt eingesandte Manuskripte bleiben ohne jegliche Haftung 
der Schriftleitung und des Verlages. Rücksendung nur, falls 
dafür Porto beigefügt ist. 

Nachdruck aus dieser Zeitschrift ist nur mit ausdrücklicher Ge- 
nehmigung der Schriftleitung und dann nur unter genauer 
Quellenangabe gestattet. 

Beratung und Auskunft: Erste Beratung innerhalb eines Vierteljahra 
kostenfrei, soweit diese Auskunft cine Brlefseite nicht iber- 
schreitet. Diese Vergünstigung gilt jeweils nur bis zum Ablauf des 
betreffenden Vierteljahres. Für die erste darüber hinausgehende 
Briefseite RM. 3.— Auskunftsgebühr, für jede weitere ange- 


Nun hat das Finanzamt Sie aufgefordert, ihm die Dif- 
ferenz, die durch die Anwendung seines Verfahrens auf- 
getreten ist, aufzuklären. Hier liegt nach meiner Auf- 
fassung ein an sich unmögliches Verlangen des Finanz- 
amts vor. Es wäre der reine Zufall, wenn Sie tatsächlich 
in Ihrer Buchführung einen Fehler finden sollten, der 
diese Differenz aufklärt, die doch dadurch entstanden 
ist, daß zwei ganz verschiedene Berechnungsverfahren 
angewendet werden. Die aufgetretene Differenz kann 
beispielsweise an einem Rechenfehler des Finanzamts 
liegen. Sie kann auch daran liegen, daß Privatentnahmen 
auf dem Wege über das Privat-Konto versehentlich auf 
Kapital-Konto „Haben“ übernommen wurden und dann 
noch einmal bei der Gesamtzusammenstellung den Ent- 
nahmen hinzugerechnet worden sind. Ferner kann die 
Differenz irgendwie bei den Abschreibungen liegen, es 
können aber auch sämtliche anderen Konten in Betracht 
kommen, so daß man darauf angewiesen wäre, die ganze 
Buchführung vom ersten bis zum letzten Posten auf die 
Differenz durchzusehen. Und selbst dann wäre es zweifel- 
haft, ob zu guter Letzt die Differenz gefunden würde. 
Jedenfalls wird sie nicht gefunden, wenn Ihre Gewinn- 
ermittlung richtig ist. Sie hatten die Verpflichtung, wenn 
Sie Ihre Buchführung nach den handelsgesetzlichen Be- 
stimmungen führen, den Gewinn auf Grund des § 13 EStG. 
zu ermitteln. Das haben Sie getan. Eine Ermittlung 
nach $ ı2 EStG. kam dann für Sie nicht in Frage. Wenn 
das Finanzamt die Berechnungsart nach dem Vermögens- 
vergleich, also eine andere Berechnungsart anwendet, 
und dabei zu einem anderen Ergebnis kommt, dann ist 
das Finanzamt auch verpflichtet, die Differenz, die es 
durch sein Verfahren bekommt, selbst aufzuklären. 

Ich würde also dem Finanzamt schreiben, daß Sie 
den Gewinn auf Grund ordnungsgemäßer, nach dem 
Handelsgesetzbuch geführter Bücher und zwar unter 
Anwendung des Verfahrens der doppelten Buchführung 
ermittelt haben, daß Sie auf Grund des Verlangens des 
Finanzamts diese doppelte Buchführung noch einmal genau 
auf Fehler oder Differenzen nachgeprüft haben, daß keine 
Fehler gefunden wurden und die Nachprüfung das in 
Ihrer Einkommensteuererklärung angegebene Ergebnis 
wiederum ergeben habe. Für das Finanzamt müsse also 
diese Unterlage und dieses Berechnungsverfahren maß- 
gebend sein. Wenn das Finanzamt auf Grund eines voll- 
kommen anderen Berechnungsverfahrens zu einer Diffe- 
renz im Gewinnergebnis komme, die noch dazu zu Ihren 
Gunsten ausfalle, dann sei das Finanzamt verpflichtet, 
Ihnen nachzuweisen, daß der Fehler in Ihrem Verfahren 
liege, das zu wählen Sie vollauf berechtigt seien. Das 
Finanzamt könne nicht verlangen, daß Sie Fehler und 
Fehlerquellen aufklärten, die in dem vom Finanzamt 
angewandten Verfahren stecken könnten, ein Verfahren, 
das Sie Ihrer Buchführung gar nicht zugrunde gelegt 
hätten und deshalb auch nicht in der Lage seien, nach- 
zuprüfen und anzuerkennen. Jedenfalls stehe fest, 
daß Sie das von Ihnen angewandte Verfahren rich- 
tig angewandt hätten und zu einem anderen Ergebnis 
auch nach nochmaliger Nachprüfung nicht kommen 
könnten. 

Ich nehme an, daß das Finanzamt die Rechtmäßigkeit 
dieser Einwände anerkennen und entweder selbst den 
Fehler aufklären wird oder sich bei Ihrem Ergebnis be- 
ruhigt. Daß Ihr Verfahren nicht stimmt, nachzuweisen, 
ist das Finanzamt verpflichtet. Es kann nicht verlangen, 
daß der Steuerpflichtige einem anderen Verfahren der 
Steuerbehörde folgt oder die sich daraus ergebenden 
Differenzen aufklärt. 


fangene Briefselte RM. 4.—. Jode weitere Beratung innerhalb 
des gleichen Vierteljahrs pro Briefselte RM. 4.—. Bei Anträgen 
auf Auskunft wird das Einverständnis mit Vorstehendem vor- 
ausgesetzt. (Portscheckkunto Stuttgart Nr. 9347 Muth’sche 
Verlagsbuchhandlung, Stuttgart.) 

Abbestellungen des Bezugs müssen bis zum 20. des letzten Monats 
eines Vierteljahres beim Verlag eingegangen sein, andernfalls 
bleibt der Bezug für das folgende Vierteljahr bestehen. 

Verhinderung des Eirscheinens durch höhere Gewalt, Streiks, Aus- 
sperrung, Betriebstörungen usw., begründet keinon Anspruch 
auf Lieferung der Zeitschrift oder auf Rückzahlung des Be- 
zugsgeldes, ebenso keinen Ersatzanspruch von Benützern des 
Anzeigenteiles. 

Erfüllungsort und Gerichtstand: Stuttgart. 
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entgegen, fo kommt die Anwendung des 8 254 Abſ. 1 insbeſ. 
inſofern in Betracht, als man klägeriſcherſeits auch von jeder 
Angehung des Grundbuchamts ſelbſt 8 hat. Nach den 
hervorgehobenen Umſtänden wird das BG. nochmals zu prüfen 
Anlaß haben, ob die im letzten Abſchnitt feiner Urteilsbegrun⸗ 
dung dargelegte Abwägung aus 8 254 BOB. die völlige Klag⸗ 
abweiſung zu tragen vermag, b 

(U. v. 24. Jan. 1927; 408/26 V. — Berlin.) [Sch.] 


9. 88 883 Abi. 2, 888 BG B. 1. Nur eine Ver⸗ 
fügung, die eine Vereitelung oder Beeinträch⸗ 
tigung des durch die Vormerkung geſchützten 
Anſpruches enthält, fällt unter den Voraus⸗ 
ſetzungen des § 883 Abſ. 2 der Unwirkſamkeit an⸗ 
beim. Daher iſt i. S. dieſer Vorſchrift nicht ſchon 
durch die Auflaſſung und den Eintragungs⸗ 
antrag, ſondern erſt nach Eintragung eine Ver⸗ 
fügung über das Grundſtück getroffen. 4. Fur 
die Klage des durch Vormerkung Geſicherten aus 
8 888 kommt es nicht darauf an, ob der, aus dem 
Kaufvertrage verpflichtete Eigentümer zur Er⸗ 
füllung des Anſpruches des Käufers ſeinerſeits 
bereits das Erforderliche getan hat. 3. Mit der 
Abtretung der Rechte aus dem Kaufvertrag 
gehen von ſelbſt die Rechte aus der Vormerkung 
mit über. Der Zuſtimmungsanſpruch aus 8 888 
iſt nicht ſelbſtändig abtretbar. 4. Der Zeſſionar 
der Rechte aus dem Kaufvertrage hat, auch ohne 
daß vorher ſeinem Zedenten Auflaſſung erteilt 
wäre, auf Grund der Vormerkung den Anſpruch, 
die Zuſtimmung zu feiner eigenen — nicht der 
des Zedenten — Eintragung zu erlangen. 

W. verkaufte Mai 1923 fein Grundſtück an L.; Auf. 
laſſung Juni 1923; Eintragung am 12. Dez. 1925. Am 
27. Sept. 1923 hatte L. das Grundſtück bereits an den Bekl. 
weiterverkauft und es ihm gleichzeitig aufgelaſſen; der Bekl. 
wurde am 9. Febr. 1924 als Eigentümer eingetragen. Nach 
Abſchluß des Vertrages mit L. hat W. das Grundſtück durch 
notariellen Akt v. 27. Aug. 1923 dem Joſef N., dem Bruder 
des Kl., zum Kauf angeboten und beſtimmte zur Annahme 
des Angebots eine Friſt bis zum 30. Juni 1924, bewilligte 
auch zugleich zur Sicherung eines künftigen Auflaſſungs⸗ 
anſpruchs die Eintragung einer Vormerkung. Dieſe wurde 
am 3. Sept. 1923 eingetragen, am 10. Okt. 1923 als „unzu⸗ 
laſſig“ (da ohne Angabe des Schuldgrundes eingetragen) von 
Amts wegen gelöſcht und am gleichen Tage unter Angabe des 
Schuldgrundes neu eingetragen. N. nahm das Angebot des 
W. v. 27. Aug. 1923 am 29. März 1924 an. Am 5. Mai 
1924 ließ ihm ein gewiſſer G. als Bevollmächtigter des W. 
das Grundſtück auf. Der Kl. hat als Zeſſionar ſeines Bruders 
gegen den Bekl. die Klage aus 8 888 BGB. erhoben und ver” 
langt von ihm die Zuſtimmung zu ſeiner Eintragung als 
Eigentümer. Der Bekl. meint, die Vormerkung ſchütze nicht 
gegen ſeine nachträgliche Eintragung auf Grund früherer, 5 
Vormerkung voraufgehender Auflaſſung. Auch nd er den 
Kl. auf Grund des Wortlauts der Abtretungsurtic e nicht 
für aktivlegitimiert. Endlich behauptet er, die dem G. früher 
erteilte Vollmacht ſei vor der Auflaſſung te worden 
und dem Kl. fiche die Einrede des micht erfünten vertrages 
entgegen, da er ſich zur Aufwertung des . ngebot bezeich⸗ 
neten Kaufpreises nicht bereit erklärt habe, ſomit auch arg⸗ 
liſtig handele. Beide Vorinſtanzen haben die Klage ab⸗ 
gewieſen. Auf Rev. des Kl. wurde das Bu. aufgehoben. Das 
BG. führt aus: Die Eigentumselntragung des L. ſei zwar erſt 
nach Eintragung der Vormerkung erfolgt; entſcheidend für die 
Frage, ob dieſe Eigentumseintragung und damit auch die⸗ 
jenige des Bekl. — gemäß 8 883 Abſ. 2 BGB. dem vor⸗ 
gemerkten Anſpruche weichen müſſe, ſei jedoch der Umſtand, 
daß die Auflaſſung an O, eine rechtsgeſchäftliche Verfügung 
des W., der Eintragung der Vormerkung vorangehe; auf den 
zur Erlangung des Eigentums weiter erforderlichen Tat⸗ 
umſtand der Eintragung komme es in dieſem Zuſammenhange 
nicht an; gleichgültig jet es daher auch, ob ſogar der Antrag 
auf Eintragung des Eigentums zeitlich der Fintraen Sa 
Vormerkung noch vorangegangen ſei. Zutreffend bez Pr 
die Nev. dieſe Ausführungen im entſcheidenden Punkte als 


1414 


rechtsirrig. Die Frage, ob die Auflaſſung für ſich allein ſchon 
Verfügungscharakter trage, kann für die hier allein weſent⸗ 
liche Frage, ob i. S. des 8 883 Abſ. 2 BGB. die „Verfügung“ 
nur den rechtsgeſchäftlichen Teil des Geſamttatbeſtandes be⸗ 
deutet, der ſich aus Einigung und Eintragung zuſammenſetzt, 
nichts beitragen. Nur eine Verfügung, die eine Vereitelung 
oder Beeinträchtigung des durch die Vormerkung geſchützten 
Anſpruchs enthält, fällt aber unter den Vorausſetzungen des 


§ 883 Abſ. 2 BGB. der Unwirkſamkeit anheim. Wird das 


dingliche Recht überhaupt erſt durch das Zuſammentreffen 
von Einigung und Eintragung vollendet, dann kann, ſolange 
es nicht bis zur Vollendung gediehen, eine ſolche Wirkung 
ſchon aus dem Grunde der mangelnden Vollendung nicht 
eintreten; durch eine Vollendung nach Eintragung der Vor⸗ 
merkung kann aber, wenn dieſe das gleiche Recht betrifft, die 
Wirkung nicht mehr eintreten. Eine andere Betrachtung iſt 
ſelbſt dann nicht am Platze, wenn der Einigung (Auflaſſung) 
vor der Eintragung der Vormerkung des anderen Teils noch 
der Eingang des Eintragungsantrags bei dem Grundbuchamte 
nachgefolgt iſt. An dieſen Sätzen, welche der erk. Sen. in 
RG. 113, 4031) näher begründet hat, iſt feſtzuhalten. Hier⸗ 
nach kann das BU. mit der ihm gegebenen Begründung nicht 
aufrechterhalten werden, und es kann ſich nur fragen, ob eine 
der ſonſtigen gegen den Anſpruch gerichteten Einwendungen 
nicht dennoch geeignet wäre, die Entſcheidung zu ſtützen. Der 
Bekl. iſt der Meinung, der Kl. könne ſich auf den Kaufvertrag 
um deswillen nicht berufen, weil fein Bruder das Kauf 
angebot angenommen habe, ohne ſich zur Aufwertung bereit 
zu erklären. Indes würde die Unterlaſſung ſolchen Erbietens 
nicht Vorausſetzung einer wirkſamen Annahme fein. Die 
Frage, ob G. eine Vollmacht nicht mehr gehabt habe, dem 
Bruder des Kl. das Grundſtück noch aufzulaſſen, kann nicht 
von Erheblichkeit ſein, da mit der Klage aus 8888 BGB. 
die Zuſtimmung des Dritten auch dann verlangt werden kann, 
wenn der aus dem Kaußvertrage verpflichtete Eigentümer 
zur Erfüllung des Anſpruchs des Käufers ſeinerſeits das er⸗ 
forderliche noch nicht getan hat (vgl. RG. 53, 28 ff.); es 
bleibt mithin gleichgültig für den hier verfolgten Anſpruch, 
ob das Grundſtück aufgelaſſen iſt oder nicht. Es bleibt danach 
übrig die Bemängelung der Aktivlegitimation zur Klage. 
Dabei hatte der Bekl. dreierlei eingewandt: einmal ſei der 
Zuſtimmungsanſpruch des $ 888 BGB. dem Kl. nicht ab⸗ 
getreten, andererſeits ſei er für ſich allein nicht übertragbar, 
ſchließlich könne der Kl. höchſtens die Zuſtimmung zur Ein⸗ 
tragung feines Bruders verlangen. Nach dem Wortlaute 
der Abtretungsurkunde hat der Bruder des Kl. dieſem aller⸗ 
dings einen ihm gegen den Bekl. zuſtehenden Anſpruch „auf 
Auflaſſung“ des in Streit ſtehenden Grundſtücks abgetreten 
und bekannt, den Gegenwert erhalten zu haben. Einen ſolchen 
beſaß der Bruder des Kl. nicht. Er beſaß nur einen Anſpruch 
gegen W. auf Verſchaffung des Eigentums, und dieſer war, 
wenn auch noch nicht endgültig (ogl. die Ausführungen im 
Eingange der Gründe von RG. 113, 403 2)), durch Auflaſſung 
zum Teil erfüllt. Gegenüber dem Bekl. hatte der Vormer⸗ 
kungsberechtigte lediglich nach 8 888 BGB. den dort bezeich⸗ 
neten Zuſtimmungsanſpruch. Der Kl. behauptet, die Ab⸗ 
tretung habe den Übergang aller Rechte des Zedenten „aus 
der Vormerkung und aus dem Kaufvertrage“ auf ihn zum 
Gegenſtande gehabt. Wären die Rechte aus dem Kauf⸗ 
vertrage übertragen worden, ſo wäre das Recht aus der 
Vormerkung als ein Nebenrecht mit übergegangen (vgl. u. a. 
Sekler, Lehre v. d. Vormerkung S. 151; Reichel in 
Jherings Jahrbüchern Bd. 46 S. 103). Das Revch. vermag 
in den Grenzen feiner Befugniſſe zu dieſer lediglich auf dem 
Gebiete der Auslegung liegenden Frage keine eigene Stellung 
zu nehmen. Richtig iſt zwar, daß der Zuſtimmungs⸗ 
anſpruch aus § 888 BGB. nicht ſelbſtändig abtretbar 
iſt (ogl. Roſenberg, Sachenrecht 1919, 329; du Chesne 
i. d. Zeitſchr. d. Dt. Notarvereins 1912, 456 [464]); doch 
wird eine derartige ſelbſtändige Abtretung von dem Kl. auch 
nicht behauptet. Die nach vorſtehendem noch erforderliche 
Prüfung würde freilich dann nicht vonnöten ſein, wenn der 
Kl. mit dem von ihm geſtellten Antrage, den Bekl. zu ver⸗ 
. 
1) JW. 1926, 2621. 
) JW. 1926, 2621. 
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urteilen, die Zuſtimmung zu ſeiner, des Kl., Eintragung 
als Eigentümer zu erklären, nicht durchdringen könnte. (Hier⸗ 
bei erhebt ſich wiederum zunächſt die Frage, ob aus der Ab⸗ 
tretungsurkunde ſich ergibt, daß die Abtretung mit dieſer Wir⸗ 
kung beabſichtigt war; ſie würde wiederum in der Tat⸗ 
ſacheninſtanz zu beantworten ſein.) Der Vergleich mit der 
Behandlung der Frage, mit welcher Wirkung der Berichti⸗ 
gungsanſpruch abgetreten werden könnte (vgl. die Zuſammen⸗ 
ſtellung in RG. 112, 240 3)), drängt ſich unwillkürlich auf. 
Auch hier läge es nahe, den Einwand zu erheben, daß der 
Kl. ohne vorgängige Auflaſſung feines Bruders den An⸗ 
ſpruch, die Zuſtimmung zu ſeiner eigenen Eintragung zu er⸗ 
langen, nicht erheben könnte, da dem Liegenſchaftsrechte des 
BGB. ein Eigentumsübergang ohne Auflaſſung fremd iſt. 
Das iſt die Meinung, welche der Bekl. in ſeinem Beſtreiten 
der Aktivlegitimation offenbar vertritt. Sie kaun jedoch als 
zutreffend nicht angeſehen werden. Denn die Bedeutung des 
§ 888 BGB. erſchöpft ſich darin, daß der mit jener Klage Be⸗ 
langte nur verpflichtet werden ſoll, die Zuſtimmung zu 
erteilen, nicht aber, den vorgemerkten Anſpruch zu er⸗ 
füllen. Dem Erwerber wird keineswegs zugemutet, den vor⸗ 
gemerkten Anſpruch durch Vornahme einer Rechtsänderung 
herbeizuführen: er ſoll lediglich zu ſeinem Teile dazu bei⸗ 
tragen, „die Hinderniſſe zu beſeitigen, welche ſich aus dem 
formellen Konſensprinzip dadurch ergeben, daß ohne ſeine Be⸗ 
willigung die definitive Eintragung des vorgemerkten Rechts 
nicht erfolgen kann“ (Fuchs, Grundbuchrecht 1902 S. 118 
Anm. 14 cc). Erteilt er hiernach freiwillig oder durch Ur⸗ 
teil gezwungen ſeine Zuſtimmung, dann erwirbt der Vor⸗ 
merkungsberechtigte doch damit noch nicht Eigentum. Es 
bleibt ihm überlaſſen, nunmehr auch die Eintragungsbewilli⸗ 
gung des früheren Eigentümers ſich zu verſchaffen, denn ohne 
deren Vorlegung könnte er nicht als Eigentümer eingetragen 
werden. Geht man hiervon aus, dann beſteht kein hin⸗ 
reichender Grund, es dem Vormerkungsberechtigten zu ver⸗ 
ſagen, daß er dem Zuſtimmungsverpflichteten gegenüber in 
einem Zeſſionar einen anderen Berechtigten bezeichnen dürfe, 
mußte er doch auf Grund des Abtretungsvertrages dafür 
Sorge tragen, daß der Zeſſionar, hier der Kl., zu ſeiner Ein⸗ 
tragung als Eigentümer gelange. Nur dann, wenn der Bekl. 
etwa bei Zulaſſung einer Zeſſion dieſen Inhalts eine völlig 
unnötige Zuſtimmungserklärung dem Zeſſionar gegenüber 
abgeben und dennoch nicht davon befreit werden würde, ſie 
dem Zedenten gegenüber wiederholen zu müſſen, würde die 
Befugnis zur Abtretung mit ſolchem Inhalte nicht mit Un⸗ 
recht als unzuläſſig angeſehen werden können. Bei einer 
Unterſtützung durch eine Auflaſſung des Zedenten an ihn 
würde der Kl. jedoch ſeine Eintragung im Grundbuche als 
Eigentümer ebenſo erlangen können (vgl. KGJ. 41, A 234; 
47, A 158; Güthe⸗Triebel ©. 914), wie mittels einer 
direkten Auflaſſung des W. Wäre aber, wie der Bekl. aus⸗ 
führt, die durch G. als Vertreter des W. vorgenommene Auf⸗ 
laſſung gar nichtig, dann würde dem Kl. auf Grund der Ab⸗ 
tretungsurkunde, falls ſie ſo auszulegen wäre, wie er es be⸗ 
hauptet, der Anſpruch gegen W. auf Erteilung der Auflaſſung 
erhalten geblieben ſein. Nach dieſer Richtung kann alſo die 
Abtretung des Anſpruchs auf Eigentumsverſchaffung, wenn 
ſie den Inhalt hat, daß der Kl. ſelbſt dadurch materiell 
berechtigt werden ſollte, nicht bemängelt werden. Hieraus er⸗ 
gibt ſich die Aufhebung des BU. Die Sache war zur ander⸗ 
weiten Verhandlung und Entſcheidung an das BG. zurück⸗ 
zuverweiſen. Dieſes wird auch noch zu dem Einwande Stel⸗ 
lung zu nehmen haben, mit dem der Bekl. geltend macht, daß 
dem W. ein Aufwertungsanſpruch zuſtehe, zu deſſen Ver⸗ 
fügung der Bekl. ſich für befugt erachtet. Hierbei ſei darauf 
hingewieſen, daß in dem in RG. 53, 28 veröffentlichten Falle 
eine peremtoriſche Einrede geltend gemacht worden war, 
zu der Frage jedoch, ob auch dilatoriſche von dem Zu⸗ 
ſtimmungsverpflichteten dem Vormerkungsberechtigten ent⸗ 
egengeſezt werden könnten, nicht Stellung genommen wor⸗ 
den iſt. 


(U. v. 19. Febr. 1927; 404/26 V. — Hamm.) [Sch.] 


) JW. 1926, 550. 
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ern 88 504 ff., 1094 ff., 892 BOB. Gegenüber dem 
dee eines Grundſtücks wirkt ein vom Vor⸗ 
ee einem Dritten eingeräumtes Borfaufs- 
et dann, wenn es z. Z. des Kaufvertrages 
reskäts entſtanden war, das dingliche Vorkaufs⸗ 
ge lo nur, wenn en im Grundbuch ein⸗ 
werben war. Auf den guten Glauben des Er⸗ 
Te über die Einräumung des Vorkaufs⸗ 
an Ei und den etwa bereits geſtellten Antrag 
T deifen Eintragung kommt es nicht an. JI) 

N Bekl. beſtreitet, daß das Vorkaufsrecht der Kl. ihm 
ragun er wirkſam ſei: er habe zur Zeit, wo er die Ein⸗ 
antraaß, seines Eigentumserwerbs in das Grundbuch be⸗ 

gte, nichts davon gewußt, — er habe mithin ſein Eigen⸗ 
worben. Kl. gegenüber gutgläubig ohne Beſchränkung er⸗ 
richts 5 auch ſei der Antrag auf Eintragung des Vorkaufs⸗ 
richti t em ſeinigen erſt nachgefolgt, da als jener erſt der be⸗ 
t okoll 5 Antrag gelten könne, der am 19. Sept. 1923 zu Pro⸗ 
genom es AG. geſtellt worden ſei. Der erſte Richter hat an, 
9 892 2 66 der Bekl. ſei in der Tat durch die Vorſchrift des 
die Kl GB. über den gutgläubigen Erwerb geſchützt, und hat 
öffentliche abgewieſen. Das BG. geht davon aus, daß der 
lber 5 Glaube des Grundbuchs nach § 892 BOD. gegen⸗ 
daß 0 4 Unrichtigkeit des Grundbuchs in Betracht kommt, 
be ein Grundbuch aber nicht ſchon dadurch unrichtig wird, 
chieht 5 beantragte Eintragung noch nicht erledigt iſt. Ge⸗ 
5 ies noch, und zwar im Range vor der nächſten Ein⸗ 
irg ſo wirkt dies gegenüber der nachfolgenden Ein⸗ 
berjenig nach Anſicht des BG. auch ohne Rückſicht darauf, ob 
heit 11 55 der durch die Eintragung ein Recht erwirbt, von 
oder a Denen Eintragungsantrag Kenntnis gehabt hat 
Rechtes pt. Vielmehr gilt dem nachfolgenden Erwerber eines 
Zeit a ber der Inhalt des Grundbuchs jo, wie er zur 
eſonb 95 Eintragung vorliegt. Für das Vorkaufsrecht im 
kaufsrecht weiſt das BG. darauf hin, daß das dingliche Vor⸗ 
eine Bor Dritten gegenüber nach 8 1098 Abf. 2 BGB. wie 
F. aer vung wirkt, und führt aus: auf die Kenntnis eines 
nur an genen zur Zeit ſeines Eintragungsantrags komme es 
aus VA es ſich um eine bei dieſer Eintragung nicht 
gehe dieſe Grundbuch hervorgehende Unrichtigkeit handle, — 
eſchräntuns B. aus einem Widerſpruch, einer Verfügungs⸗ 
die Unten oder einer Vormerkung hervor, jo komme auf 


ſicher zu a des Erwerbers nichts mehr an. Um ganz 
deſſen Enkſtezu, müſſe daher der Erwerber eines Rechtes, zu 
auch die hung es der Eintragung im Grundbuch bedarf, 


ledigten Eintrdakten nach etwa vorliegenden, noch nicht er⸗ 
ür eine un dagungsanträgen durchſehen. Die Rev. hält dies 
entſcheidend daß tfertigte Zumutung, erachtet vielmehr für 
tragung als G zur Zeit, als der Antrag des Bekl. auf Ein⸗ 
ſelbſt über das ntümer geſtellt wurde, aus dem Grundbuch 
darauf hin, das orkaufsrecht nichts zu erſehen war, und weiſt 
akton eingeſehen wenn der Bekl. zu jener Zeit die Grund⸗ 
Eintragungs hätte, er nur entnommen hätte, daß dem 
Folge gegeben ag der Kl. wegen einer Beanſtandung keine 
zur Zeit der Eintr. Die Rev. mußte Erfolg haben, weil 
3 — der Kaufragung des Vorkaufsrechts — 24. Sept. 
En; ſvertrag des K. mit dem Bell,, geſchloſſen 
ö u 10. Die 5 
er dite belehrende des RG. iſt durchaus zutreffend und auch 
095 a der Er ber iegend vertreten. Die Auffaſſung des 
1 ng im des Rechts, zu deſſen Entſtehung es 
ö 9 nach 5 bedarf, auch die Grundakten auf 
wonach im G. widerſpricht t erledigte Eintragungsanträge durch⸗ 
tiftheert 15 debiete degicht der voſitiven Beſtimmung des 8 892, 
nis der Unricht darf mit undbuchrechts das „Kennen“ nicht iden⸗ 
dernis des Kae 5 Nahe „Kennen müſſen“. Nur die Kennt⸗ 
Vorliegen Es Glauben; > des Grundbuchs ſelbſt ift ein Hin⸗ 
dinglichen Ei früheren A agegen nicht die Kenntnis von dem 
ber hat u tragung oder tags oder die einer Rollidierenden 
dan e ene 99 85 Dan 
e u feiner Unterrichtu 
1 a grundbuchamtliche Protokolle 
nen als Buchinhalt nur ſoweit au“ 
95 ſelbſt die Verweiſung auf deren 
B.). Dies habe ich ſchon in mei⸗ 
icht emule S. 384 ausgeführt und iſt 
zuſchen. 
Ceh. Ig. Dr. Oberueck, Berlin. 
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und durch Auflaſſung erfüllt am 5. Juli 1923, bereits ab⸗ 
geſchloſſen vorlag. Wie der erk. Sen. bereits in ſeinem Urteil 
v. 8. Mai 1926 V 133/25 ausgeführt hat, iſt grundſätzlich 
das Vorkaufsrecht, das ſchuldrechtliche wie das dingliche, ſei⸗ 
nem Inhalt nach nur auf die Zukunft gerichtet; es muß eni- 
ſtanden ſein und beſtehen, bevor der Kaufvertrag abgeſchloſſen 
wird, gegen den ſich ſeine Ausübung richten ſoll. Es ge⸗ 
währt dem Berechtigten den Anſpruch gegen den Verpflich⸗ 
teten darauf, daß dieſer, falls er ſpäter den Gegenſtand ver⸗ 
kaufen werde, dem Berechtigten als Käufer den Vorzug ein⸗ 
räume (Mot. II S. 346 zu C. I 8 481; Prot II S. 95, 96). 
Das dingliche Vorkaufsrecht ift als ſolches entſtanden erſt mit 
feiner Eintragung zum Grundbuch (8 873 Abſ. 1 Beh B.): 
ſoweit aus dieſem Rechte als ſolchem Anſprüche hergeleitet 
werden ſollen, ſetzt dies die Entſtehung des Rechtes, alſo die 
vollzogene Eintragung zum Grundbuch voraus. Es kann da⸗ 
hingeſtellt bleiben, ob nach dem hier gegebenen Sachverhalt 
neben dem dinglichen auch ein perſönliches Vorkaufsrecht be⸗ 
ſtellt worden iſt und nach dem Willen der Parteien beſtehen 
ſollte. Denn jedenfalls können ſich die Kl. für ihren Anſpruch 
dem Bekl., als dem dritten Erwerber, gegenüber nur auf das 
dingliche Vorkaufsrecht ſtützen. Auf dieſer Grundlage aber 
können die Kl. dem Bekl. ſeinen Erwerb nicht ſtreitig machen, 
weil ſein Kauf bereits abgeſchloſſen war, als die Kl. das — 
dingliche — Vorkaufsrecht erwarben. Dieſe Erwägung greift 
dem Klagebegehren gegenüber durch, ohne daß es auf die in 
den Vorinſtanzen und von der Rev. erörterten Fragen an⸗ 
kommt. Es hatte bei der Klageabweiſung zu bewenden. 
(U. v. 30. Okt. 1926; 36/26 V. — Dresden.) Sch.] 


11. 88 1098, 11001102, 505, 242 BG B. Dem 
Vorkaufsberechtigten, dem der Käufer das vom 
Verpflichteten gekaufte Grundſtuück heraus- 
zugeben hat, ſteht der Käufer nicht als Ver⸗ 
käufer gegenüber; für die Aufwertung der dem 
Käufer zu erſtattenden Gegenleiſtungen kommt 
daher der Grundſtückswert nicht in Betracht.] 1) 

Das dem Kl. auf Grund des Erbkontraktes vom Jahre 
1771 zuſtehende Vorkaufsrecht iſt nach den gemäß Art 194 
EGBGB. zur Anwendung gelangenden Vorſchriften des AL. 
88 631, 632 120 zu beurteilen. (Deren Beſtimmungen werden 
eingehend dargelegt.) Im weſentlichen übereinſtimmend iſt das 
dingliche Vorkaufsrecht im BGB. geregelt Denn durch die 
Ausübung des Vorkaufsrechts kommt auch hier der Kauf zwi⸗ 
ſchen dem Berechtigten und dem Verpflichteten unter den mit 
dem Dritten vereinbarten Beſtimmungen zuſtande (88 505, 
1098 BGB.). Dem erſten Käufer, der das Eigentum des 
Grundſtücks bereits erlangt hat und jetzt die Zuſtimmung zur 
Eintragung des Berechtigten als Eigentümer geben muß, hat 
der Vorkaufsberechtigte den von ihm berichtigten Kaufpreis 
zu erſtatten; ſoweit er dem Käufer den Kaufpreis zu erſtatten 
hat, wird er dem Vorkaufsverpflichteten gegenüber zur Zah⸗ 
lung des Kaufpreiſes frei. Andererſeits wird der erſte Käufer 
von der Zahlung des noch nicht berichtigten Kaufpreiſes ſrei 
(88 1100 1102 BGB.) Bei dieſer Regelung des Rechts⸗ 
verhältniſſes zwiſchen den Vorkaufsbeteiligten un beiden Rechts⸗ 
ſyſtemen iſt die Aufw. der von dem Vorkaufsberechtigten dem 


Zu 11. Das Urt. iſt aus doppeltem Grunde interejlant; einmal 
zeigt es, wie immer wieder ſelbſt bei Aufto Fragen, die doch auf den 
erſten Blick ſaſt ausſchließlich ein Gebiet der Ditligkeitöertvägungen 
zu ſein ſcheinen, die Rechtspflege vor die Notwendigkeit geſtellt wird, 
auf begrifflich⸗konſtruktivem Wege zur Zöſung zu gelangen. Sodann 
lehrt das Urt. ſehr eindringlich, wie vorſichtig mau darin fein muß, 
aus einer Entſch. des NG. allgemein Folgerungen zu ziehen. Ein 
Urt. beruht auf bem feftgejtellten Tatbeſtand, und nur wenn deſſen 
Merkmale im verwandten Fall wiederkehren, kann es auch für ihn 
maßgeblich fein. Daß es ſich im Jolle Mc. 209, 158 — J. 1925, 

4 um das gemeinſame Aufw Begehren von Verkäufer und Käufer 
handelte, die die Verteilung des aufgewerteten Kaufpreiſes unter ſich 
ſelbſt vornehmen wollten, während hier der Käufer 
allein für ſich die Aufwertung begehrt, iſt zwar durchaus richtig, 
war aber zweifellos nur ſchwer erkennbar. 


gewöhnlichen Kaufvertrag gelten, müſſen auch Anwendung finden für 
den 9 ein Kaufvertrag durch Ausübung eines Vorkaufsrechte 
zuſtande kommt (RO. 109, 159 JW. 1925, 464). Das bereitet bein 
rein perſönlichen Vorkaufsrecht und auch beim dinglichen Vorkaufs⸗ 
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erſten Käufer zu erſtattenden Zahlungen nicht nach den Grund⸗ 
ſätzen zu erfolgen hat, welche für die Aufw. von Grundſtücks⸗ 
kaufpreiſen zwiſchen Verkäufer und Käufer Geltung haben. 
Denn der Dritte, der auf Grund des erſten Kaufs das Eigen⸗ 
tum an dem Grundſtück erlangt hat und die Zuſtimmung zur 
Eintragung des Eigentums des Vorkaufsberechtigten erteilen, 
das Grundſtück auch herausgeben muß, ſteht dem Vorkaufs⸗ 
berechtigten nicht als Verkäufer gegenüber; er iſt vielmehr 
nur verpflichtet, die Rechtsſtellung, die er erlangt hat, mit 
Rückſicht auf das ſtärkere Recht des Vorkaufsberechtigten zu 
räumen. Dabei ſind ihm aber von letzterem ſeine aufgewen⸗ 
deten Gegenleiſtungen zu erſtatten. Der Dritte ſoll lediglich 
dasjenige wieder erhalten, was er dem Verkäufer gezahlt hat. 
War dieſe Erſatzforderung von dem inzwiſchen eingetretenen 
Währungsverfall betroffen, ſo muß ſie entſprechend auf⸗ 
gewertet werden. Mag hierbei auch nicht der Dollarſtand oder 
die Reichsteuerungszahlen allein maßgebend ſein, vielmehr, 
da der Bekl. G. ſein Geld in Grundſtückswerten anlegte, die 
innere Kaufkraft der Mark auf dem Grundſtücksmarkt zu da⸗ 
maliger Zeit in Betracht kommen, ſo darf doch keinesfalls hier 
der gegenwärtige Wert des der Kl. aufzulaſſenden Grundſtücks 
berückſichtigt werden. Denn zwiſchen der Kl. und dem Bekl. G. 
hat, wie die Rev. mit Recht hervorhebt, die Herſtellung des 
Gleichgewichts zwiſchen Leiſtung und Gegenleiſtung nicht ſtatt⸗ 
zufinden, weil ſie nicht die Kaufsparteien ſind. Dieſe Aus⸗ 
gleichung zwiſchen dem Wert der Kaufſache und dem in Papier⸗ 
mark vereinbarten, inzwiſchen entwerteten Kaufpreis, hat viel⸗ 
mehr, nachdem die Kl. in den Vertrag eingetreten iſt, zwiſchen 
ihr und den Verkäufern ſtattzufinden. Dieſe haben, wenn 
zwiſchen dem Tage des Vertragsſchluſſes und der Zahlung 
der erſten Kaufpreishälfte bereits eine ſtarke Geldentwertung 
eingetreten war, unter Umſtänden Anſpruch auf Aufwertung 
gegenüber der Kl., und zwar nach den Grundſätzen über die 
Aufwertung von Grundſtückskaufpreiſen, alſo auch unter Be⸗ 
rückſichtigung des Grundſtückswertes. Wollte man dem Bekl. 
G. einen derartigen Aufwertungsanſpruch zubilligen, ſo würde 
ihm ein ganz unverdienter Gewinn in den Schoß fallen; denn 
obwohl feine Zahlung von 500000 PM. am 3. Jan. 1923 bei 
Umrechnung nach dem Dollarſtande oder dem Lebens haltungs⸗ 
index nur einen Wert von einigen hundert Goldmark hatte, 
und nur nach der inneren Kaufkraft der Mark auf dem Grund⸗ 
ſtücksmarkt berechnet, ſich dieſer Wert vielleicht nicht un⸗ 
beträchtlich erhöhte, würde der Bekl. nach dem vom BG. an⸗ 
gelegten Aufwertungsmaßſtab 10000 GM., alſo viele Tau⸗ 
ſende von Goldmark mehr erhalten, als er aufgewendet hatte. 
Für die Erzielung eines derartigen Gewinnes fehlt es ihm 
an jeder Berechtigung, da er mit Rückſicht auf das beſtehende 
Vorkaufsrecht von vornherein nur eine begrenzte Rechtsſtellung 
hatte, aus der er von der Kl. bei Ausübung ihres Vorkaufs⸗ 
rechts alsbald wieder verdrängt werden konnte. Die vorüber⸗ 
gehende Einnahme der Stellung des Grundſtückseigentümers 


recht, ſolange der Käufer den Kaufpreis noch nicht bezahlt hat, keine 
Schwierigkeiten. Denn der Vorkaufsberechtigte hat dann den Kauf⸗ 
preis zu bezahlen, der im Kaufvertrag mit dem Dritten vereinbart 
wurde — ſo richtig RG. 109, 162 = JW. 1925, 464, während es 
hier wieder unſcharf davon ſpricht, daß der Vorkaufsberechtigte „in 
den Vertrag eingetreten“ ſei. Ergibt ſich, daß infolge der Geldent⸗ 
wertung Leiſtung und Gegenleistung nicht mehr in Einklang ſtehen, 
fo muß der Vorkaufsberechtigte dem Verkäufer einen angemeſſenen 
Gegenwert durch Aufwertung des Kaufpreiſes gewähren. Wie aber, 
wenn der Kaufpreis vom Käufer ſchon berichtigt wurde? Hier greift 
die poſitive Regelung der 88 1100/1 BB. ein. Der Käufer kann 
Erſtattung des „berichtigten Kaufpreiſes“ fordern, der Vorkäufer wird 
„von der Verpflichtung zur Zahlung des aus dem Verkaufe geſchul⸗ 
deten Kaufpreiſes frei“. Bei wörklicher Anwendung dieſer Vor⸗ 
ſchriften käme man zu dem Ergebnis, daß auch eine Aufwertung 
nur zugunſten des Käufers zu erfolgen hätte und der Vorkäufer gegen- 
über dem Verkäufer von ſeiner Verpflichtung frei wäre. Sobald 
man aber das Weſen des Anſpruches und die Rechtsbeziehungen 
unterſucht, ergibt ſich ein anderes Bild. Ein Kaufverhältnis beſteht 
nur zwiſchen Vorkäufer und Verkäufer und zwiſchen Verkäufer und 
Käufer. Vas Rechtsverhältnis zwiſchen Vorltäufer und Käufer dagegen 
it ſacheurechtlicher Natur; der Anſpruch des Käufers, der eine Be⸗ 
gleiterſcheinung dieſes Verhältniſſes iſt, iſt nur ein unſelbſtändiger 
Anſpruch auf Erſatz von Aufwendungen, nicht etwa die Kaufpreis⸗ 
forderung. Mit Recht folgert daraus das NG., daß dieſer Anspruch 
des Käufers nicht nach dem Aufwertungsmaßſtab von Grundſtücks⸗ 
Kaufpreisforderungen zu befriedigen iſt, ſondern dem Käufer nur das 
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verleiht ihm keinen Anſpruch auf einen ſolchen Gewinn; denn 
im Verhältnis zur Kl. wird er, wie vorhin dargelegt, durch 
den Eigentumserwerb nicht Verkäufer des Grundſtücks, ſon⸗ 
dern er bleibt immer deſſen Käufer. Zu einem Gewinn ſoll 
die Aufwertung auch überhaupt niemals führen. Mit Unrecht 
beruft ſich das BG. für ſeine gegenteilige Auffaſſung auf die 
Entſch. des erkennenden Senats RG. 109, 1584). Allerdings 
hatte auch in jenem Fall der Käufer an den Verkäufer bereits 
etwa die Hälfte des Kaufpreiſes bar bezahlt und das Eigen⸗ 
tum an dem Grundſtücke erlangt, als der Vorkaufsberechtigte 
ſein Vorkaufsrecht ausübte. Auch damals drehte ſich der Streit 
nur um die Art und Weiſe der Aufwertung des Kaufpreiſes. 
In jenem Rechtsſtreit handelte es ſich aber um die Aufwertung 
des Kaufpreiſes ſowohl dem Verkäufer, wie dem erſten 
Käufer gegenüber. Erſterer ſollte auch damals die Auflaſſung, 
letzterer die Zuſtimmung dazu erklären. Beide verlangten 
damals aber die Aufwerkung, ſo daß es ſich in jenem Rechts⸗ 
ſtreit auch um die Aufwertung des Kaufpreiſes gegenüber dem 
Verkäufer handelte, die hier nicht in Betracht kommt. Des⸗ 
halb iſt damals die Anwendung der Grundſätze für die Auf⸗ 
wertung von Grundſtückskaufpreiſen erfolgt und die Berück⸗ 
ſichtigung des Wertes des Grundſtücks zugelaſſen worden. Da 
in jenem Fall der Verkäufer und der Käufer des Grundſtücks 
Hand in Hand gingen und die Leiſtung des aufgewerteten 
Kaufpreiſes ungetrennt an fie beide Zug um Zug gegen Ab⸗ 
gabe ihrer Auflaſſungs⸗ oder Zuſtimmungserklärung ver⸗ 
langten, alſo die Verteilung des Kaufpreiſes unter ſich offen⸗ 
bar ſelbſt vornehmen wollten, beſtand damals kein Anlaß, 
einen Unterſchied zu machen zwiſchen dem Teil des Kauf⸗ 
preiſes, der dem Verkäufer aufzuwerten war, und dem Teil, 
der dem Käufer in aufgewertetem Betrage zu erſtatten war. 
Rechtlich beſtand dieſer Unterſchied in jenem Falle aber ebenſo 
wie hier. Da die Begründung des BU. ergibt, daß das BG. 
gerade auf den gegenwärtigen Grundſtückswert ausſchlaggeben⸗ 
des Gewicht gelegt hat und die Bemeſſung des Aufwertungs⸗ 
betrages hierdurch weſentlich beeinflußt worden iſt, unterlag 
das Bu. der Aufhebung. 

(U. v. 16. Febr. 1927; 315/26 V. — Stettin.) [Sch.] 


12, PrGrVerkG. v. 10. Febr. 1923; 8 326 BG B. 
1. Die Möglichkeit der Erteilung der behörd— 
lichen Genehmigung, deren Mangel keine Nich— 
tigkeit, ſondern ſchwebende Unwirkſamkeit zur 
Folge hat, iſt zeitlich nicht befriſtet, kann auch 
noch erfolgen, wenn bereits weiterverkauft und 
der neue Käufer eingetragen iſt. 2. Ob Haupt⸗ 
oder Nebenleiftung, richtet ſich nach dem Willen 
der Parteien; Rücktritt nicht möglich bei Ver⸗ 
zug mit einem geringfügigen Teile der Haupt⸗ 
leiſtung. Einfluß der Inflation auf die ver- 
ſchiedenen Leiſtungen hinſichtlich der Frage, was 


zu erſtatten iſt, was er tatſächlich aufgewendet hat. Um dieſen Betrag 
zu ermitteln, kommt allerdings nicht nur Dollarſtand oder Reichs⸗ 
inderziffer, ſondern auch die innere Kaufkraft der Mark auf dem 
Grundſtücksmarkt zu damaliger Zeit in Betracht, wie das 
RG. richtig bemerkt. Dies Ergebnis entſpricht auch der Billigkeit; 
denn 3 man den Erſtattungsanſpruch des Käufers mit dem BG. 
als Kauſpreisanſpruch für Hingabe des Grundſtückes behandeln, fo 
würde der Käufer einen unverdienten Gewinn erhalten, da ja das 
Grundſtück gar nicht aus feinem Beſitz ſtammte und er ſtets nur 
au mit dem Vorkaufsrecht belaſtetes Recht am Grundftück hatte. 
Sehr treſſend aber weiſt das RG. darauf hin, daß möglicherweiſe 
eine Aufwertung auch noch zugunſten des Verkäufers in Betracht 
kommt. 8 1101 BGB. kann dem nicht entgegenſtehen; denn eine dem 
Nennwert entſprechende Papiergeldzahlung kann unter Umſtänden 
keine volle Befriedigung darſtellen (. RG. 114, 402), jo daß der 
Käufer mit ſeiner Zahlung die Schuld nur teiweiſe beglichen hat und 
den Reſt (den AufwBetrag) der Verkäufer vom Vorkäufer verlangen 
kann. Da aber die Aufwertung weder zu einem Gewinn noch zu 
einer Korrektur eines unvorteilhaften Geſchäftes führen darf, kommt 
der AuſwAnſpruch des Verkäufers nur in Betracht, wenn zwiſchen 
dem Tage des Vertragsſchluſſes (Verkäufer — Käufer) und der Zah⸗ 
lung des Kaufpreiſes (durch den Käufer) bereits eine ſtarke Geldent⸗ 
wertung eingetreten war (ſ. ebenſo Rc. 114, 404). Daraus folgt: 
Der Vorhaufsberechtigte hat den Vorteil, wenn der Dritte das Grund⸗ 
ſtück günſtig kaufle und et Kaufpreis e ee hat. 
rof. Dr. Heinrich Stoll, Tübingen. 
) JW. 1923, 464. N 5 . 25 
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Hauptleiſtung geblieben und was Nebenleiſtung 
geworden iſt.] f) 
Se Veh varzkauf mit Auflaſſung im Nov. 1922; Eintragung 
ihn. ekl. im Grundbuche Okt. 1923. Da der Bekl. die von 
zun nach dem Vertrage übernommene Grunderwerbſteuer nicht 
al und Kl. von der Stadt dieſerhalb in Anſpruch genom⸗ 
van wurde, iſt der Kl. nach 8 326 BGB. gegen den Bekl. 
Prgegangen und verlangt mit der Klage Rückauflaſſung. Im 
Bi des Rechtsſtreites hat das Bezirksamt die Auflaſſung 
gest intragung genehmigt. Die Klage wurde vom LG. zu⸗ 
folg chen, vom BG. abgewieſen. Die Rev. des Kl. hatte Er⸗ 
— Kauf, welchen die Parteien abſchloſſen, war un⸗ 
Aufl ein ſogenannter Schwarzkauf. Der Kauf ſelbſt und die 
Aufla ung fanden noch im Jahre 1922 ſtatt; da jedoch erſt 
84 lung und Eintragung den Mangel der Form des 
a BGB. hätten heilen können, vordem aber bereits das 
Fukrafttreten des preuß. Gef. v. 10. Febr. 1923 über den Ver⸗ 
nt Grundſtücken den Eintritt dieſer Heilung von der be 
lich ichen Genehmigung des obligatoriſchen oder des ding⸗ 
> Rechtsvorganges abhängig gemacht hatte, ſo erfolgte die 
ru tagung des Bekl. im Grundbuche zu einer Zeit, als das 
nd 5egeſchäft und die Auflaſſung noch ungenehmigt waren, 
ar a affung und Eintragung vermochten daher die Heilung 
ne nicht eintreten zu laſſen. Während nun das BG. der 
ge räglichen Genehmigung im Laufe des Rechtsſtreits die 
For utung beimißt, daß mit ihrer Erteilung die Heilung des 
R mmangels des Grundgeſchäfts eingetreten ſei, nimmt die 
Das an, daß vor der Erteilung der Genehmigung der Be⸗ 
1 8 eme rechtsgültige Auflaſſung noch nicht vorgelegen habe; 
früher ſolche zuſtandegekommen, ſo ſei dies jedenfalls nicht 
geichef als in dem Zeitpunkte der Erteilung der Genehmigung 
ao hen: vor dieſem Zeitpunkte hätten die Parteien jedoch 
Dieſem gehört über den Eigentumsübergang einig zu ſein. 
ein Schluſſe würde eine Berechtigung nicht abzuſprechen 
Nich at der Mangel der behördlichen Genehmigung die 
Aber 5 der Auflaſſung zur Folge gehabt haben würde. 
31. Dee Richtigkeit der Auflaſſung, die noch vor dem 
genomm 1922 geſchehen iſt, kann ſchon um deswillen nicht an⸗ 
gungspflie werden, weil z. Z. ihrer Erteilung die Genehmi⸗ 
Wirk at für fie noch nicht beſtand. Ihre uneingeſchränkte 
Ver eit verlor ſie erſt, als das Inkrafttreten des Gr⸗ 
rechtswirine Genehmigung erforderlich machte. Die bis dahin 
ſamen; iheme Auflaſſung wurde zu einer ſchwebend unwirk⸗ 
111,245 27e Genehmigung konnte nachträglich erfolgen (RG. 
Fortfall der Gar fie aber nicht nichtig, dann kann der 
chon aus tigung über den Übergang des Eigentums nicht 
einſeiti Grunde angenommen werden, weil der Kl. 
ſchwebenden u der Erhebung der Klage aus der Tatſache der 
hat. Eine fo mwirkſamkeit ſich ergebende Folgerungen gezogen 
dem Zeitpunkt“ Auflaſſung verlöre ihre Wirkſamkeit erſt mit 
der dinglichen an dem ein den Bekl. zur Rückgängigmachung 
kraft beſchritten nigung verurteilendes Erkenntnis die Rechts⸗ 
Zeitpunkt würd, aben würde (RG. 111, 101). Bis zu dieſem 
Genehmigung Son gegen durch Herbeiführung der behördlichen 
mangel geheilt = bis dahin dem Geſchäfte abträgliche Form⸗ 
nicht dann, memerden können. Dieſe Möglichkeit entfällt auch 
weiterer Abkäufer als Eigentümer im Grundbuch bereits ein 
Glauben handelnde getragen ſteht. Ob dieſer, wenn in gutem 
feines Eigentums, gegen feinen Willen nicht zur Aufgabe 
bei gleichgültig Wills gezwungen werden könnte, bleibt hier⸗ 
zelfall die Mö iche man aber ohne Rückſicht auf den Ein⸗ 
eines weiteren pp t einer Genehmigung nach Eintragung 
auch in Fällen, in fers grundsätzlich ablehnen, dann beſtände 
Genehmigungsbedurft! hen das Grundbuchamt rechtsirrig die 
Zu 12. 1 & Blei des Geſchäfts verkannt hat, keine 
Roh. ſchon „ die Ent 8 
1 8 A daßerholt ber Beinge nichts Neues, ſondern beſtätigt vom 
keineswe e 


Genehmie, der Auflaſſung Ina rt kann nicht eine Partei ſich ein⸗ 
i rigen deilung 5 singen, Es tritt alfo de nachträgliche 
die materiale yilt Bereits wiehfonits gemäß $ 313 Sab 2 BON. 

me echtmäßigkeit 5 olt vom RG. betont worden, daß 
Na; Feiner > Be: ehörde er⸗ 
) IR, 1027, 2234 von der Verwaltungsbehörde 


Rechtſprechung 
——BPbbõã ãĩðV'u0 er a 


1417 


Möglichkeit, ſelbſt einem unter Angabe des zutreffenden Kauf⸗ 
preiſes abgeſchloſſenen aber nicht genehmigten Geſchäfte zur 
Wirkſamkeit zu verhelfen. Der Standpunkt des BG., daß das 
GrVerkcß. die Möglichkeit der Erteilung der Genehmigung 
nicht befriſte, iſt aber zu billigen. Es iſt auch gleichgültig, 
ob der Bekl. ohne oder gar gegen den Willen des Kl. 
die Genehmigung der Auflaſſung nachgeſucht hat. Denn 
das Gericht kann die Rechtmäßigkeit einer geſchehenen Ge⸗ 
nehmigung wohl in bezug auf Form und Zuſtandigkeit der 
Genehmigungsbehörde nachprüfen, nicht jedoch in bezug auf 
ihre materiellen Vorausſetzungen, wie der erkennende 
Senat dies wiederholt zum Ausdruck gebracht hat. Deshalb 
bleibt es gleichgültig, aus welchen Gründen die Genehmi⸗ 
gungsbehörde dazu geſchritten iſt, die Auflaſſung und die 
ſchon geſchehene Eintragung des Bekl. zu genehmigen. An der 
Tatſache dieſes ſtaatlichen Hoheitsakts hat die richterliche Prü⸗ 
fung, ſobald ſie die Zuſtändigkeit bejaht und die Form des 
Akts für ausreichend erachtet hat, innezuhalten. Daran ſchei⸗ 
tert das Vorbringen der Klage, wenn es die angebliche Un⸗ 
wirkſamkeit der nachträglichen im Rechtsſtreit wider den Willen 
des Klägers herbeigeführten Genehmigung betont. Die Aus⸗ 
führungen des BG. ſind aber inſofern nicht frei von Rechts⸗ 
irrtum, als ſie die Berechtigung zum Rücktritt mit der Be⸗ 
gründung verneinen, daß die Verpflichtung zur Entrichtung 
der Grunderwerbsſteuer nur eine Nebenverpflichtung darſtelle, 
deren Nichterfüllung ein Rücktrittsrecht nicht rechtfertige. Es 
tritt inſofern den Gründen des LG. bei, welches ſeine Auf⸗ 
faſſung dahin zum Ausdrucke bringt: es ſei einesteils nicht 
anzunehmen, daß der erwähnten Verpflichtung durch den Ver⸗ 
tragswillen der Parteien die ſo weſentliche Bedeutung beige⸗ 
meſſen worden ſei, daß ohne ihre Erfüllung der ganze Vertrag 
nicht gewollt fein ſollte; andrerſeits werde die Verpflichtung 
nicht dadurch zu einer Hauptverpflichtung, daß ſie mit Zinſen 
und Verzugsſtrafen ſchließlich den Kaufpreis weit überſteige, 
denn dieſes Mißverhältnis ſei erſt durch die eigenartigen Zah⸗ 
lenwirkungen der Inflation verurſacht worden. Wenn die 
Rechtſpr. des RG. ſich grundſätzlich dazu bekennt, den Rück⸗ 
tritt von einem Vertrage gemäß § 326 BGB. beim Verzuge 
mit der Erfüllung einer bloßen Nebenverpflichtung zu ver⸗ 
ſagen, dann hat ſie doch die Beurteilung der Frage, was als 
Haupt⸗, was als Nebenleiſtung anzuſehen ſei, der Betrachtung 
im Einzelfalle zugewieſen. In einer Anzahl von Entſcheidun⸗ 
gen hat es auf den Willen der Beteiligten beim Vertrags⸗ 
ſchluſſe Gewicht gelegt und es für weſentlich gehalten, ob es 
einer der Parteien auf die Erfüllung der gerade in Betracht 
kommenden Leiſtung in hohem Grade angekommen ſei. Es 
erachtete z. B. als zuläſſig, im Einzelfalle die Abnahme⸗ 
verpflichtung und die Unterſuchungsverpflichtung als Haupt⸗ 
verpflichtung anzuſehen, ſofern ſie eben durch den Par⸗ 
teiwillen erkennbar zu Hauptbeſtandteilen des Vertrages ge⸗ 
macht würden (vgl. LZ. 1922, 117 Nr. 4; RG. 92, 270.0) 
und ſprach, grundſätzlich davon ausgehend, daß ein „ab- 
ſeits des eigentlichen Kaufvertrages liegender Streirpunkr 
nicht zur Aufhebung des Vertrages führen dürfe, in 9 
Fällen aus, daß der Schuldner ſich beim erkennbaren Vor⸗ 
liegen ſolchen Parteiwillens nicht darauf berufen könne, daß 
die Leiſtung unwichtig ſei, und ihre Bewirkung dem Gläu⸗ 
biger keinen Nutzen bringen könne (vgl. RG. 10% 1). Das 
RG. hat ſich aber nicht darauf beſchränkt, die Beurteilung 
deſſen, was als Haupt⸗, was als Nebenleiſtung gelten ſolle, 
in erſter Reihe der Parteidispoſition, in zweiter Reihe objek⸗ 
tivem Maßſtabe zu überlaffen. Es har auch weiter wiederholt 
ausgeſprochen, daß, wenn der Schuldner ſich nur mit einem 
geringfügigen Teile einer Hauptleiſtung im Verzuge be⸗ 


teilten Genehmigung nicht der Nachprüfung durch das Gericht unter⸗ 
liegt. . Genehmigung iſt vielmehr nach § 8 Abſ. 1, Geſ. v. 
10. Febr. 1923 endgültig. — Schließlich iſt auch dem letzten vom RG. 
aufgeſtellten Rechtsgrundſaßz beizutreten, daß die Zahlung der Grund⸗ 
erwerbſteuer im Einzelfall eine Hauptleiſtung darſtellen kann, jeden⸗ 
falls dann, wenn ſie infolge der eigenartigen Juflationsverhältniſſe 
dem Wert des Kaufpreiſes nahekommt. Aber auch abgeſehen hiervon 
iſt die Zahlung der Grunderwerbſteuer als Vorausſetzung für den 
Eigentumswechſel in der Regel von erheblicher Bedeutung für die 
Parteien. 
NA. Dr. Ernſt Hagelberg, Berlin. 
) 8. 1918, 506. 
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finde, dem Gläubiger der Leiſtung der Rücktritt verſchloſſen 
bleibe (RG. 76, 150), er vielmehr auf ſeinen Erfüllungs⸗ 
anſpruch angewieſen ſei; bei der Beurteilung der Frage aber, 
ob nur eine geringfügige Vertragsverletzung vorliege, 
müſſe deren Verhältnis zum geſamten Vertragsinhalte ins 
Auge gefaßt werden (vgl. Urt. v. 24. Sept. 1924, V 248/23; 
Urt. v. 25. Jan. 1926, V 199/25). Das BG. ſpricht nun zwar 
aus, daß der Wille der Parteien nicht dahin gegangen ſei, die 
Verpflichtung zur Zahlung der Grunderwerbsſteuer zu einer 
Hauptverpflichtung in dem Sinne zu machen, daß ohne ihre 
Erfüllung der ganze Vertrag nicht gewollt fein ſollte. Dieſe 
Frageſtellung trifft jedoch nicht das richtige. Nicht darauf 
kommt es an, ob der Vertrag ohne die Eingehung einer be⸗ 
ſtimmten Verpflichtung nicht abgeſchloſſen und ihre Erfüllung 
von beiden Vertragsteilen unbedingt ſicher ins Auge gefaßt 
wäre, ſondern darauf, ob ſie ſo weſentlich war, daß bei Nicht⸗ 
erfüllung dieſer Verpflichtung nicht bloß ein Erfüllungsan⸗ 
ſpruch, ſondern auch das Rücktrittsrecht gegeben ſein ſollte. 
überdies irrt es in der Annahme, daß die Übernahme der 
Steuer ſich auch nicht infolge der Inflationswirkungen als eine 
Hauptverpflichtung darſtellen könnte. Wenn das RO. der Er⸗ 
ſchütterung des Gleichgewichts von Leiſtung und Gegen⸗ 
leiſtung in ſeiner Rechtſprechung eine beſondere Beachtung 
hat zuteil werden laſſen, dann ſteht nichts dem entgegen, im 
Einzelfalle zu prüfen, ob die durch die Inflation hervor⸗ 
gerufenen Wirkungen eine Veränderung der Verpflichtungen 
eines Vertragsteils nicht auch in ihrem Verhältniſſe 
zueinander in ſolchem Umfange herbeigeführt haben kön⸗ 
nen, daß die Vergrößerung des Umfanges der einen oder der 
anderen ſie unter den veränderten Umſtänden als bloße Neben⸗ 
leiſtung nicht mehr erkennen ließ. Erſt bei einer abſchließenden 
Betrachtung des geſamten Ergebniſſes eines Rechtsgeſchäfts 
würde ſich aber ein ſicherer Schluß nach der Richtung ziehen 
laſſen, ob bei Zugrundelegung einer ſolchen Annahme die Lei⸗ 
ſtung nach dem eben Geſagten noch zufolge ihrer Bedeutung 
als ſolche gelten kann, daß bei ihrer Nichterfüllung von dem 
Vertrage abgegangen werden könnte. In dieſer Beziehung fehlt 
es für eine endgültige Prüfung durch das Reviſionsgericht an 
den zureichenden Unterlagen. 

(U. v. 22. Jan. 1927; 268/26 V. — Berlin.) [Sch.] 


13. Pr Gr Verk. v. 10. Febr. 1923. Unter die 
Genehmigungspflicht fällt auch das für eine 
beſtimmte Zeit verbindliche Angebot des Eigen⸗ 
tümers auf Abſchluß eines Kaufvertrages über 
das Grundſtück zu beſtimmten, feſtgelegten Be⸗ 
dingungen und der Beitritt des anderen Teiles 
an dieſes Angebot mit der Verpflichtung zur 
Zahlung eines Bindungsentgeltes.] 

Die Bell. haben geltend gemacht, der hier fragliche Ver⸗ 
trag bedürfe, wenn aus ihm Erfüllung verlangt werden ſolle, 
der Genehmigung des Bezirksamtes, die auch für fog. bin⸗ 
dende Grundſtücksangebote erforderlich ſei. Die Gegnerin hätte 
urkundlich den zur Klagebegründung gehörenden Nachweis der 
Genehmigung führen müſſen. Die Kl. hat eine derartige Ge⸗ 
nehmigung für entbehrlich erklärt. Der Rechtsſtandpunkt der 
Bekl. iſt der richtige. Vorausgeſchickt werden muß, daß es ſich 
beim notariellen Vertrage v. 29. April 1924 nicht etwa, wie 
die Reviſionsbegründung meint, um zwei ſelbſtändige und 
voneinander unabhängige Rechtsgeſchäfte handelt, nämlich um 
ein Grundſtücksangebot der Kl. an die beklagte Ehefrau mit 
Bindung bis 1. April 1925 einerſeits und einen Vertrag der 
beiden andererſeits, wonach die Bekl. der Al. bis zum 7. Mai 
1924 als Entgelt für die Bindung 20000 GM. zu zahlen 
hatte. Vielmehr ergibt ſchon die Klauſel in dem das Bin⸗ 
dungsentgelt feſtſetzenden 88 des Vertrages, bei Annahme 
des Angebots ſolle die Zahlung der 200004 auf den Kauf- 
preis angerechnet werden, den rechtlichen Zuſammenhang und 
die Einheitlichkeit beider Vertragsteile (vgl. RG. 62, 414; 
114, 2341)). Aber auch die Genehmigungspflicht bez. des nach 
letzterwähnter Entſcheidung (S. 237) dem zeitlichen Geltungs⸗ 
bereich des PrGrVerkcö. v. 10. Febr. 1923 unterfallenden 
Vertrages iſt zu bejahen. Dieſes Geſetz beſtimmt in ſeinem 
gi Abſ. 1 Satz 1 u. a, daß alle Rechtsgeſchäfte, die die Ver⸗ 
n JW. 1911, 580. 

1) JW. 1926, 2617. 
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äußerung eines Grundſtücks zum Gegenſtande haben, zu ihrer 
Rechtswirkſamkeit der Genehmigung bedürfen. Es ſchränkt 
zwar die in der ihm vorangehenden BRVO. über den Verkehr 
mit landwirtſchaftlichen Grundſtücken v. 15. März 1918 an⸗ 
geordnete Genehmigungspflicht inſofern ein, als es nicht, wie 
dieſes, unter den aus dem Eigentum entſpringenden Ver⸗ 
fügungs rechten auch Miete oder Pacht erfaßt. Dagegen er⸗ 
weitert es ſeinen Wirkungsbereich hinſichtlich der Verfügungs⸗ 
arten gegenüber der BRVO., die von Auflaſſung und Ver⸗ 
einbarungen ſpricht, welche die Verpflichtung zur Übereignung 
eines Grundſtücks zum Gegenſtande haben. Denn es hält, um 
die in ſeinem 8 4 angedeuteten Ziele zu erreichen, für er⸗ 
forderlich, alle Rechtsgeſchäfte genehmigungspflichtig zu 
machen, deren Gegenſtand die Veräußerung eines 
Grundſtücks bildet. Einer derart weiten, aber bei den 
gegebenen Umgehungsmöglichkeiten verſtändlichen Faſſung der 
Geſetzesworte gegenüber muß jedenfalls bei Angebotsverträgen 
wie der hier vorliegende, der Verſuch vergeblich bleiben, die 
behördliche Genehmigung mit der Begründung auszuſchließen, 
das Rechtsgeſchäft ſei erſt im Entſtehen begriffen und bilde 
deshalb keinen für die Entſchließung der Behoͤrde geeigneten 
Gegenſtand, weil ſeine endgültige Geſtalt und ſeine Bedin⸗ 
gungen noch nicht feſtgeſtellt ſeien, die zufolge der 88 4 und 6 
die Entſcheidung der Behörde maßgebend beeinfluſſen. So 
Hagelberg zu 81 GrVerkGG. Anm. 2 S. 23; a. M.: Berg⸗ 
bohm⸗Wagemann zu 8 1 Anm. 1, Wolfſohn zu 
$ 1111; vgl. auch wegen der behördlichen Maßnahmen gegen 
Umgehungsverſuche: Krauſe, Die pr. Siedlungs d., 2. Aufl. 
©. 293, Anm. 3 ſowie Preuß. IM Bl. 1925, 151 Nr. 126. Für 
die gegenwärtige Entſcheidung kann dahinſtehen, wie lediglich 
einſeitige Bindungen, z. B. Vertragsanträge i. S. der 88 145 ff. 
Bc B., bez. der Genehmigungspflicht zu beurteilen wären. 
In einem Falle, bei dem, wie hier, die Verkäuferin zu nota⸗ 
riellem Protokolle der Kaufluſtigen den Abſchluß eines Kauf⸗ 
vertrags mit näher feſtgelegten Bedingungen anbietet und 
ſich unter Beitritt der anderen Vertragsſeite gegen Bindungs⸗ 
entgelt an das Angebot während beſtimmter Friſt für ge⸗ 
bunden erklärt, kann unmöglich geleugnet werden, daß die 
Parteiverhandlungen bis zur Entſtehung eines Rechtsgeſchäfts 
gediehen ſind, das die Veräußerung eines Grundſtücks zum 
Gegenſtande hat. Dann aber iſt die Genehmigungspflicht und 
mit ihr die Rechtsfolge eingetreten, die der erk. Sen. in ſtän⸗ 
diger Rechtſprechung, zuletzt noch in dem zum Abdruck be⸗ 
ſtimmten Erkenntnis v. 22. Jan. 1927, (AZ.) V 191/252), an 
den Mangel behördlicher Genehmigung geknüpft hat: Die 
endgültige Bindung der Parteien und die Wirkſamkeit ihres 
Rechtsgeſchäfts iſt bis zur Entſchließung der Behörde darüber 
hinausgeſchoben, ob ſie die Vereinbarungen gutheißen will 
oder nicht. Bis dahin iſt, mit einer ſich auf die Mitwirkung 
bei Beſeitigung des Schwebezuſtandes beziehenden Maßgabe, 
das Rechtsgeſchäft als ungültiges zu behandeln, gleichviel, ob 
es im übrigen als gültiges zu betrachten wäre. Daran ändert 
auch der Umſtand nichts, daß ſich die Bekl. zu einer Zahlung 
in einem Zeitpunkte verpflichtet hatte, zu dem mit der Ge⸗ 
nehmigung des Vertrags noch gar nicht gerechnet werden 
konnte (Urt. v. 14. April 1926, (A3.) V 255/25). Zur Zeit 
jedenfalls kann mithin die Kl., da ſie die behördliche Ge⸗ 
nehmigung des Vertrags v. 29. April 1924 nicht nur nicht, 
wie im Urkundenprozeſſe vorgeſchrieben, urkundlich belegt, ſon⸗ 
dern auch deren Fehlen zugegeben hat, die Zahlung der 
20000 % deswegen nicht fordern, weil die Vereinbarung noch 
nicht wirkſam iſt, mit der die Verpflichtung der Bekl. be⸗ 
gründet werden ſollte. 
Sch.] 


(U. v. 9. Febr. 1927; 222/26 V. — Berlin.) 


* 14. 8 5 Abſ. 1 der 3. Steuer Not O.; 825 Abſ. 1 
AufwG. Die Moratoriumbeſtimmungen der 
3. Steuer Not VO. und des Aufw . enthalten nur 
eine verzichtbare Schutzvorſchrift für den Eigen⸗ 
tümer und Schuldner. Deren Recht zur Kündi⸗ 
gung und die ſich daraus dann nach allgemeinen 
Grundſätzen ergebende Pflicht zur Zahlung wird 
dadurch nicht berührt. Die unter der Herrſchaft 
der 3. Steuer Not VO. ausgeſprochene Kündigung 


2) JW. 1927, 765, 


9. Jahrg. 1927 Heft 23] 
i 
IS ach Inkrafttreten des AufwG. in Höhe von 

Noärkſam geblieben.] f) 

Mach dem Inkrafttreten der 3. Steuer NotVO. am 
a 1 55 1924 hat der beklagte Eigentümer die für die Kl. 
zahlum 12 eingetragenen Reſtkaufgeldhypotheken zur Rück⸗ 
riſt 50 gekündigt. Die vertraglich vorgeſehene Kündigungs⸗ 
auf betrug ſechs Monate. Im Mai 1925 erhob die Kl. Klage 
wert ablung des der 3. Steuer RotVO. entſprechenden Auf⸗ 
die Kl obetrages. Der Bekl. verweigerte die Zahlung: Da 
zwar b. nach der Kündigung erklärt habe, ſie werde das Geld 
Vollb annehmen, die löſchungsfähige Quittung aber vor ihrer 

Gh efriedigung nicht erteilen, ſei es ihm unmöglich gemacht 
auf 1 ein ihm in Ausſicht geſtelltes Hypothekendarlehen 
er Smehmen. Nach dem Inkrafttreten des AufwG. beantragte 
bajerer Rückſicht auf deſſen 8 25, den Rechtsſtreit gemäß 382 
Klas ſt für erledigt zu erklären. Die vom LG. abgewieſene 
vriell wurde vom BG. hinſichtlich des Kapitals durch Teil⸗ 
Dag zugeſprochen. Die Rev. des Bekl. hatte keinen Erfolg. 
recht 5 geht zutreffend davon aus, daß das Kündigungs⸗ 
ori es Eigentümers und Schuldners durch die ein Mora⸗ 
Nun, rordnenden Vorſchriften in § 5 Abſ. 1 der 3. Steuer⸗ 
8 und in 8 25 Abſ. 1 AufwG. nicht berührt werde 
en nicht Abſ. 2 des 825 eine geſetzliche Mindeſtkündi⸗ 
0 8 500 einführt). Schon nach der 3. Steuer Not VO. habe, 
unge weiter unter Berufung auf die herrſchende Meinung 
das Moratorium nur eine zugunſten des Eigen⸗ 
vorſchri und Schuldners beſtehende verzichtbare Schutz⸗ 
Ks dargeſtellt. Dieſes Schutzes habe ſich der Bekl. be⸗ 
löſchun ohne daß die Erklärung der Kl., ſie würde die 
215 tögsfabige Quittung nicht erteilen, dabei von Bedeutung 
ihre Ertel, da der Bekl. damals in der Lage geweſen wäre, 
ändere eilung zu erzwingen. Das Moratorium des AufwG. 
em e nichts an der bereits eingetretenen Fälligkeit der nach 
chaten) auftreten der 3. Steuer NotVoO. gekündigten Hypo⸗ 
ung 355 telle ſich die von dem Bekl. zu erwartende Zah⸗ 
ine 8 nach den Vorſchriften des AufwG. auch als 
nahme * Teilzahlung dar, ſo ſei doch die Kl. zu ihrer An⸗ 
der einſeerzit. — Dieſer Standpunkt wird unter Benutzung 
Auf, „gen Literatur als mit den Beſtimmungen des 
und en bar und zugleich den Anforderungen von Treu 
da en entſprechend bezeichnet. Die Rev. iſt der Mei⸗ 
Stundun 5 Inkrafttreten des AufwG. eine erneute 
habe. Say Abreits fällig gewordener Hypotheken herbeigeführt 
einer 2 Yufw®. ergebe nicht, daß der Gläubiger nach 
dürfe ug des Schuldners auch Zahlung beanſpruchen 
„ume nur in Annahmeverzug, wenn er nach Ablauf 
gungsfriſt eine ihm angebotene Zahlung ablehne, 
u Ki die unter der Herrſchaft der 3. Steuer Not VO. 
Auftoch, e Mdigungen gelten müſſe. Schließlich habe das 
dem Bekl. die Verwirklichung ſeines erkennbaren Wil⸗ 

on De Hypothek zu beſeitigen, unmöglich gemacht; 
ie Angriffe ae die Kündigung ihre Wirkſamkeit verloren. 
— Der Rev. ſind nicht begründet: Das Bedenken, daß 


ündigu 
er 


ſch. ſcheint mir bedenklich. Das RG. verſucht 
Frage, ob eine während der Geltungsdauer der 
Erlaß 5, dem Eigentümer⸗Schuldner ausgeſprochene Kün⸗ 
es AufwöG. wirkjam geblieben iſt, zunächſt aus 
ngen über die rechtliche Natur der Kündigung 
5 nur gegen den ch er daß nach bürgerl. Recht die Kündigung 
8 ſelbſt wirkt“ (chen tündigten, ſondern auch gegen den Kündigen“ 
15 e jedoch um eine 55 673) iſt unbezweifelt. Hier handelt 
A Ma deren ee rage des Aufwertungsrechts im eigen 
vielfach ER beten ortung nicht dem bürgerl. Recht, ſondern 


merkbar, durch die der ipeen ſyſtematiſcher Vorſchriften ftörend ber 


mit de 9 der p inzivie bergangsfragen geregelt hat, bleibt 
vollkomm teuer Not BO. eine len Frage, inwieweit das AufwG. 
ur den po neue und ſelbſſndeenheit bildet und inwieweit es als 
Aufw bei nliegenden Fall s Regelung anzuſehen iſt, offen. 


nordnung der int mir bedeutungsvoll, daß $ 25 
eine Unterſchei t. Der Wortla geſetzlichen Stundung keinerlei Ein⸗ 
3. Steuer gtsgdung zwiſchen Kundi des Geſetzes ſpricht alſo gegen 
295. Demgegen t im Ergebnis igungen vor und nach Erlaß der 


er ſchei übereinſtimmend Quaſſowski“, 
cheint mir die Tatſache, „daß das AufwG. 
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ſchon unter der Herrſchaft der 3. Steuer Not VO. der Eigentümer 
und der Schuldner im Falle einer Kündigung von ihrer Seite 
zur Zahlung nach Ablauf der Kündigungsfriſt zwar berech⸗ 
tigt, aber nicht verpflichtet geweſen ſeien, iſt abwegig. Wenn 
das Moratorium der 3. Steuer NotVoO. einen verzicht⸗ 
baren Schutz gewährte, dann begab ſich der ſelbſt kündigende 
Schuldner oder Eigentümer freiwillig dieſes Schutzes, und es 
beſteht kein Grund zu der Annahme, daß ihm das Geſetz die 
wiederholte Berufung auf die Schutzvorſchriſt nach ſeinem Be⸗ 
lieben hätte zugeſtehen wollen. Denn mag die Kündigung zu⸗ 
nächſt auch nur einen einſeitigen Willensakt darſtellen, 
durch welchen das durch Geſetz oder Vertrag den Beteiligten 
gewährte Recht, ein beſtehendes Rechtsverhältnis zu beendigen, 
verwirklicht werden ſoll, ſo ſchafft ſie doch zugleich die Vor⸗ 
aussetzungen für Fälligkeit und Klagbarkeit des Anſpruchs 
und führt aus dieſem Grunde eine für beide Parteien 
gemeinſame Wirkung herbei (Immerwahr, Die Kün⸗ 
digung S. 92; Gruch. 55, 673; Staudinger 1926 S. 1127 
in Anm. 13 eß zu $ 1141 BGB.), die fie grundſätzlich für die 
weitere Geſtaltung des Rechtsverhältniſſes beibehält. Dafür, 
daß die 3. Steuer Not VO. dieſe grundſätzliche Wirkung in Fäl⸗ 
len, in welchen die Kündigung nach ihrem Inkrafttreten er⸗ 
folgte, in irgendeiner Beziehung hätte einſchränken wollen, 
ergibt ihr Wortlaut nichts. Ebenſowenig iſt übrigens aus der 
Ausdrucksweiſe des AufwG. („der Eigentümer und der Schuld⸗ 
ner find berechtigt ... zu zahlen“) etwas in der ange⸗ 
deuteten Richtung zu folgern. Eine dem entgegenſtehende Auf⸗ 
faſſung würde unter Verkennung des Charakters der Kündi⸗ 
gung allzuſehr an dem Wortlaute haften. Es beſteht daher 
kein Bedenken, anzunehmen, daß die am 30. März 1924 ge⸗ 
kündigte Hypothekenſchuld ſechs Monate nach ihrer Kündigung 
fällig geworden, und daß der unter Verzicht auf das damals 
beſtehende Moratorium kündigende Bekl. zahlungsverpflichtet 
war. Hiernach kann ſich nur fragen, ob die Vorſchrift in 8.25 
AufwG. den Zahlungsanſpruch der Kl. wiederum beſeitigt 
hat, wenn er beim Inkrafttreten des AufwG. noch nicht er⸗ 
füllt war. Daß eine bis dahin gegen den Bekl. ergangene 
rechtskräftige gerichtliche Entſcheidung zugunſten der Kl, vor⸗ 
behaltlich des aus § 78 S. 2 AufwG. ſich ergebenden Mehr⸗ 
anſpruchs, Recht geſchaffen hätte, iſt nicht zu bezweifeln. Aber 
auch ohne den beſonderen, aus der Tatſache der Rechtskraft ſich 
ergebenden Schutz iſt der Anſpruch der Kl. auf Zahlung er⸗ 
halten geblieben. Nichts ſpricht dafür, daß das AufwGl., wenn 
es ſich zu dem ſchon durch die 3. Steuer RotVO. geſchaffenen 
Moratorium lediglich erneut bekannte, damit die Wirkung der 
durch die Kündigung des Eigentümers oder Schuldners her⸗ 
beigeführten Fälligkeit einer Schuld hätte beeinträchtigen wol⸗ 
len. Der Hinweis darauf, daß ein Eigentümer oder Schuldner, 
der nach dem Inkrafttreten der 3. Steuer NotVO. gekündigt 
hatte, etwa in Schwierigkeiten geraten könnte, wenn die Wir⸗ 
kung jener Kündigung aufrechterhalten bliebe (weil nämlich 
bald nach jenem Zeitpunkte die bekannten auf Erhöhung des 
Aufwertungsſatzes gerichteten Beſtrebungen einſetzten, welche 


ſich zu dem ſchon durch die 3. Steuer Rot VO. geschaffene Mora⸗ 
torium erneut bekannte“, bedeutungslos, zumal die Es in 
Einzelheiten abweicht. Auch den Hinweis des RÖ- darauf, as eine 
vorher ergangene rechtskräftige gerichtliche Euch, Aanersten des 
Kl. Recht geſchaffen hätte, halte ich nicht für 4 8471 agend; denn 
868 Aufwch. enthält eine Sonderregel, au der chlußfolgerungen 
allgemeiner Art nicht hergeleitet werden können. Es bleibt danach 
ſchließlich zu prüfen, ob als vermutlicher Wille des Kündigenden 
unterſtellt werden kann, daß die Kündigung auch für den Fall der 
Erhöhung der Aufwertung wenigkens fr den Auſwertungsbetrag der 
SteuerNRot VO. Gültigkeit behalten ſolſe. Das RG. erklärt die 
einen ſolchen Willen verneinende Meinung Müg els (Nachtr. S. 299) 
für unbegründet; auch hier halte ich jedoch den Hinweis der Entſch. 
auf die Sonderregel des 5 78 aus den oben bez. der Analogie aus 
8 68 erwähnten Gründen nicht für glücklich. Geht man davon aus, 
daß die Stundungsvorſchrift des § 25 Aufwch. an und für fi eine 
neue ſelbſtändige ift, jo ſpricht nichts für die Annahme, ein Schuldner 
habe ſich durch eine frühere Kündigung der Rechts vorteile aus dieſer 
ſpäteren Stundung begeben wollen, die er noch nicht kannte. Es 
mag darauf hingewieſen dn, daß der Kündigende nach den Vor⸗ 
ſchriften der 3. Steuer Not O. den vollen Aufwertungsbetrag zu 
zahlen hatte, während er nach dem Inkrafttreten des Aufw&. von 
der Möglichkeit vorzeitiger Kündigung unter Abzug des Zwiſchen⸗ 

zinſes Gebrauch machen konnte. 
Die Teilung der Forderung in einen ungekündigten und einen 
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zu einer Verzögerung bereits eingeleiteter Laſtenregulierungen 
zu führen geeignet waren), kann nicht verfangen. In gleichem 
Maße konnte durch die Nichtleiſtung einer rechtmäßig an- 
gekündigten Zahlung der andere Teil, wenn er ſich auf die 
erwartete Leiſtung bereits eingerichtet hatte, betroffen werden. 
Die Auffaſſung von Quaſſowski (4. Aufl. S. 294), 
daß trotz der durch die eigene Kündigung herbeigeführten 
Fälligkeit der Schuldner oder Eigentümer ſich auf das Mora⸗ 
torium des Aufw®. berufen könne, das nunmehr für den gan⸗ 
zen Aufwertungsbetrag gelte, entbehrt daher der Begründung. 
Das gleiche gilt von der bei Mügel (Nachtrag zu 8 25 
Aufw®. im Komm. z. DurchfBO. S. 299) geäußerten Mei⸗ 
nung, daß frühere, dem Aufwez. vorangehende Kündigungen 
nicht in Betracht kämen, weil ſie ſich nur auf den Auf⸗ 
wertungsbetrag von 15% bezogen hätten und den Willen des 
Schuldners, 25% vorzeitig zu zahlen, nicht ergäben, ſoweit er 
eben damit überhaupt auch der früheren Kündigung jede Wir⸗ 
kung abzusprechen geneigt erſcheint. Die weitere Literatur zum 
Aufw®. und die Rſpr. hat, ſoweit zu überſehen, zu der er⸗ 
örterten Frage nicht Stellung genommen. Schließlich kann 
auch der Hinweis der Rev. darauf, daß der Schuldner er⸗ 
kennbar keine Teil kündigung gewollt habe, und das Aufw®. 
ihm die Verwirklichung ſeines Willens, die Hypothek gänz⸗ 
lich zu beſeitigen, unmöglich gemacht habe, keine Bedeutung 
beanſpruchen. Der gleiche Erfolg wäre infolge der Rück⸗ 
wirkungsvorſchriften ($ 78 AufwG.) auch dann eingetreten, 
wenn der Bekl. nach dem Ablaufe der Kündigungsfriſt gezahlt 
hätte, und dies ſelbſt dann, wenn es auf Grund eines Urteils 
geſchehen wäre. Es iſt daher kein Grund erſichtlich, weshalb 
nicht die unter der Herrſchaft der 3. Steuer Not VO. ausge⸗ 
ſprochene und auch wirkſam gewordene Kündigung nach In⸗ 
krafttreten des AufwG. nicht wenigſtens in Höhe von 15% 
wirkſam bleiben ſollte. Ob fie auch in Höhe der weiteren 1000 
Wirkung äußert, iſt hier ebenſowenig zu entſcheiden, wie die 
Frage, wie es ſich verhalten würde, wenn eine vor dem In⸗ 
krafttreten des AufwG. ausgeſprochene Kündigung die Fällig⸗ 
keit erſt nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes hätte ein⸗ 
treten laſſen. 
(U. v. 22. Jan. 1927; 329/26 V. — Königsberg.) 
lech. 


* 15. Abgrenzung der Verſicherungspflichten 
verſchiedener Verſicherungsgeſellſchaften. ]) 


Der Kl. iſt Mitglied der Landwirtſchaftlichen Unfall⸗ 
Entſchädigungs⸗Genoſſenſchaft zu A., eines Vereins zur gegen⸗ 
ſeitigen Unterſtützung in Haftpflichtfällen. Mitumfaßt iſt auch 
die Haftpflicht, welche das Mitglied als Beſitzer eines Tieres 
trifft. Ausdrücklich von der Unterſtützung ausgeſchloſſen find 


gekündigten Teil erſcheint mir auch prahtiſch nicht erwünſcht. Sie 
führt zu beſonderen Verwicklungen, weun es ſich um eine Forderung 
handelt, die nach der 3. Steuer RotVO. nach anderen Grundſätzen 
aufzuwerten war, als etwa nach 8 3 Aufio®. 


RA. Dr. Carl Neukirch, Frankfurt a. M. 


u 15. Wenn jemand als Verſicherungsnehmer zwei Schadens⸗ 
verſicherungsverträge mit zwei Verſicherern abgeſchloſſen hat, kann 
es geſchehen, daß beide Verträge ſich überſchneiden, d. h. daß ein und 
derſelbe Tatbeſtand ſich uach beiden Verträgen als Verſicherungsfall 
gleicher Art qualifiziert und damit die Erſaßpflicht beider Verſicherer 
auslöſt. So iſt es z. B., wenn jemand bei dem einen Verſicherer über⸗ 
haupt gegen Haſtpfticht, bei dem andern nur gegen einen Spezialfall 
der Haftpflicht, ewa als Hausbeſitzer oder als Tierhalter, verſichert 
iſt. Auch in der See- und Transportverſicherung iſt derartiges nicht 
ſelten. Man lönnte in dieſen Fällen ſehr wohl von einer Doppelver⸗ 
ſicherung (im weiteren Sinne) ſprechen. Nur eine beſondere Modali⸗ 
tat ſolcher einander überſchneidenden Verſicherungen iſt die im 8 59 
VVG. als Doppelverſicherung bezeichnete mehrfache Verſicherung, 
die darin beſteht, daß die Verſicherungsſummen zuſammen den Ver⸗ 
ſicherungswert überſteigen: dieſe ſetzt alſo einmal die Exiſtenz eines 
Verſicherungswerts voraus (der bei der Haftpflichtverſicherung nur 
ausnahmsweiſe vorkommt) und ſodann die Vereinbarung über eine 
Verſicherungsſumme, die zwar durchaus üblich, aber an ſich nicht not⸗ 
wendig iſt. Wie die Fälle zweier einander überſchueidender Ver⸗ 
ſicherungen zu behandeln find, bei denen eine Vorausſetzung der 
echten Doppelverſicherung ſehlt, und wie es dabei insbeſ. mit der 
Ausgleichspflicht der Verſicherer zu halten iſt, darauf kann hier nicht 
eingegangen werden. 5 

Scheinbar liegt auch dem obigen Erkenntnis eine ſolche 


aber alle Schäden, die bei Ausübung der Jagd herbeigeführt 
werden. Bei der Bekl. hat der Kl. im Auguſt 1924 cine ſog. 
„Jägerverſicherung“ für ſich und einen Jagdhund genommen. 
Dieſer Hund dient auch zur Bewachung des landwirtſchaft⸗ 
lichen Auweſens des Kl. Am 15. Juli 1925 war der Hund zu 
dieſem Behufe in einem Zwinger auf dem Hofe untergebracht. 
Er befreite ſich ſelbſt, lief auf die Straße und biß dort eine 
Frau. Dieſe macht den Kl. für den entſtandenen Schaden ver⸗ 
antwortlich. Der Kl. ſeinerſeits beanſprucht Verſicherungs⸗ 
ſchutz durch Befreiung von ſeiner Schadenserſatzverbindlichkeit 
gegen die gebiſſene Frau bei der Bekl. Beide Vorinſtanzen 
haben die Klage abgewieſen. Die Rev. iſt zurückgewieſen. Mit 
Recht iſt der BR. zu der Auffaſſung gelangt, daß die Bekl. 
bei dem zur „Jägerverſicherung“ angemeldeten Jagdhund des 
Kl. nur für Jagdſchäden, keinesfalls aber für Schäden auf⸗ 
zukommen hat, welche der Hund, wie vorliegend, ohne jede 
Beziehung zur Jagdausübung angerichtet hat. Dieſe ſchon 
aus dem Weſen der Jägerverſicherung entnommene Anſicht 
findet der BR. beſtätigt in dem beſonderen Vertrage, den die 
Parteien miteinander abgeſchloſſen haben. Nach 82 Abſ. 1 
AllgVerſ Bed. der Bekl. dienen zur Kennzeichnung und Um⸗ 
grenzung der durch die Verſicherung zu deckenden Haftpflicht⸗ 
gefahren die Antragsformulare. Das von dem Kl. unter⸗ 
zeichnete Formular betrifft die Haftpflichtverſicherung für 
Land⸗ und Forſtwirtſchaft und unterſcheidet zwiſchen der — 
vom Kl. bei der Bekl. nicht eingegangenen — allgemeinen 
Betriebsverſicherung und gewiſſen Zuſatzverſicherungen, zu 
denen auch die Jägerverſicherung gehört. Die Betriebsver⸗ 
ſicherung umfaßt die geſetzliche Haftpflicht des Verſicherungs⸗ 
nehmers „aus dem landwirtſchaftlichen Betrieb einſchließlich 
der dazu gehörigen Tierhaltung (Hunde, Zug⸗, Zucht⸗ oder 
ſonſtige Nutztiere)“. Mitverſichert iſt auch die Haftpflicht „aus 
dem Beſitz und dem Gebrauch von Hieb⸗, Stoß⸗ und Schuß⸗ 
waffen nebſt Munition, nicht aber während des Mitführens 
oder der Verwendung zu Jag dzwecken“. Hier tritt ergänzend 
die Jägerverſicherung ein. Was von den Waffen gilt, muß 
nach der Meinung des BR. entſprechend auch von den Hun⸗ 
den gelten, fo daß von ihnen angerithtete Schäden nur dann 
unter die Jägerverſicherung fallen, wenn ſie mit der Ver⸗ 
wendung der Hunde zu Jagdzwecken irgendwie in Zuſammen⸗ 
hang ſtehen. Dieſe Auslegung des Antragsformulars iſt 
ſicherlich möglich, und fie wäre auch dann nicht zu beanftanden, 
wenn der Inhalt des Formulars als Teil der Verſicherungs⸗ 
bedingungen zu gelten hätte und dieſe als fog. typiſche Be⸗ 
dingungen vom Reviſionsrichter frei auszulegen wären. Ob 
das letztere zutrifft, iſt bei dem beſchränkten Gebiet, innerhalb 
deſſen die Bekl. fi betätigt (82 ihrer Satzung), vielleicht 
nicht unzweifelhaft, es braucht das aber nicht entſchieden zu 
— ( — 

mehrfache Verſicherung, wie fie ſoeben charakterijiert wurde, zugrunde, 
weil der Verſicherungsnehmer bei zwei Geſellſchaften gegen ſeine 
Haftpſlicht (auch) als Hundehalter verſichert iſt. Aber in Wahr⸗ 
heit iſt es doch anders. Da aus der allgemeinen Haftpflichtver⸗ 
ſicherung bei der einen Geſellſchaft (der „Genoſſenſchaft“) die ſog. 
Jägerverſicherung ausgeſchloſſen und — lediglich um dieſe Lücke aus⸗ 
zufüllen — bei der anderen Geſellſchaſt eine Jägerverſicherung ge⸗ 
nommen war, ſo findet ein überſchneiden der beiden Verſicherungen 
nicht ftatt, Vielmehr iſt der Tatbeſtand, welcher den Verſiche⸗ 
rungsfall bildet, in beiden Fällen ein verſchiedener. Aber — und 
dies it ſehr charakterifttich — dieſe Verſchiedenheit betrifft nicht den 
Gegenſtand, durch deſſen Verwendung die Haftpflicht des Verſiche⸗ 
rungsnehmers und damit die Erſatzpflicht des Verſicherers ausge⸗ 
löſt wird, ſondern den Zweck, um deſſentwillen derſelbe Gegen⸗ 
ſtand, z. B. das Schießgewehr oder der Hund bei der entſcheidenden 
Gelegenheit benutzt wurde. Anders wäre es geweſen, wenn der Ver⸗ 
ſicherungsnehmer ſich bei der einen Geſellſchaft gegen Haftpflicht 
überhaupt oder gegen jede Haftpflicht als Tierhalter, bei der anderen 
Geſellſchaft gegen feine Haftpflicht als Jagdbeſitzer verſichert hätte: 
alsdann Hätten beide Versicherungen einander inſoweit überſchnitten, 
als der Hund bei Ausübung der Jagd einen Dritten geſchädigt hätte, 
und dann wäre der Verſicherungsnehmer berechtigt geweſen, jeden der 
beiden Verſicherer in Anſpruch zu nehmen (falls nicht etwa in dem 
cinen oder gar in beiden Verträgen etwas Gegenteiliges für den Fall 
einer mehrfachen Verſicherung ausgemacht war). 

Gegen die Entſcheidung des RG. iſt daher nichts einzuwenden. 
Auch die Verteilung der Beweislaſt unter den Parteien bietet im 
allgemeinen keine Schivierigkeit. Wenn der Verſicherungsnehmer 
diejenige Geſellſchaft in Anſpruch nimmt, welche ſich zum Erſatz von 
Haſtpflichtſchäden allgemein (mit Ausnahme der Jagdausübung) ver⸗ 
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jebrden, da die Auslegung, welche das BG. gefunden hat, 
hr enfalls richtig iſt. Was die Rev. dagegen vorbringt, ist 
ſcht beweiskräftig. Es mag fein, daß jemand, der ſich als 
1 eſitzer eines Hundes gegen Haftpflichtſchäden verſichert, damit 
1 alle Schäden gedeckt iſt, welche der Hund irgendwie an⸗ 
achtet. Es handelt ſich dann eben um eine einheitliche Hunde⸗ 
derſicherung, und es kommt nicht darauf an, in welcher Weiſe 
der Hund gerade verwendet wurde, als er den Schaden an⸗ 
tichtete. Vorliegend war aber der Kl. einerſeits Mitglied der 
Au dwirtſchaftlichen Unfall⸗Entſchädigungs⸗Genoſſenſchaft zu 
4 und hier auch als Beſitzer von Tieren gegen Haftpflicht⸗ 
Wäden gedeckt mit Ausnahme der bei Ausübung der Jagd 
zerbeigeführten, und andererſeits war der Kl. bei der Bekl. 
e ſtreitige Jägerverſicherung eingegangen, eine ausgeſpro⸗ 
one Zuſatzverſicherung, welche beſtimmt iſt, die bei der Ver⸗ 
ſicherung des landwirtſchaftlichen Betriebes verbleibende Lücke 
in der Deckung zu ſchließen. In einem ſolchen Falle kann der 
deſitzer des Hundes wegen der Hundeſchäden bei zwei ver⸗ 
ſchiedenen Stellen Schutz ſuchen, und es muß deshalb unter⸗ 
chieden werden, ob der Hund, als er den Schaden anrichtete, 
um landwirtſchaftlichen Betriebe oder als Hund des Jägers 
derwendet wurde. Der Rev. kann zugegeben werden, daß es 
Grenzfälle geben wird, in denen es ſchwer fein mag, die auf 
geworfene Frage zu entſcheiden. Mit dieſer Erwägung läßt 
ich aber die grundſätzliche Notwendigkeit der Frageftellung 
nicht bekämpfen. 
(A. v. 23. Nov. 1926; 385/26 VI. — Naumburg.) 
[Ku.] 


16. 8 903 RVO. bezieht ſich nur auf den Bau⸗ 
er, nicht den Bauherrn. 
eines Im Mai und Juni 1923 ließ der Bell. M. auf Grund 
Nh am 11. Nov. 1920 von der Baupolizeibehörde ge 
ſeineigten, aber durch Zeitablauf verfallenen Bauplans auf 
a Grundſtück in M. durch den Maurer Sch. ein 
zu. Dir gebäude errichten. Sch. zog einige andere Arbeiter 
Handler Dienſtmagd S. des Bekl. leiftete in deſſen Auftrag 
decken gerdienſte. Am 30. Juni 1923 ſtürzte beim Ein⸗ 
die Bine Dachſtuhls plötzlich deſſen nördliche Hälfte und 
' und weſtliche Umfaſſungsmauer auf eine Länge 


leit 


liche 
v 
gebroch m ein. Hierbei wurde der S. der rechte Arm zweimal 
Halb — und das rechte Bein derart gequetſcht, daß es ober⸗ 
Vergehen ies abgenommen werden mußte. Sch. wurde wegen 
Sn ens der Baugefährdung (88 330, 230 Abſ. 2, 73 
auf Grund zwei Monaten Gefängnis verurteilt. Die Kl. hat 
amts 5 > des Urteils des Bayeriſchen Landesverſicherungs⸗ 
die S. für Mai 1924 für die ihr angegliederte Zweiganſtalt 
der R 2 die Folgen des Unfalls nach den Beſtimmungen 
Klage zn entſchädigen. Ende 1924 erhob fie gegen M. 
Leiſtun ze verlangte die Erſtattung der ihr durch die 
wendnrden an die S. erwachſenen und noch erwachſenden Auf⸗ 
und 4 gen. Das BG, hat die ausſchließlich auf $ 903 Abſ. 2 
klage des 8 633 Abſ. 2 Nr. 1 RVO. geftügte Erſtattungs⸗ 
Abt 9 nr abgewieſen, weil der Tatbeſtand des 8 903 
gegeben ſei RN. in der Richtung gegen den Bekl. M. nicht 
die Leit y a. angefochtene Urteil führt dazu aus: M. habe 
ſondern ſie 58 der Bauarbeiten unbeſtritten nicht gehabt, 
des Baues — Sch. übertragen. An der Ausführung 
Sch. außer der deer ſich nur inſofern beteiligt, als er dem 
völlig überlaſſen zung auch die Ausführung der Bauarbeiten 
— habe. Hierin liege aber trotz der Nicht⸗ 
pflichtet hat ( 

d 


laſt ob, daß hier alſo di 


ie Hafture „Genoſſenſchaft“) fo liegt ihr die Beweis⸗ 
u der Verſicher afl aus einer Jagdausübung entſtanden iſt; 
nſpruch nimmt, lieg tdsnehmer dagegen die andere Geſellſchaft in 


aus einer Jaa egt 
menn die Volden album 
gegen die Ha 
Deckung 5 
wäre. 


ihm ob, nachzuweiſen, daß die Haftpflicht 
olice der c. berührt. Dasjelbe würde übrigens gelten, 
ſtpflicht als Woſſenſchaft dem Verſicherungsnehmer nur 
gewährte, die anne Dalter mit Ausſchluß der Jagdausübung 
Degen ere Police wiederum eine Jägerverſicherung 
meint das ben die Beweis 
ſonddeas Erg. jeden all rung ift häufig ſehr schwer, und das 
als HYausp auch wenn bei aa es von „Grenzſällen“ ſpricht. So 
Dienſther eſitzer und als Betric Verſicherungsnehmer die Haftpflicht 
(RG. 1135 250 rage kommen kannn geha nn auch 8 8 
van: ar. Way. RG. Erk. v. 27. April 1925 

Geh. Iq m 
In prof Dr. Victor Ehrenberg, Göttingen. 


beachtung des $ 72 Abſ. 2 der Bauordnung und der Un⸗ 
geeignetheit des Sch. zur Leitung und Ausführung der Bau⸗ 
arbeiten nicht ein Verſtoß gegen die allgemein anerkannten 
Regeln der Bankunſt, als welche grammatikaliſch und logiſch 
nur die im Betriebe des Baugewerbes vorkommenden Kunſt⸗ 
fehler des die Baukunſt Ausübenden in Betracht kommen 
können, nicht aber Fehler von Laien bei der Auswahl der 
einen Bau leitenden und ausführenden Perſon, welche Fehler 
mit der Baukunſt gar nichts zu tun haben. Dieſe Aus⸗ 
führungen ſind rechtlich nicht zu beanſtanden. Die gegen⸗ 
teilige Meinung der Reviſion, daß die Beſtellung eines ſach⸗ 
kundigen Bauleiters zu den allgemeinen, jedermann bekannten 
Regeln der Baukunſt gehöre, oder daß der Bell. durch die fahr⸗ 
läſſige Auswahl eines ungeeigneten Bauleiters ſelbſt zum 
Bauleiter geworden ſei, findet weder im Geſetz und ſeiner Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte noch in der Rechtſprechung oder im Schrift⸗ 
tum eine Stütze. Die Vorſchrift des § 903 Abſ. 2 RVO. it 
ebenſo wie vorher die des § 46 Abſ. 1 BaullVG. dem $ 330 
SGB. entnommen. Aber auch auf dem Gebiete des Straf⸗ 
rechts wird unter Leitung und Ausführung i. S. des 8 330 
SGB. nur die unmittelbare Mitwirkung bei der Vor⸗ 
nahme der auszuführenden Bauarbeiten und nur die un⸗ 
mittelbare Auslöſung der für die Geſtaltung des Baues in 
Bewegung zu ſetzenden mechaniſchen Kräfte durch geiſtige 
Urheberſchaft verſtanden (JW. 1921, 341). Der Bauherr 
it in der Regel nicht Bauleiter; ſelbſt dann nicht, wenn er, 
was hier nicht zutrifft, den von ihm beauftragten Unter⸗ 
nehmern etwa einzelne Anweiſungen über die Art der Aus⸗ 
führung erteilt. Denn ſolche Anweiſungen werden vom Laien 
unter der ſtillſchweigenden Vorausſetzung gegeben, daß ſie 
mit den Regeln der Baukunſt nicht in Widerſpruch ſtehen 
(GA. 39, 323; 46, 209; 50, 390; Leipz Komm. StGB. 8 330 
Anm. 3; RGgiKomm. 5. Aufl. BGB. 8 831 Anm. 2 a. E.; 
WarngRſpr. 1908 Nr. 56). Dem in der mündlichen Verhand⸗ 
lung von dem Reviſionsgericht unternommenen Verſuch der 
Kl., ihren Anſpruch auch auf 8 903 Abf. 1 mit Abſ. 4 RVO. 
zu ſtützen, trat der Prozeßbevollmächtigte des Bekl. zutreffend 
mit dem Hinweis darauf entgegen, daß die Kl. nichts der⸗ 
rtiges vorgetragen, ſondern ſelbſt ausgeführt habe, daß bei 
dem Bekl. M. die Beachtung einer Amts⸗ oder Gewerbepflicht 
rechtlich überhaupt nicht in Frage kommen könne. Abgeſehen 
davon war dieſe von der Kl. im zweiten Rechtszug vertretene 
Anſchauung unzweifelhaft richtig. Denn das Erbauen eines 
Stadels iſt keine land wirtſchaftliche Tätigkeit, und an⸗ 
dererſeits wird der Landwirt, der vom Bauen nichts verſteht, 
nicht zum berufs⸗ oder gewerbsmäßigen Bau unternehmer, 
wenn er auf ſeinem Grundſtück ein Okonomiegebäude errichten 
läßt. Nach § 903 Abſ. 1 RVO. kann aber der Unternehmer 
für den durch einen Unfall entſtandenen Schaden von ſeiner 
Genoſſenſchaft nur dann verantwortlich gemacht werden, wenn 
er den Unfall — ſei es vorſätzlich oder fahrläſſig — unter 
Außerachtlaſſung derjenigen Aufmerkſamkeit herbeigeführt Hat, 
zu der er vermöge ſeines Amtes, Berufes oder Gewerbes 
beſonders verpflichtet war (RG. 102, 327 Abſ. 2). 

(U. v. 17. Jan. 1927; 512/26 IV. — München.) [Ka.] 


17. 88 5, 30 der 2. Durch f VO. z. Gold Vil8d. 
Die Ablöſung von Genußſcheinen bei Gelegen⸗ 
heit der Goldmarkeröffnungsbilanz kann von 
der Generalverſammlung mit einfacher Stim⸗ 
menmehrheit beſchloſſen werden. Die Inhaber 
der Genußſcheine ſind zum Mitſtimmen be⸗ 
rechtig t]! 

„Die Kl. find Aktionäre der beklagten Aktch., die am 
11. Mai 1921 mit einem Grundkapital von 3000 000 %, 
eingeteilt in 3000 Aktien zu je 1000 6, gegründet wurde. 
Die Hälfte des Aktienkapitals Übernahmen der Kaufmann 
K., das jetzige Vorſtandsmitglied der Bekl., und ſein Schwa⸗ 


Zu 17. Das Rech. beſchäftigt ſich mit der Frage, wie die Ab⸗ 
löſung von Genußſcheinen, die gleichzeitig mit der Beſchlußfaſſung 
über die Goldbllanz erfolgt, rechtlich zu bewerten iſt. Zunächſt be⸗ 
jaht es, daß einfache Mehrheit zu einer ſolchen Beſchlußfaſſung ge⸗ 
rügt. Mit Recht legt es den 55 2. Durchf8 O. z. G88 D. der zen 
Beſchlußfaſſung über die Umſtellung einfache Mehrheit entſcheideit 
läßt, weit aus; dieſer Paragraph betrifft alle Vorgänge, die mit 
der Umſtellung in engem und untrennbarem Zuſammenbange 


ger Louis R., der Vater des Vorſtandsmitgliedes Dr. E. R., 
und brachten hierfür ihr unter der Firma Lederwerke E. M. 
in F. betriebenes Geſchäft zum Bilanzwerte für den 31. Dez. 
1920 ein; dieſe Bilanz wies ein Kapitalkonto von 
1 500 118,51 % aus. Bei den Gründungsverhandlungen 
wurde von den beiden Sacheinlegern geltend gemacht, daß 
bei dem Bilanzwerte die ſog. „kagon“, die ſtillen Reſerven, 
ſowie der Verdienſt der erſten Monate des Jahres 1921 un⸗ 
berückſichtigt geblieben ſei und ihnen deshalb eine beſondere 
Entſchädigung gewährt werden müſſe. Über den Inhalt dieſer 
Verhandlungen, insbeſ. darüber, ob dabei anerkannt ſei, daß 
wirklich ftille Reſerven vorhanden waren, gehen die Partei⸗ 
behauptungen auseinander; ihr Ergebnis war jedenfalls, daß 
den beiden Sacheinlegern zuſammen 1500 Genußſcheine mit 
dem aus $ 10a der Satzung erſichtlichen Inhalt als weitere 
Entſchädigung gewährt wurden. Der 8 10 a des Geſellſchafts⸗ 
vertrages lautet: „Die Geſellſchaft iſt zur Ausgabe von 
1500 Genußſcheinen berechtigt, von denen jeder an der 8 0% 
überſteigenden Dividende, ſowie im Liquidationsfalle an dem 
nach Rückzahlung des Aktienkapitals verbleibenden Betrage 
gleich einer Aktie teilnimmt. Ein Stimmrecht iſt mit den 
Genußſcheinen nicht verbunden. Der Geſellſchaft ſteht jeder⸗ 
zeit das Recht zu, einzelne oder alle Genußſcheine durch Zah⸗ 
lung eines je 1000 % nicht überſteigenden Betrages abzu⸗ 
löſen. Über den Zeitpunkt dieſer Ablöſung und die Anzahl der 
zur Rückzahlung gelangenden Genußſcheine entſcheidet die 
Generalverſammlung mit einer Majorität von ¼ der ab⸗ 
gegebenen Stimmen, es ſei denn, daß die Rückzahlung aus 
einem hierfür beſtimmten Reſervedispoſitionsfonds erfolgen 
ſoll, in welchem Falle die einfache Majorität genügt. Über die 
Höhe der auf den einzelnen Genußſchein entfallenden Ab⸗ 
löſungsſumme entſcheidet in allen Fällen die Generalverſamm⸗ 
lung mit einfacher Mehrheit.“ Bei einer Ende 1921 ſtatt⸗ 
findenden Kapitalerhöhung um 3 Millionen wurden die Ge⸗ 
nußſcheininhaber nicht berückſichtigt. Nach Behauptung der 
Bekl. hat man die Genußſcheine ganz überſehen, während nach 
der Darſtellung der Kl. die Nichtberückſichtigung deshalb er⸗ 
folgt iſt, weil damals ſchon klar war, daß ſtille Reſerven bei 
dem eingebrachten Geſchäft nicht vorhanden geweſen waren. 
Aus dem Reingewinn des Jahres 1921 in Höhe von 
4 228 754,98 / wurde ein Reſervedispoſitionsfonds mit 
1500000 % gebildet, der der Ablöſung der Genußſcheine die⸗ 
nen ſollte, jedoch nicht dazu verwendet wurde, ſondern un⸗ 
verändert in den weiteren Papiermarkbilanzen, zuletzt in der 
Jahresbilanz für 1923 ſtehen blieb. Bei den Umſtellungs⸗ 
verhandlungen i. J. 1924 entſtanden zwiſchen dem Vorſtande 
und Aufſichtsrat Unſtimmigkeiten über die Behandlung der 
Genußſcheine. Nachdem die früheren Aufſichtsratsmitglieder 
— die Bekl. 1—4 — ihr Amt niedergelegt hatten, wurde von 
der Verwaltung auf Grund eines Gutachtens des Juſtizrats 
Dr. E. vorbehaltlich der Zuſtimmung der Generalverſamm⸗ 
lung ein Abkommen mit den Genußſcheininhabern des In⸗ 
halts geſchloſſen, daß die Ablöſung der 1500 Genußſcheine 
durch Zahlung von 85000 GM., zahlbar in zehn gleichen 
Jahresraten, erſtmalig am 31. Dez. 1925, und verzinslich 
mit 6 0% feit dem 1. Okt. 1924 erfolgen ſolle. Die Genehmi⸗ 
gung dieſes Abkommens bildete einen der Punkte der ordent⸗ 
lichen Generalverſammlung v. 15. Jan. 1925, in der unter 
anderem über die Papiermarkbilanz für 1923, die Goldmark⸗ 
eröffnungsbilanz und die Umſtellung des Aktienkapitals auf 
Goldmark Beſchluß gefaßt werden ſollte. In der Goldmark⸗ 
eröffnungsbilanz war ein Kreditorenkonto von 632 687,44 
Goldmark enthalten, worin nach dem Bericht der Verwaltung 
85000 GM. als Schuld aus dem Abkommen zur Ablöſung 
der Genußſcheine ſteckten. Die Kl., die zuſammen über 


ſtehen. Daß hierunter auch die Einziehung von Genußſcheinen fällt, 
die ja doch Dividendenrecht haben und deren Ablöſung die Höhe 
der Umſtellung beeinflußt, kann keinem Zweifel unterliegen. 
Eine weitere grundſätzlich wichtigere Frage iſt die des Mit⸗ 
ſtimmens ber Semußicheininfaber bei der Beſchlußfaſſung. Daß an 
ſich die fd des 8 252 HGB. auch bei der Umſtellung an⸗ 
zuwenden ſind, tft bei der Tendenz der GBO ., die Vorſchriften des 
HGB. nur inſoweit zu ändern, wie es die beſonderen Verhaltniſſe 
des Umſtellungsbeſchluſſes erfordern, troz Rings gegenteiliger 
Anſicht anzunehmen. Auch wird man dem RG. darin folgen müſſen, 
daß die Einziehung von Aktien oder Genußſcheinen kein Rechts⸗ 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


1600 Stimmen von den 6000 Stimmen der vollſtändig er⸗ 
ſchienenen Aktionäre verfügten, ſtimmten gegen die Beſchlüſſe 
auf Genehmigung der Goldmarkeröffnungsbilanz, auf Ge⸗ 
nehmigung des Ablöſungsabkommens und auf Streichung des 
§ 10a des Geſellſchaftsvertrages, und verfolgen ihre Wider⸗ 
ſprüche mit der rechtzeitig erhobenen Klage, in der ſie be⸗ 
antragt haben, die Beſchlüſſe der ordentlichen General⸗ 
verſammlung v. 15. Jan. 1925 inſoweit für nichtig zu er⸗ 
klären, als fie auf die Ablöſung der beſtehenden 1500 Stüch 
Genußſcheine Bezug haben. Sie gründen die Anfechtbarkeit 
und Nichtigkeit der Beſchlüſſe darauf, daß die Beſchlüſſe nicht 
mit der erforderlichen Dreiviertelmehrheit gefaßt ſeien. Die 
Genehmigung des Ablöſungsabkommens ſei in der Tages⸗ 
ordnung nicht genügend bekannt gemacht. Bei der Beſchluß⸗ 
faſſung über die Genehmigung des Abkommens hätten die 
Aktionäre K., Dr. E. R. und Frau J. R., die zufammen 
2900 Stimmen abgegeben hätten, als Inhaber von Genuß⸗ 
ſcheinen nicht mitſtimmen dürfen. Die angegriffenen Be⸗ 
ſchlüſſe ſeien auch als Akte reiner Willkür ſittenwidrig und 
deshalb nichtig. Entſprechend dem Antrag der Bekl., die dieſe 
Behauptungen beſtritten, wies die Kammer für Handelsſachen 
die Klage ab. Dagegen hat das BG. auf die Klage des 
Dr. A. S. den Beſchluß über die Genehmigung der Goldmark⸗ 
eröffnungsbilanz inſoweit für nichtig erklärt, als er auf die 
Ablöſung der beſtehenden 1500 Stück Genußſcheine Bezug 
hat, auf die Klage der übrigen Kl. inſoweit die Nichtigkeit 
dieſes Beſchluſſes feſtgeſtellt; weiter ſind dann auch die Be⸗ 
ſchlüſſe über die Genehmigung des Ablöſungsabkommens und 
die Aufhebung des 8 10a des Geſellſchaftsvertrages für 
nichtig erklärt. Im übrigen iſt die Berufung zurückgewieſen. 
Das RG. hat aufgehoben. Schon die Formel des BU. iſt 
zu beanſtanden. Der Beſchluß auf Genehmigung der Gold⸗ 
markeröffnungsbilanz wird darin nur inſoweit für nichtig 
erklärt, als er die Ablöſung der Genußſcheine betrifft. Nur 
ein Paſſivpoſten von 85000 GM. ſoll alſo geſtrichen werden, 
im übrigen ſoll die Bilanz beſtehen bleiben. Das iſt nicht nur 
rechtlich verfehlt, ſondern würde auch praktiſch kaum durch⸗ 
führbar ſein, denn das BG. hält den Paſſivpoſten ſowohl als 
Schuld wie als Reſerve für unzuläſſig. Auf irrigen An⸗ 
ſchauungen beruht nicht minder die in dem Unterſchied der 
Faſſung („der Beſchluß wird für nichtig erklärt“, „es wird 
feſtgeſtellt, daß der Beſchluß nichtig iſt“) zutage tretende An⸗ 
nahme, daß ein Teil der Kl., und zwar mit Recht, Nichtig⸗ 
keitsfeſtſtellungsklage erhoben habe. Von ſelbſt eintretende un⸗ 
heilbare Nichtigkeit kommt als Folge der Nichterreichung der 
vorgeſchriebenen Stimmenzahl oder einer Vergewaltigung der 
Minderheit nicht in Frage; auch haben die Kl. ſämtlich An⸗ 
fechtungsklage erhoben und die Vorausſetzungen dafür er⸗ 
füllt. Indeſſen braucht auf alle dieſe Punkte nicht weiter ein⸗ 
gegangen zu werden, da ſie das Ergebnis, zu dem der erk. 
Sen. gelangt, nicht berühren. Der Hauptanfechtungsgrund 
der Kl. geht dahin, daß die Ablöſung der Genußſcheine nur 
mit Dreiviertelmehrheit habe beſchloſſen werden konnen. Dem⸗ 
gegenüber beruft ſich die Bekl. auf § 10a des Statuts ſowie 
auf 8 5 der 2. DurchfVoO. z. Gold BilVO. Von dieſen beiden 
Beſtimmungen trifft die Statutenvorſchrift nicht zu. Sie läßt 
die einfache Mehrheit dann entſcheiden, wenn die Rück⸗ 
zahlung aus einem beſonderen, hierfür beſtimmten Reſerve⸗ 
fonds, alſo aus aufgeſpeichertem Gewinn erfolgen ſoll. Ende 
1923 war aber nur der Name eines Fonds noch vorhanden, 
die 1,5 Millionen Papiermark waren zu einem Nichts zu⸗ 
ſammengeſchmolzen. Es iſt auch nicht richtig, wenn die Bekl. 
meint, infolge der Schaffung des Fonds ſei die Stellung der 
Genußſcheininhaber durch Erwerb eines bedingten Rechts auf 
Ablöſung verſtärkt worden. Nichts hätte die Generalverſamm⸗ 


eſchäft mit dem Aktionär als Dritten iſt, vielmehr ein Alit des 
geſellſchaftlichen Lebens, ſo daß nach der bisherigen Praxis des 
NO. die, deren Genußſcheine eingezogen werden ſollen, mitſtim⸗ 
men konnten. Im Ergebnis iſt daher der Entſch. zuzuſtimmen. 
Dagegen muß einem weiteren Grunde, den das RG. noch an⸗ 
führt und der gerade von beſonderer Tragweite für die Auslegung 
des 8 252 iſt, widerſprochen werden. Der Vorſtand hatte vor der 
Generalverſammlung eine Vereinbarung mit den Genußſcheininha⸗ 
bern vorbehaltlich der Genehmigung der Generalverſammlung ge⸗ 
troffen. Hier erklärt nun das RG. unter Bezugnahme auf eine 
von Flechtheim aufgeſtellte Anſicht, daß in ſolchen Fällen ein 


Dang. 1927 geſt 23] 


lu . 
I gehindert, den Fonds unter der Herrſchaft der Papier⸗ 
verwendung wieder aufzulöſen und zu anderen Zwecken zu 
enden. Als daher die Goldbilanz eröffnet warde, konn⸗ 
dem ie Genußſcheininhaber nicht etwa die Einſtellung eines 
hend, Lerhältnis des Fonds zum Papiermarkkapital entſpre⸗ 
vi en Paſſivums in die Bilanz verlangen. Die Behauptung, 
within Ablöſung einfache Mehrheit hingereicht habe, läßt ſich 
anwend auf dieſe Weiſe nicht begründen. Wohl aber erſcheint 
i u bar § 5 der 2. DurchfVOO., wonach zu einer Beſchluß⸗ 
fallen der Generalverfammlung über die Umſtellung ein⸗ 
ander Stimmenmehrheit genügt, mag im Statut auch etwas 
unbe, es vorgeſchrieben fein. Dieſe Beſtimmung bezweckt, die 
bchſt em gewordenen Bildungen der Inflationszeit auf 2 5 
nich. einfache und glatte Art zu bereinigen. Daher darf ſie 
ſchrünn eng ausgelegt und nicht auf diejenigen Beſchlüſſe be⸗ 
ind ft werden, die für die Umſtellung unbedingt notwendig 
830 Daß die Einziehung der Schutz⸗ und Vorratsaktien nach 
über daf. eine Umſtellungsmaßnahme i. S. des 85 iſt, dar⸗ 
Sus Serefcht im Schrifttum Einverftändnis. Der 8 30 bl. 1 
die Ei ſieht hierfür in erſter Linie einen Verwaltungsakt vor: 
Ku ung ſoll durch den Vorſtand mit Zuſtimmung des 
tann gesrats erfolgen. Aber wenn die Verwaltung nicht will, 
m5 ine Generalverſammlung einziehen, und ebenſo iſt es 
mit 5 daß der Vorſtand, etwa bei Meinungsverſchiedenheiten 
un em Aufſichtsrat, die Entſcheidung der Generalverſamm⸗ 
ee ho In beiden Fällen genügt dann nach 8 5 die 
eben? 5 Mehrheit. Es iſt nicht einzuſehen, warum dies nicht 
ind für die Ablöſung der Genußſcheine gelten ſoll. Gewiß 
die 11 5 einfacher Mehrheit nicht Beſchlüſſe durchzubringen, 
we der Umſtellung in keinem inneren Zuſammenhange 
9 faßt ſondern nur zufällig bei Gelegenheit ihrer Vornahme 
a den. Eine Kapitalerhöhung, die zugleich mit einer 
beſchlofſen a, des Eigenkapitals nach 85 Abſ. 2 Gold BilVo. 
aber ff en wird, iſt nur mit Dreiviertelmehrheit möglich. So 
Rechte 0 es bei den Genußſcheinen nicht. Einerlei, welche 
irgendei onſt mit ihnen verbunden ſind, immer nehmen ſie in 
ſiotueariſche Maße (Superdividende) am Gewinne teil. Nach 
8 Vorſchrift ſoll der zur Ausſchüttung beſtimmte 
den che un nicht allein den Aktionären zufallen, fondern auch 
Recht nußſcheininhabern zugute kommen. Auf dieſes ihr 
bei der Umſtellung der Aktien auf Gold Rückſicht 
werden. Sie dürſen ſich ſtets dagegen wehren, 


e die Höhe der Umſtellung wird dadurch be⸗ 
erfähr 


5 en en erußfcheine ablöſt. Hierzu kommt, daß ein 
ein kann, ſy daz 
der Einzieh harte 
die zahn 7 

maßnahme anzuf 

mal oder, wie (eben, Ob aber die Ablöſungsſumme auf ein⸗ 
bis zur Zahlung vorliegenden Falle, in Raten gezahlt und 
Bepeiinbgn Ohne erzinſt wird, kann einen Unterſchied nicht 
ungsgrund, womit 
tigten Statutenände ungenügende Ankündigung der beabſich⸗ 


Tagesordnung heißt es ausdrücklich: 


Mit timmen ge tatt et ſei da 1 rſammlung aller 

M \ 5 II. nt ent 
eide. D m i 0 i 5 

ſch 1e. € 0 ich nicht die Genera ve 


migung erg, allein zu ent folgen. Gerade weil hier die General⸗ 
ng erst Mi a Ge Bo — denn mit ihrer Sam, 
die B hloſſen werden Perfekt —, kann der, mit dem da 
Ken ſung die 9 ſoll, nicht mitſtimmen, weil gerade 

daß ein weloſt wenn man dende eines Rechtsgeſchäfts mit ihm 
Generalperſa nen nur dan Sch. im Hibernia⸗Fall dahin folgt, 
i 8 alu mlungsbeſchl nicht eftattet iſt, wenn durch den 
landen pal ber ehelſe dung Rechssgeſchaft perfekt ond TO 
jammhır der ja vorbehaltlich durch die Vereinbarung des Vor⸗ 
19 geſchloſſen daltlich der Genehmigung der Generalver⸗ 

hatte, ſondern durch den Beſchluß der 
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Daß der Vorſtand ſich ſchon vorher mit den Inhabern ins 
Benehmen geſetzt hatte, brauchte hierbei nicht auch noch er⸗ 
wähnt zu werden. Sodann rügen die Kl., ein Teil der Ge⸗ 
nußſcheininhaber, die zugleich Aktionäre waren, habe bei der 
Beſchlußfaſſung mitgeſtiwmt. Das BG. hat Feſtſtellungen 
über dieſe beſtrittene Behauptung nicht getroffen; einer Zu⸗ 
rückverweiſung in die Inſtanz bedarf es aber nicht, da gegen 
das Mitſtimmen rechtlich nichts einzuwenden iſt. Ob man 
Ring im BankArch. 1924, 324 darin beizutreten hat, daß 
8 5 der 2. DurchfVO. die allgemeinen Stimmenthaltungs⸗ 
vorſchriften (§ 252 Abſ. 3 HG B., § 47 Abſ. 4 GmbHG.) aus⸗ 
geſchaltet habe, mag auf ſich beruhen. Jedenfalls handelt es 
ſich bei der Ablöſung der Genußſcheine um eine innere An⸗ 
gelegenheit der Geſellſchaft, nicht um ein Rechtsgeſchäft mit 
einem Dritten. Daher hat der erk. Sen. auch in der Sache 
RG. II 431/18 (DI g. 1919, 757), wo ſich der Streit um die 
Einziehung von Geſchäftsanteilen einer GmbH. drehte, den 
Anteilsinhabern das Stimmrecht zugeſprochen. Mit Unrecht 
aber ſuchen die Kl. etwas Abweichendes daraus herzuleiten, 
daß hier der Vorſtand, ehe die Generalverſammlung ſtatt⸗ 
fand, eine von deren Genehmigung abhängige Vereinbarung 
mit den Abzufindenden getroffen hat. Es liegt auf der Hand, 
daß dadurch die Stellung der Genußſcheininhaber nicht ver⸗ 
ſchlechtert werden konnte. Waren fie ohne die Vereinbarung 
imſtande, kraft des das Aktienrecht beherrſchenden Majoritäts⸗ 
prinzips ihren Willen durchzusetzen, ſo können ſie durch die 
Vereinbarung nicht in die Lage gebracht ſein, untätig zuſehen 
zu müſſen, wie die Gegner die Genehmigung verſagten. Die 
ſogenannte „Vereinbarung“ hatte offenſichtlich nur den Zweck, 
das Feilſchen um die Bedingungen der Ablöſung außerhalb 
der Generalverſammlung zu verlegen, um dieſe zu entlaſten. 
Entſcheidend blieb immer die Generalverſammlung, und es 
iſt gleichgültig, ob ſie den Beſchluß in die Form kleidete „die 
Genußſcheine werden abgelöſt“ oder „der die Ablöſung be⸗ 
treffende Vertrag wird genehmigt“. Die Frage, wer mit⸗ 
ſtimmen durfte, wurde dadurch nicht berührt. So hat auch 
Flechtheim: JW. 1926, 627f. zutreffend darauf hinge⸗ 
wieſen, daß, wenn ein Organ der AktG. den Vertrag ab⸗ 
hängig macht von der Zuſlimmung eines anderen Organes, 
insbeſ. alſo der Vorſtand von der Zuſtimmung der General⸗ 
verſammlung, höchſtens eine Bedingung si volam ange⸗ 
nommen werden darf. Die Geſellſchaft iſt überhaupt noch 
nicht gebunden, auch nicht in den Grenzen des $ 162 BGB.; 
findet der Vorſtand hinterher, daß der Vertrag doch nicht fo 
vorteilhaft für ſie iſt wie er urſprünglich geglaubt hatte, ſo 
iſt er auch dem Dritten gegenüber berechtigt, der General⸗ 
verſammlung von der Genehmigung abzuraten. Auch dies 
beſtätigt, daß im vorliegenden Fall die „Genehmigung des 
Vertrags mit den Genußſcheininhabern“ gleichbedeutend war 
mit einem von der Verſammlung, wie es das Statut 8 10a 
vorſah, von ſich aus gefaßten Beſchluſſe auf Ablöſung. End⸗ 
lich behaupten die Kl., die Mehrheit habe ihre Macht miß⸗ 
braucht, d. h. durch Beſchließung willkürlich hoher Nor 
löſungsbedingungen der Minderheit vorſätzlich und rechtswidrig 
Schaden zugefügt ($ 826 Bc B.). Auch dies geht fehr. ©3 
liegt ganz neben der Sache, wenn die Parteien darüber ſtrei⸗ 
ten, ob bei der Gründung der AktG. ſtille Reſerven, die durch 
die Genußſcheine abzugelten wären, in erhe lichem Umfange 
vorhanden geweſen ſind. Auf den Grund, dem die Genuß⸗ 
ſcheine ihre Entſtehung verdanken, kommt es nicht an. Tat⸗ 
ſache ift, daß die Bekl. fie geſchaffen und mit den Rechten, die 
das Statut erſehen läßt, ausgeſtattet hat. Dieſe Rechte aber 
waren keineswegs belanglos. 8% auf das Papiermarkkapital 
bedeutete in der Inflation ſo gut wie nichts; was vom aus⸗ 


Generalverſammlung mird der Vertrag, falls der Beſchluß der GV. 
als ſolcher anzuſehen wäre, rechtsgültig; Beteiligte waren daher vom 
Mitſtimmen ausgeſchloſſen. 0 I, 

Auch hier zeigt ſich, wie der 8252 zu Auslegungen und 
Folgerungen verleitet, weil er dem Grundſatz der Aktiengeſellſchaft 
als Mehrheitsgeſellſchaft widerſpricht und in gewiſſen Fällen dazu 
führt, daß die Minderheit die Herrſchaft über die Mehrheit er⸗ 
hält. Es wird eine der Aufgaben der Reform des Aktienvecht? 
bilden, den 8 252 10 umzugeſtalten, daß es nicht mehr nötig ſein 
wird, durch allerlei Umgehungen (zu dieſen rechne ich auch De 
durch die Hibernia⸗Entſcheidung gewieſenen Weg) hier die Mehrhell 


gegen die Minderheit zu ſchützen. IR. Albert Pinner, Berlin. 


1424 


Rechtſprechung 


Jurfſtiſche Wochenſchrift 


zuſchüttenden Reingewinn darüber hinausging, fiel zur einen 
Hälfte den Aktionären, zur anderen den Genußſcheininhabern 
zu. Wie frühere Generalverſammlungen der Bekl. die Rechte 
bewerteten, zeigte ſich bei der Beſchlußfaſſung über die Bilanz 
auf Ende 1921, in die für die Ablöſung der Genußſcheine eine 
Spezialreſerve in Höhe eines Viertels des Grundkapitals ein⸗ 
geſtellt wurde. Die Abfindungsſumme mußte daher ſo be⸗ 
ſtimmt werden, daß ſie ein angemeſſenes Entgelt für die Auf⸗ 
gabe der Genußſcheinrechte darbot. Hierüber hat der Vor⸗ 
ſtand das Gutachten eines Sachverſtändigen, des Juſtizrats 
Dr. E. in F., eingeholt. Wenn die Generalverſammlung dem⸗ 
gemäß beſchloſſen und — bei Umſtellung der Aktien von 10:1 
— für jeden Genußſchein 56 %H bewilligt hat, fo kann von 
einem Willkürakt keine Rede ſein. 


(U. v. 1. März 1927; 175/26 II. — Frankfurt a. M.) 
[Ku.] 


b) Straffachen. 


Berichtet von Juſtizrat Dr. Drucker, Leipzig und 
Rechtsanwalt Dr. Alsberg, Berlin. 


18. [Begrenzung der Ausübung von Privat⸗ 
rechten durch das Strafrecht.] 7) 

Der Angekl. hat die Erlegung von Jagdwild nicht ge 
wollt, das Urteil meint jedoch, mit der Möglichkeit, daß auch 
jagdbares Wild die — vergifteten — Köder annahm, werde er 
gerechnet haben. Dieſer Ausſpruch läßt die Entſcheidung ver⸗ 
miſſen, wie er ſich innerlich zu dem als möglich gedachten Er⸗ 
folge ſtellte, ob er ihn für den Fall des Eintritts billigte oder 
ihn ablehnte und hoffte, er werde nicht eintreten. Je nach⸗ 
dem die Frage tatſächlich entſchieden wird, kommt bedingter 
Vorſatz oder bloße Fahrläſſigkeit in Betracht (RGSt. 59, 2 
[3/4]; 55, 204 [205]). Die StK. glaubt ſich dieſer Entſchei⸗ 
dung überhoben durch die Feſtſtellung, daß ſich jene Möglich⸗ 


Zu 18. Es handelt ſich um den Fall, daß ein nichtjagdberech⸗ 
tigter Grundſtücksbeſitzer zur Abwehr der ſein Grundſtück ſchädigenden 
Kaninchen vergiftete Köder auslegte, die auch von jagdbarem Wild 
angenommen wurden und deſſen Tod verurſachten. Der Grundbeſitzer 
wurde wegen Jagdvergehens angeklagt, von der StR. aber frei⸗ 
geſprochen. Das RG. hob das Urt. unter Zurückberweiſung auf, weil 
die Schuldfrage nicht genügend geprüft geweſen ſei. 

Sowohl im Urt. der Stͤ. wie in jenem des RG. ſcheint es 
mir an einer klaren Scheidung der Frage der Rechtswidrigkeit und 
der Schuld zu fehlen. Zunächſt mußte feſtgeſtellt werden, ob eine 
unbefugte Jagdausübung vorliege und, wenn ja, ob fie dem Angekl. 
zum Vorſaß zuzurechnen ſei. Was die erſte Frage anbelangt, ſo hat 
die StR. offenbar die Rechtswidrigkeit der Jagdausübung verneinen 
wollen, wenn fie ſagt, daß die Tötung des Jagdwildes eine not⸗ 
wendige Nebenerſcheinung der gegen die Kaninchen gerichteten Ab⸗ 
wehrtätigkeit geweſen ſei. Dieſe Abwehrtätigkeit erachtet ſie augen⸗ 
ſcheinlich als rechtmäßig und infolgedeſſen auch die notwendig mit 
ihr verbundene Tötung von Jagdwild. Wozu dann noch die Frage 
des Vorſatzes erörtert werden ſollte, iſt nicht erſichtlich. — Das RG. 
dagegen erblickt in der Notwendigkeit der Nebenerſcheinung einen 
Ausſchluß der Rechtswidrigkeit nicht und hält daher die Prüfung 
der weiteren Frage, ob bedingter Vorſatz oder Fahrläſſigkeit vorliege, 
für geboten. Allerdings läßt es im letzten Satz ſeiner Entſch. durch 
die Bezugnahme auf 8 228 Bach B. die Möglichkeit durchſchimmern, 
daß vielleicht doch auch der Ausſchluß der Rechtswidrigkeit in Frage 
kommen könne. 

Geht man wie die Stͤ. von dem Satz aus, daß eine Straftat 
ſtraflos werde oder, mit anderen Worten, ihre Rechtswidrigkeit ver⸗ 
liere, wenn fie die notwendige Nebenerſcheinung einer Rechtsausübung 
iſt, ſo muß man im vorliegenden Fall fragen, ob denn der Grundſtücks⸗ 
beſitzer mit der Auslegung vergifteter Köder zur Abwehr der Kanin⸗ 
chen wirklich eine Berechtigung ausübte. Dies ſcheint mir nicht der 
Fall zu ſein. Soweit ich es überſehen kann, iſt das Auslegen ver⸗ 
gifteter Köder gegen Kaninchen eine unerlaubte Handlung. Die 
preuß. Jagdordnung v. 15. Juli 1907, die allerdings in der Entſch. 
des RO. wie auch in dem Urt. der Stͤ. nicht berückſichtigt iſt, 
ſpricht in 6 61 von der Wildſchadenverhütung. Sie geftattet dort 
der Jagdpolizeibehörde, auf Antrag der geſchädigten Grundbeſitzer 
den Jagdpächter zum Abſchuß des Wildes aufzufordern. Kommt dieſer 
der Aufforderung nicht nach, ſo kann den Grundbeſitzern die Ge⸗ 
nehmigung erteilt werden, ſelbſt das auf ihre Grundftücke übertretende 
Wild „auf jede erlaubte Weiſe zu fangen, namentlich auch mit 
Anwendung des Schießgewehrs zu töten“. Der Abſ. 2 des 
8 61 erklärt dieſe Beſtimmung auch für anwendbar rückſichtlich der 


keit nicht habe ausſchalten laſſen, weil ſie „eine notwendige 
Nebenerſcheinung der gegen die Kaninchen gerichteten Abwehr⸗ 
tätigkeit“ geweſen ſei. Aus dieſem Grunde verneint die Stk. 
den bedingten Vorſatz. Dieſe Anſicht beruht jedoch auf Rechts⸗ 
irrtum. Zwar braucht — von dem Falle des § 226 BGB. 
abgeſehen — niemand bloß darum auf die Ausübung ſeines 
Rechts zu verzichten, weil er durch ſie einem anderen Scha⸗ 
den zufügt. Dieſe Berechtigung findet aber ihre Schranke am 
Strafrecht. Eine Straftat wird nicht dadurch ſtraflos, daß ſie 
die „notwendige Nebenerſcheinung“ einer Rechtsausübung iſt. 
Nicht die Strafvorſchrift hat in einem ſolchen Falle zu wei⸗ 
chen, ſondern der Täter hat trotz ſeiner ſonſtigen Berechtigung 
die Handlung wegen ihrer Strafbarkeit zu unterlaſſen. Selbſt⸗ 
verſtändlich iſt hier der Fall ausgeſchloſſen, daß der Hand⸗ 
lung gerade durch die Berechtigung des Täters die Eigenſchaft 
einer Straftat genommen wird. Das hat aber mit der ande⸗ 
ren Frage nichts zu tun, ob eine Handlung ſtrafbar bleibt, 
auch wenn ſie die „notwendige Nebenerſcheinung“ einer Rechts⸗ 
ausübung iſt. Der Umſtand, daß der Angekl. mit dem Gift⸗ 
legen einen außerhalb der Jagdausübung liegenden Zweck 
verfolgte, ſchloß den Vorſatz des Jagdvergehens nicht aus. 
Insbeſ. ſtand jener Zweck der Annahme nicht entgegen, daß 
der Angekl. die Erlegung von Wild an einem Orte, an dem zu 
jagen er nicht berechtigt war, ſich als mögliche Folge ſeiner 
Handlung vorgeſtellt hat und mit ihr für den Fall ihres Ein⸗ 
tritts als einer unvermeidlichen Begleiterſcheinung der auf 
einen anderen Zweck gerichteten Handlung auch einverſtanden 
geweſen iſt (RGSt. 59, 2 [3]). Im Gegenteil: je unvermeid⸗ 
barer die Begleiterſcheinung war, um ſo näher lag der be⸗ 
dingte Vorſatz. Die Feſtſtellungen der St. reichen hiernach 
nicht aus, um den auf unbefugte Jagdausübung gerichteten 
bedingten Vorſatz des Angekl. auszuſchließen. Das Urteil war 
daher aufzuheben. Soweit es bei der erneuten Entſcheidung 
auf § 228 BGB. ankommen ſollte, ſei auf RGSSt. 34, 295 
(296 ff.) hingewieſen. 

(3. Sen. v. 20. Dez. 1926; 3 D 726/26.) D. 


Beſitzer ſolcher Grundſtücke, auf welchen ſich die Kaninchen (die 
nach § 1 30. nicht zum jagdbaren Wild gehören) in ſchädlicher 
Menge vermehren. Hiernach hätte alſo der Grundſtücksbeſitzer, wenn 
er ſich gegen die Kaninchen ſchützen wollte, einen Antrag auf Erlaß 
eines Abſchußgebotes ſtellen und gegebenenfalls um die Geneh⸗ 
migung bitten müſſen, daß er ſelbſt die Kaninchen fange oder ab⸗ 
ſchieße. Nach dem Tatbeſtand hat er weder das eine noch das andere 
getan; ſonſt wäre es ſicher erwähnt worden. Infolgedeſſen war er 
auch nicht zu ſeiner Abwehrtätigkeit gegen die Kaninchen, am wenig⸗ 
ſten zu ihrer Vergiftung, berechtigt. Es kann alſo davon gar keine 
Rede ſein, daß die Tötung jagdbarer Tiere hier die notwendige Neben⸗ 
erſcheinung einer Rechtsausübung war. 

8 Sollte ich mich in der Auslegung des 8 61 der preuß. 
SD. irren, und würde es ſich bei der Vergiftung der Kaninchen 
tatſachlich um eine Rechtsausübung handeln, jo könnte doch nicht 
ſchlechtweg und für alle Fälle behauptet werden, daß eine Straftat 
dann nicht ſtrafbar ſei, wenn ſie ſich als die notwendige Neben⸗ 
erſcheinung einer Rechtsausübung darſtelle. Es muß für dieſe Neben⸗ 
erſcheinung immerhin ein beſonderer Grund vorhanden ſein, der ihre 
Rechtswidrigkeit ausſchließt. Das NG. ſcheint nach dem Schlußſatz 
feiner Entſch. an die Möglichkeit einer Anwendung des § 228 BGB. 
zu denken. Allein § 228 iſt von vornherein unanwendbar; denn von 
dem jagdbaren Wüd, um deſſen Tötung es ſich bei der Anklage 
handelt, droht ja dem Grundſtück des Angekl. gar keine Gefahr. 
Außerdem kann auch deswegen $ 228 weder in bezug auf das jagd⸗ 
bare Wild noch in bezug auf die Kaninchen angewendet werden, weil 
fie keine „fremden“ Sachen find. Eine fremde Sache iſt eine ſolche, 
die im Eigentum eines anderen ſteht. Jagdbares wie nichtjagdbares 
Wild find aber herrenloſe Sachen. Ebenſowenig ließe fi) 8 904 BGB. 
heranziehen; denn auch dieſer ſetzt im Eigentum ſtehende Sachen 
voraus. Immerhin könnte eine analoge Anwendung des 8 904 in 
Frage kommen, was hier angeſichts des § 61 JO. allerdings keine 
praktiſche Bedeutung hätte. 

Letzten Endes könnte man noch an Notwehr gegenüber den 
Kaninchen denken und ſagen, die Tötung des jagdbaren Wildes liege 
untrennbar in der zur Abwehr der Kaninchen erforderlichen Verteidigung, 
und ſei daher durch die Rechtmäßigkeit der Notwehr mitgedeckt. Vom 
Standpunkte des RG. aus, welches die rechtliche Möglichkeit der 
Notwehr gegen Tiere — nach meiner Meinung zu Unrecht — ver⸗ 
neint, ließe ſich allerdings in dieſer Weiſe nicht argumentieren. 
Übrigens auch bei jenen, welche Notwehr gegenüber Tieren aner⸗ 
kennen, herrſcht Meinungsverſchiedenheit darüber, ob die bei der 
Verteidigung gegen den Angriff unvermerdlich geweſene Verletzung 
eines unbeteiligten Dritten (hier des Jagdberechtigten) überhaupt 
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Rechte, [8 222 Ste B. Zahrläffige Tötung. 
füh Uispflicht zum Handeln auf Grund Geſchäfts⸗ 
für ung ohne Auftrag und Vollziehung einer 
einen anderen gefährlichen Handlung. 

ſctreier Angekl, der bei der Oberförſterei Sch. als Forſt 
beſt r angeſtellt iſt, hat — entſprechend einer bei dieſem Amt 
gef ehenden Übung — es übernommen, für ein von dem vor⸗ 
ſchhten Oberförſter angeſagtes außerdienſtliches Scheiben⸗ 
b die erforderlichen Vorbereitungen zu treffen. Dieſe be⸗ 
der Je im weſentlichen in der Beſorgung der Scheiben und 
1 Beſtellung der Anzeiger. Er beſtellte als Anzeiger außer 
1 Waldarbeiter einen zwölfjährigen Knaben, der bei 
em Scheibenſchießen noch nicht in dieſer Eigenſchaft tätig 
N und unterließ es, ihm die erforderlichen Anweiſungen 
1 0 zu geben, wie ſich die Anzeiger zu verhalten, insbeſ. 
8 den Schützen über den Beginn und die Beendigung des 
8 zu verſtändigen haben. Einer der Schützen hat dann, 
7 der Knabe noch mit einer Scheibe beſchäftigt und 
we durch dieſe verdeckt war, einen Schuß abgegeben und 
war 3 ihm nicht bemerkten Knaben erſchoſſen. Der Angekl. 
95 i anweſend, hat mit dem Schützen über die Abgabe 
i les geſprochen, ihn aber nicht darauf aufmerkſam ge⸗ 
8 0 aß eine vorherige Verſtändigung mit den Anzeigern 
eo iſt. Mit Recht ift der Angekl. auf Grund dieſes 
8 222 Patts neben dem Schützen der fahrlaſſigen Tötung nach 
kann Abi. l und 2 StGB. ſchuldig erkannt worden. Zwar 
geſa es nicht gebilligt werden, wenn in den Urteilsgründen 
fe agt wird, der Angekl. habe die „Veranſtaltung“ des Schie⸗ 
8 ſich aus übernommen. Wohl aber ſind die übrigen 
eſtſtellun 


an fi rigen Knaben zum Anzeiger bei dem Scheibenſchießen 
blicken 11 5 für den Unfall urſächliche Fahrläſſigkeit zu er⸗ 


weiſung nich 


ſicht ht mit Sicherheit die Beobachtung der nötigen Vor⸗ 
115 ck wartet werden kann. Jedenfalls iſt dem Angekl. da⸗ 


durch die als Geſchäftsführer ohne Auftrag übernommen und 
zum i 

8 blagiiger eine für dieſen gefährliche Handlung vollzogen 
wachſen echtspflicht zur Abwendung drohenden Schadens er⸗ 
ſtanden VE. u. a. R&St. 58, 131, 132). Als Mittel hierfür 
fügun m nach Annahme des Gerichts insbeſ. zur Ver⸗ 
ar Nijerer an feiner Anweſenheit zielenden Schützen, nicht 

gell. h 23 2 
in zur 8 = entgegen jener Rechtspflicht — die Anwendung 
aſſen, 5 : 
gehöriger Auf; er nach ſeinen Fähigkeiten und Kenntniſſen bei 
} rl zufmerkſamkelt und Vorſicht als mögliche Folge die⸗ 
eines ng und der hiermit zuſammenhängenden Abgabe 
ben voran ohne ſichere Verftändigung den Tod des Kna⸗ 
s a 


Augen feste, war er vermöge ſeines Berufs be- 
StG B. sis pflichtet. 


ee 


A. 


oder nur i N 

IX) ee Jall des Notſtandes ſtraflos ſei. Erſterenfalls ließe 

ſeßung wäre 3 keit des Grundſtückbeſitzers ſprechen. Voraus⸗ 

Iſt dieſer anwendnar hier die Unanwendbarkeit des § 61 JO. 

abgewendet werden 8 ſo darf Wildſchaden eben nur in der Weiſe 

Reichsrecht (vgl. 9 2 A8 61 vorſchreibt. Hier geht Landesrecht vor 
Iſt objektiv der J. 2 Ech Steh B. und Art. 69 Ech ch.). 


annehme — Tatbeſt En: Be er 

in hierauf „geben, atbeſtand des Jagdvergehens wie ich 

ee gerichteter Kommt dann allerdings noch in Frage, ob 
ur US eventualis vorlag. Dies iſt aber eine 
Zu 1. D 1 Heimberger, Frankfurt. a. M. 

ſprechung d. Der derzeitig 

wertung! des Rc. mur einen rundſtüctswert bildet nach der Recht— 


Kauf er Reſtkaufgeldfe e don mehreren Faktoren für die Auf 
als bei des e eulgefbforberung. e iſt für die Bemeſſung der 
ſprechend dieſauſkraft auf de Sllationgzeit infojern von Bedeutung, 
‚eier Funktion 15 Gemen kennzeichnet. Ent⸗ 

ſtückswertes muß aber der ger 


Bel chwerdeentſcheidungen 
gegen Entſcheidungen der Aufwertungeſtellen. 


Preußen. 
Kammergericht. 
Berichtet von den Mitgliedern des Aufwertungsſenates. 


I. 8 10 Ziff. 5 Aufw®. Bei der Aufwertung von 
Kaufgeldforderungen kann ſich der Eigentümer nicht dar⸗ 
auf berufen, daß ihm der normale Verkaufspreis des 
Grundſtücks bei einer Weiterveraußerung infolge der 
dann entſtehenden Unkoſten und Steuern, insbeſondere 
der Wertzuwachsſteuer nur zum Teil verbleiben würde. f) 


Der Gegenwartswert des Grundstücks iſt nach dem Preiſe 
zu bemeſſen, der bei einer ortsüblichen und der Zeitlage ent⸗ 
ſprechenden Veräußerung zu erzielen wäre (KG. Aw 170/26, JW. 
1926, 2090). Dieſer Verkaufswert iſt ein objektiver Maßſtab 
für die Aufw. von Kaufgeldern und wird durch Unkoſten und 
Steuern, die den Veräußerer treffen, nicht beeinträchtigt, und zwar, 
wie das Kc. ſchon in dem Beſchluſſe v. 9. Dez. 1926, Aw III 
1196/26, ausgeſprochen hat, auch durch die etwaige Wertzuwachs⸗ 
ſteuer nicht, auf die die Antragsgegner insbeſ. hinweiſen. Auch 
Billigkeits erwägungen können nicht dazu führen, dieſe Steuer 
bei der Aufw. zugunſten des Eigentümers zu berückſichtigen. Wenn 
ein Eigentümer infolge ſeines Erwerbspreiſes damit rechnen muß, 
daß im Falle einer Weiterveräußerung ein Wertzuwachs zu ver⸗ 
ſteuern iſt, ſo wird der Preis, den er bei einem Verkaufe erzielen 
wird, aller Erfahrung nach über dem normalen Verkaufswerte 
liegen, die Belaſtung mit der Wertzuwachsſteuer alſo im allgemeinen 
zu einem gewiſſen Grade ausgleichen. Dieſe Belaſtung erfaßt ferner 
nicht, wie die Antragsgegner in der weiteren Beſchwerde annehmen, 
den geſamten Wert des Grundſtücks, ſondern nur den Wertzu⸗ 
wachs. Dieſer wird berechnet auf den Unterſchted zwiſchen Erwerbs⸗ 
preis und Veräußerungspreis. Nach der vorliegend in Betracht 
kommenden, von den Antragsgegner vorgelegten Wertzuwachsſteuer⸗ 
ordnung der Stadt Frankfurt a. M., werden von dem Veräuße⸗ 
rungspreiſe die Koſten der Veräußerung und übertragung ab⸗ 
gezogen. Der Erwerbs preis wird ferner, ſoweit er nicht in Gold⸗ 
Renten⸗ oder Reichsmark ausgedrückt iſt, gemäß den Beſtimmungen 
des 8 2 AuſwG. berechnet, wobei maßgebend iſt der Tag des Ver⸗ 
äußerungsgeſchäftes oder, wenn ein ſolches nicht geſchloſſen war, der 
Tag, an dem ſich der Erwerb vollendete. Sind beim Erwerbe in 
Anrechnung auf den Kaufpreis Schuldverpflichtungen übernommen, 
beſtehen dieſe bei der Weiterveräußerung noch und werden ſie dabei 
von dem neuen Erwerber übernommen, ſo iſt für die Berechnung des 


Goldmarkwertes der Umrechnungstag des übrigen Erwerbspreiſes 


maßgebend, ihr Wert iſt jedoch für die Berechnung des Erwerbs⸗ 
preiſes mit mindeſtens „dem gleichen Betrage einzuſtellen, wie er bei 
der Berechnung des neuen Veräußerungspreiſes in Anſatz gebracht 
worden iſt“. Sind die Schuldverpflichtungen bis zur neuen Ver⸗ 
äußerung des Grundſtückes getilgt, ſo iſt ihr Goldmarkwert „nach 
dem Werte der Leiſtungen zu berechnen, die der Veräußerer für die 
Tilgung am Tilgungstage aufgewandt hat, ſoweit nicht ihr Goldmarke⸗ 
wert am Tage des Erwerbes des Grundſtücks höher iſt“. Nach 
dieſen, mit der Wertzuwachsſteuerd. der Stadt Berlin (vgl. den 
Nachtrag dazu v. 27. Jan. 1926, Gemeindeblatt 1926, 159) über 
einſtimmenden Vorſchriften werden im Falle einer Weiterveräuperung 
des Grundſtücks die vollen Aufwertungsbeträge der beim Erwerbe 
übernommenen Hypotheken als Erwerbspreis gerechnet, 5 zwar 
gilt das auch in dem Falle, daß eine übernommene Hypethen nach 
allgemeinen Vorſchriften auf mehr als 2590 aufgewerte wird. Denn 
entweder übernimmt der Neuerwerber fie: dann wer m fie ſelbſt⸗ 
verſtändlich von den Parteien zum vollen Aufwertungsbetrage bei 


meine Wert des Grundſtücks, alſo ſein Verkaufswert unter Zugrunde⸗ 
legung der 1 Berhäfifle berückfihtigt werden. 
Schon deshalb erſcheint es ausgeſchloſſen, die Wertzuwachsſteuer ab⸗ 
zuziehen, weil dieſe nach den beſonderen Umſtänden des Einzel⸗ 
falles, nämlich nach der Höhe des Erwerbspreiſes jedes Verkäufers 
verſchieden iſt. Auch aus Billigkeitserwagungen iſt kein entgegen- 
geſetztes Ergebnis zu gewinnen. Zwar erſcheint es unrichtig, wenn 
in der obigen Entſch. ausgeführt wird, daß der zu erzielende Ver⸗ 
kaufspreis über dem normalen Verkaufswert liegt, wenn der Ver⸗ 
äußerer eine Wertzuwachsſteuer zu entrichten hat. Vielmehr wird 
jeder Veräußerer verſuchen, den höchſten Preis, den ein Erwerber zu 
zahlen bereit iſt, herauszuſchlagen, während der Erwerber ſich nicht 
dazu verſtehen wird, mit Ruͤckſicht auf die Wertzuwachsſteuer mehr 
anzulegen, als das Grundſtuige nach den Marletverhältniſſen wert 
iſt. Dagegen iſt den weiteren Ausführungen der obigen Entſch. durch⸗ 
weg beizutreten. Die Kürzung des Grundſtückswertes um die Zu⸗ 
wachsſteuer wäre insbe]. auch deswegen ungerechtfertigt, weil der 
Eigentümer das Grundſtück auch nutzen kann, ohne es zu dem 


179 


1426 


— — — — 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


Berechnung des neuen Veräußerungspreiſes in Anſaß gebracht. Oder 
aber der Veräußerer tilgt ſie: dann gilt der Goldmarkwert der auf⸗ 
gewendeten Leiſtungen als Erwerbspreis. Eine andere Möglichkeit 
kommt praktiſch nicht in Frage, kann jedenfalls vom Veräußerer 
vermieden werden. Die Wertzuwachsſteuer laſtet danach aber nur auf 
dem Teile des Wertes bei Weiterveräußerung, den der Veräußerer 
laſtenfrei erworben hat, der, wie man ſich auszudrücken pflegt, ihm 
wirtſchaftlich gehört. Dieſen Wertanteil hat das Geſetz bewußt zu 
Laſten des Veräußerers mit der Wertzuwachsſteuer belaſtet, und es 
geht nicht an, dieſe Belaſtung durch Berückſichtigung bei der Aufw. 
auf andere Perſonen zu übertragen. Endlich kann die Wertzuwachs⸗ 
ſteuer ebenſo wie andere bei der Weiterveräußerung etwa entſtehende 
Steuern hier auch deshalb nicht in den Kreis der bei der Aufw. zu 
beachtenden Umſtände gezogen werden, weil ſie eine völlig im Un⸗ 
gewiſſen ſchwebende Zukunftsmöglichkeit iſt, deren prakkiſche Be⸗ 
deutung bei der Aufw. überhaupt nur dann gerecht gewürdigt werden 
könnte, wenn eine Weiterveräußerung zu einem beſtimmten Preiſe 
bereits eruſthaft in Ausſicht ſtände (vgl. dazu den Beſchluß OLG. 
Karlsruhe in Aufwgechtſpr. 1927, 66). 

(KG., Beſchl. v. 17. Febr. 1927, Aw 1227/26.) W.] 
* 


2 


2. 8 26 AufwG. Allgemeine Schwierigkeiten, die 
ſich am 1. Jan. 1932 bei der Rückzahlung größerer Auf- 
wertungsbeträge ergeben könnten, rechtfertigen eine 
Stundung nach 8 26 AufwG. nicht. Es kommt vielmehr auf 
die wirtſchaftliche Lage des einzelnen Schuldners an. 

Das LG. begründet die Stundung der Forderung nach 8 26 
AufwG. nur damit, daß der Aufwertungsbetrag von etwa 75 000 GM. 
bei den vorauszuſehenden Geldverhaltniſſen am 1. Jan. 1932 in⸗ 
folge des Fälligwerdens ſämtlicher Aufwertungsforderungen auf ein⸗ 
mal nicht leicht zu beſchaffen ſein werde. Mit dieſer Begründung 
könnte aber wohl faſt jedem Schuldner größerer Aufwertungs⸗ 
beträge eine Stundung über den 1. Jan. 1932 hinaus gewährt 
werden. Ein allgemeines Moratorium über den geſetzlichen 
Fälligkeitstag des 8 25 Abſ. 1 AufwGG. hinaus will der 8 26 
Aufio®. jedoch nicht einführen. Er verlangt vielmehr eine ſtrenge 
Prüfung des einzelnen Falles und ſchützt nur den (einzelnen) 
Schuldner, bei deſſen wirtſchaftlicher Lage die Anordnung von Teil⸗ 
zahlungen zur Abwendung einer groben Unbilligkeit unabweis⸗ 
bar erſcheint. 

(KG., 9. 3 S., Beſchl. v. 10. März 1927, Aw 1255/26.) [P.] 
* 

3. 873 AufwG.; 88 12, 13, 200 RF GG.; Art.15 Prỹ GG.; 
§ 141 Abſ. 3 3 PO. Der Antragſteller darf zum Erſcheinen 
in einer Verhandlung vor der Aufwertungsſtelle nicht 
durch Ordnungsſtrafen angehalten werden. 

AufwG. und Durchſ VO. enthalten keine Beſtimmung über ein 
Ordnungsſtraſverfahren gegen ausbleibende Beteiligte. Die Zuläſſigbeit 
einer ſolchen Zwangsmaßregel iſt aus der Bezugnahme des 8 73 
Aufiv®. auf die Vorſchriften der Freiw. Gerichtsbarkeit (88 12, 13, 
200 RFGG., Art. 15 Pr.) nicht zu folgen, da $ 73 AufwG. 
nur die ſinngemäße Anwendung der Verfahrensregeln der 
FGG. in Aufwertungsſachen vorſchreibt. Die Anwendbarkeit der 
Ordnungsſtrafvorſchriften jenes Geſetzes im Aufw Verfahren iſt zu 
verneinen. Die Aufwertungsſtelle hat ſich darauf zu beſchränken, aus 
dem Ausbleiben des Antragſtellers die erforderlichen Schlüſſe zu 
ziehen. Schließlich kann die rechtliche Grundlage für die Ordnungs⸗ 
ſtrafe auch nicht durch eine entſprechende Heranziehung des 
8 141 Abſ. 3 po. gewonnen werden, denn derart einſchueidende 
Zwangsmaßregeln können nur auf unmittelbare Geſetzesvorſchrift hin 
angewendet werden. 

(Kl., 9. 3S., Beſchl. v. 10. März 1927, Aw 338/27.) IP.] 


Rechtseutſcheide in Miet- und Pachtſachen. 
Preußen. 
Kammergericht. 


Berichtet von Kammergerichtsr enen ahmann u. Dr. Günther, 
erlin. 


I. 83 Wohn MangG.; 8 2 Berl. WohnRotrecht. Wohn- 
räume ſind nicht deshalb benutzt, weil der Verfügungs⸗ 

berechtigte ſich vorübergehend darin aufhält, um ihre 
Inanſpruchn ahme zu verhindern. 

Ob eine Wohnung benutzt iſt i. S. des $2 bes Berliner Woh⸗ 
nungsnotrechts v. 20. Dez. 1924 oder des 8.3 VohnMangb., iſt 
zwar unabhängig von dem Beweggrunde der Benutzung. Es iſt ſehr 
wohl möglich, daß eine Benutzung durch den Verfügungsberechtigten 


äußern, und weil er auch den im Grundſtück ſteckenden Wert durch 
hypotheliariſche Beleihung zum großen Teil flüſſig machen kann. 
Eine Zuwachsſteuer kommt dann gar nicht zur Entſtehung. 

RA. Dr. Eruſt Hagelberg, Berlin. 


- 


nur noch erfolgt, um die Wohnung feinem Erben, deſſen wirtſchaft⸗ 
liche Selbſtändigmachung bevorſteht, zu erhalten. Auch iſt in Über⸗ 
einſtimmung mit der Beſchwerdeſtelle daran feſtzuhalten, daß die Ge⸗ 
ſetzesbeſtimmung als Ausnahmegeſetz nicht ausdehnend auszulegen iſt. 
Es iſt aber bei Feſtſtellung des Begriffes der Benutztheit wie über⸗ 
haupt im Wohnungsmangelrecht beſonderes Gewicht auf die tat⸗ 
ſächlichen und nicht nur ſcheinbaren Verhältniſſe zu legen. Soll nur 
ein Wohnwille vorgetäuſcht werden, ohne daß er tatſächlich vor⸗ 
handen ift, fo genügt er nicht, um die Wohnung als benutzt bezeich⸗ 
nen zu können. Zum Begriff der Benutzung von Räumen gehört, 
daß der wahre Wille vorhanden iſt, die Raume zu benutzen. Ob der 
Wille der Benutzung nur vorgetäuſcht ift, iſt mit beſonderer Vor⸗ 
ſicht feſtzuſtellen, da 8 Wohn Mang. einen tiefen Eingriff in die 
Rechte des Verfügungsberechtigten enthält. Ergeben aber die Be⸗ 
gleitumſtände, wie z. B. hier nach Anſicht der Beſchwerdeſtelle, daß 
der Verfugungsberechtigte bewußt die wohnungsrechtlichen Beſtim⸗ 
mungen über die Übertragung von Wohnungen umgeht, daß er der 
Wohnung zu Wohnzwecken gar nicht bedarf und die Benutzung auf 
ein Mindeſtmaß beſchränkt, daß er alſo die Benutzung nur vor⸗ 
tauſcht, fo iſt die Wohnung tatſächlich von ihm nicht benutzt, da die 
Benutzung zur Aufbewahrung von Sachen nach Maßgabe des 83 
WohnMangch. und die Benutzung der Untervermietung nach 8 2 
des Berliner Wohnungsnotrechts außer Betracht bleibt. Wohnräume 
ſind daher nicht deshalb benutzt, weil der Verfügungsberechtigte ſich 
vorübergehend darin aufhält, um ihre Inanſpruchnahme zu verhindern. 
(KG., 17. 3 S., NE. v. 22. Dez. 1926, 17 Y 108/26.) ID.] 
* 


2. 84 Wohn Mang. Die Inanſpruchnahme einer 
Wohnung iſt nicht deshalb aufzuheben, weil durch ſie die 
Be einem Untermieter als Hauptmieter zugewieſen 

tr d. 


Solange die Untermieter die Wohnung als ſolche inne haben, 
iſt ihrem Wohnbedürfnis nicht in vollem Umfange genügt. Sie ſind 
zwar untergebracht; ihr Wohnrecht beruht aber allein auf dem Miet⸗ 
verhältnis der Hauptmieterin und endet, ſobald aus irgendwelchen 
Gründen dieſes Mietverhältnis fein Ende erreicht. Mit der von 
ihrem Willen unabhängigen Beendigung des Hauptmietverhältniſſes 
fallen die Untermieter wieder in den Kreis der Wohnungſuchenden 
zurück. Wenn die BeſchwStelle ausführt, daß für die Allgemeinheit 
ein Intereſſe an der Beſchlagnahme der Wohnung erft dann entſtehe, 
wenn die Raume durch Auszug der Untermieter frei geworden ſeien 
oder das Freiwerden in nächſter Zeit bevorſtehe, ſo iſt dem entgegen⸗ 
zuhalten, daß der Wohnungsſuchende, ſolange fein Wohnbedürfnis 
nicht durch Zuweiſung einer eigenen Wohnung voll befriedigt iſt, 
Wohnungſuchender bleibt; die Wohnungswirtſchaft iſt daher durch 
ſeine Unterbringung als Untermieter nicht entlaſtet. Dieſes noch 
fortbeſtehende Intereſſe der Allgemeinheit it nach 8 4 Wohn Mang. 
zu berückſichtigen. 

Gh., 17.85., Rechtsentſch. v. 21. März 1927, 17 Y 12/7.) [D.] 

* 


3. 8 58 Abſ. 4 preuß. BSHO. 1915. Die preuß. PSHD. 
findet auf den Vertrag eines Jagdpächters Auwendung, 
der in der Zeit vom 1. März 1924 bis zum 30. Sept. 1925 
als Mitpächter in einen vor dem 1. März 1924 abge» 
ſchloſſenen Jagdpachtvertrag eingetreten iſt. 

Die Verpächterin hat ihren Eigenjagdbezirk durch Vertrag v. 
4. Febr. 1924 an drei Pächter gemeinſchaftlich verpachtet. Am 30. Jan. 
1925 trat der antragſtellende Pächter in dieſen Vertrag als vierter 
Mitpächter ein. Da die Verpächterin die bisherigen Pächter aus der 
Haftung für den künftigen Pachtzins nicht entlaſſen wollte, obwohl 
ver Antragſteller im Innenverhältnis zu den anderen Pächtern allein 
aus dem Vertrage berechtigt und verpflichtet ſein ſollte, wurde ſein 
Eintritt in der Weiſe vorgenommen, daß er in dem alten Vertrage 
als Mitpächter aufgeführt wurde und die Vertragsurkunde mit ſeiner 
Unterſchrift verſah. Das PGA. hat den Antrag dieſes Pächters auf 
Pachtzinsermäßigung abgewieſen, da die Pachtſchutzbeſtimmungen 
auf den Pachtvertrag mit ihm keine Anwendung fänden. Auf die 
Berufung des Pächters ſucht das BG. einen RE. nach über folgende 
Frage: Findet die PrpSchd. auf den Vertrag eines Jagdpächters 
Anwendung, der in der Zeit v. 1. März 1924 bis zum 30. Sept. 
1925 als Mitpächter in einen Vertrag eingetreten iſt, der vor dem 
1. März 1924 abgeſchloſſen wurde? Es will die Frage bejahen. Sie 
iſt für den Fall erheblich, grundsätzlich und bisher durch RE. nicht 
beantwortet. Daher liegen die Vorausſetzungen für den RE. vor. 
Dem LG. war beizutreten. 

Wenn 858 Abſ. 4 PrpPSchoO. v. 30. Sept. 1925 Pachtverträge, 
die in der Zeit v. 1. März 1924 bis zum 30. Sept. 1925 abge⸗ 
ſchloſſen find, von der Anwendung des Pachtſchutzrechts ausnimmt, 
ſo iſt die Folge, daß es Pachtverträge mit Pachtſchutz und ſolche 
ohne dieſen Schutz gibt. Es kann aber niemals ein einheitlicher Ver⸗ 
trag teils unter dieſen Schutz fallen, teils davon ausgenommen fein, 
indem etwa ein Vertragsteil der PSchdO. unterſteht, ein anderer nicht. 
Dieſen Standpunkt, der allgemein gebilligt wird, hat ſchon der RE. 
v. 14. Mai 1926, 17 Y 42/26 (JW. 1926, 2610; PrVerwl. 48, 59; 


8 Jahrg. 1927 Heft 29) 


1868. 1926, 77; Bern. 1920, 78; g. b. Neicjsb. landw. Pächter 1926, 
auf . Er iſt aufrechtzuerhalten. Aus ihm folgt die 
Mitac Rechtsfrage gegebene Antwort. Auch nach dem Eintritt des 
Ver üchters liegt nur ein einheitlicher Vertrag vor, der auf ſeiten der 
en hächterin und der drei anfänglichen Pächter ohne jedes Bedenken 
aß PSchd. unterſteht. Dann aber hat ſeine Einheitlichkeit zur Folge, 
Wei auch der erſt i. J. 1925 aufgenommene Mitpächter in gleicher 
Eise wie die übrigen Vertragsbeteiligten unter die Geltung der 
er getreten iſt. 


G., 17. 3 S., NE. v. 22. Dez. 1926, 17 Y 107/26.) G. 


Freiwillige Gerichtsbarkeit. 
Preußen. 
Kammergericht. 

950 1. 813 E6386; 8 109 38G. Ordnet der mit einer 
ein a verſteigerung betraute rheiniſche Notar an, daß 
. 5 Koſten aus dem Verſteigerungserlös vorweg zu 

zuehmen ſind, ſo trifft er eine Entſcheidung im Sinne 
es 8 18 Ech 3G. 

Der 5 5 des Gef. zur Lind der N ini 
Noi . zur Linderung der Notlage der rheiniſchen 
1 v. 2. Jan. 1924 (Pr. 5), auf Grund deſſen dem Be⸗ 
Es 1 die Fortführung des Zwangsverſteigerungsverfah⸗ 


0 

1 Beamten oder einem Notar ganz oder teilweiſe wahr⸗ 
Vollſireat ſind. Nach 8 13 Abſ. 2 a a. O. iſt die Entſch. des 
Entſch den gagerichrs nachzuſuchen, wenn die Anderung einer 


Auf dieſes Behörde, des Beamten oder des Notars verlangt wird. 
entſpre es Verfahren finden die Vorſchriften der 88 96—104 3G. 
des chende Anwendung. Die Beſchwerde findet gegen die Entſch. 
8 ckungsgerichts ſtatt. 
insofern Beſchwerdeführer hat eine Entſch. i. S. des § 13 Abſ. 2 
tenen g getroffen, als er die in ſeiner Koſtenaufſtellung enthal⸗ 
vorweg oſten gemäß § 109 ZUG. aus dem e 
ſoweit de monmen hat. Die gerichtlichen Koſten des Verfahrens, 
weg zul gemäß § 109 3G. aus dem Verſteigerungserlöſe vor⸗ 
Selbe zu benehmen ſind, ſollen vor allen anderen aus dem Kauf⸗ 
chuß wird ichtigenden Anſprüchen den Vorrang haben. Der Über⸗ 
verteilt. J auf Die Rechte, welche durch Zahlung zu decken find, 
das auf Hieraus ergibt ſich, daß auch hinſichtlich des Kaufgeldes, 
gezahlten en deckenden Gerichtskoſten entfällt, die vom Erſteher 
bien et Kaufgelder find. Der Erſteher tilgt alſo bei Ent⸗ 
ſchuld (pal der Gelder eine Kaufgeldſchuld und nicht eine Koſten⸗ 
ſtreckunggge ec5J. 51 B, 353; RG. 45, 392). Ordnet das Voll. 
Koſten aus richt auf Grund des § 109 ZUG. an, daß beſtimmte 
o entzieht zen Verſteigerungserlöſe vorweg zu entnehmen feien, 
befriedigen in dieſer Höhe denen, die aus dem Erlöſe zu 
mithin keine ein Vermögensobjekt. Die betr. Anordnung 1 
treckungsverf a tenentjch., ſondern eine Eutſch. im Zwangsvoll⸗ 
fortigen Befahren, und fie iſt gemäß 8 793 ZPO. mit der for 
G. Anm 9 fu 8115. er (vgl. KJ. 51 B, 353; Jäckel, 
Der 55, zu 5113). \ 
ſungsverfahteng welchem die Fortführung des Zwangsverſteige⸗ 
ſchaft N zum Zwecke der Aufhebung einer Erbengemeit“ 
tragen ER 95 des erwähnten Geſetzes v. 2. Jan. 1924 über⸗ 
ſtreckungs Be iſt, ſteht in dieſem Verfahren an Stelle des Voll⸗ 
8109 J 13. Demgemäß ſind von ihm die Vorſchriften des 
nahme von ft befolgen. Ordnet er gemäß § 109 die Vorweg ⸗ 
Nordnung eoften an, fo liegt ebenſo wie bei der entſprechenden 
reckungsverf Vollſtreckungsrichters eine Entſch. im Zwangsvoll⸗ 
auch inſomeit hren und nicht eine Koſtenentſch. vor. Es handelt ſich 
der Nata um eine Entſch. im Zwangsvollſtreckungsverfahren, 
don ihm für die Vorwegnahme von Gebühren und Auslagen, die 
ahrens ge über den Rahmen des Zwangsvollſtreckungsver⸗ 
angeordnet 5 „gehende Tätigkeit in Anſaß gebracht worden find, 
reckungsgericht Der Fall liegt nicht anders, als wenn das Voll⸗ 
zu den osten d.gemäß $109 ZIG. auch ſolche Koſten, die micht 
weg entnommen hase fahrens . S. dieſer Vorſchrift gehören, vor⸗ 
ie Anordnung 
Verfahre rung des Beſchwerdeführers, daß die Koſten des 
5 0 ns einen 125 320. aus 5 e er > 
de Einleitung ſtellt ſich auch dem J. G. gegenüber, 
ine Enit des Swangsverſlige ansverfahrenz dend hat, 
Koſtenentſch 55 Zwangsvollſtreckungsverfahren, und nicht als 
ührer f ‚ bar. Dieter haftet nicht etwa perſönlich dem Ber 
T VO. über bie die Koſten des Verfahrens. Gemäß der Ziff. II 5 
1924 (Pro. g ie Zuftändigkeit der rheiniſchen Notare v. 2. Jan. 
6) finden bez. der Gebühren des Notars die Vor⸗ 
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ſchriften der 88 121 bis 125, 129 Prog. v. 28. Okt. 1922 in 
ihrer jeweiligen Faſſung entſprechende Anwendung. Nach § 129 
Abſ. 1 Satz 2 Prod. in feiner jetzigen Faſſung haftet nun aber 
der Antragſteller nicht für die nach § 121 zu erhebenden Gebüh⸗ 
ren des Notars, ſofern ſie aus einer bar vorhandenen Teilungs⸗ 
maſſe entnommen werden können. Zur Zahlung der Gebühren 
aus 8122 PrGͤch. iſt gemäß § 129 Abf. 1 Satz 1 nicht der An⸗ 
tragſteller, ſondern der Erſteher verpflichtet. Da die Anordnung 
des Beſchwerdeführers, daß die von ihm berechneten Koſten aus 
dem Verſteigerungserlöſe vorweg zu entnehmen feien, eine Entſch. 
i. S. des § 13 Abf. 2 Eg VG. darſtellt, konnten dieſe Koſten 
nicht vom Landesgerichtspräſidenten gemäß § 25 Abſ. 2 NotGebdD. 
ſeſtgeſetzt werden. Es war vielmehr nach § 13 Abſ. 2 a. a. O. die 
Entſch. des Vollſtreckungsgerichts nachzuſuchen. 
GG, 1a 88., Beſchl. v. 28. Jan. 1927, la X 1217/26.) 
* 


2. 88 891, 1138 BGB.; 88 19, 13, 27 Abſ. 1, 29 GBO. 
8 830 II ZPO. Antrag auf Löſchung einer Hypothek auf 
Grund einer dem Vorbeſitzer erteilten Quittung. Pfän⸗ 
dung der Eigentümergrundſchuld. Einſtweilige Verfügung 
auf Löſchungsverbot. Aufwertungsfrage. f) 

Zur Löſchung der Hypotheh bedarf es neben dem Antrage 
(8 13 G88.) der Bewilligung desjenigen, deſſen Recht von der 
Löſchung betroffen wird (3 19 GBD.), der Zuſtimmung des gegen⸗ 
wärtigen Grundſtückseigentümers (8 27 Abſ. 1 GBO.) und der Vor⸗ 
legung des Hypothekenbriefes (8 42 GBO). Als Betroffener i. S. 
v. $19 GBO. kommt nach KGJ. 23, A 117 der wirklich Berechtigte, 
alſo hier der wirkliche Hypothekengläubiger in Betracht. Da 8 891 
BOB. auch für den Grundbuchverkehr Geltung hat, jo hat das 
Grundbuchamt grundſätzlich den eingetragenen Gläubiger als den 
wirklich Berechtigten und damit als den zur Bewilligung Befugten 
anzuſehen (KJ. 29, A 186). Die Löſchungsbewilligung der ein⸗ 
getragenen Gläubiger, nämlich der Eheleute H., liegt hier vor, wie 
auch den anderen Erforderniſſen genügt iſt. Gleichwohl haben die 
Vorinſtanzen den Löſchungsantrag abgelehnt, weil nach ihrer Anſicht 
die Hypothek bereits vor dem Erwerb des Eigentums durch den Be⸗ 
ſchwerdeführer durch Zahlung ſeitens des Voreigentümers und per⸗ 
ſönlichen Schuldners St. auf dieſen als Grundſchuld übergegangen 
jet. Träfe dieſe Annahme zu, ſo würde allerdings nach $ 19 GD. 
die Löſchung nur auf Grund der Bewilligung des Voreigentümers 
St. möglich ſein. Da jedoch für das Grundbuchamt in erſter Linie 
die Vermutung des 8 891 BGB. maßgebend ift, fo kommt ein anderer 
als der eingetragene Gläubiger nur dann als der Berechtigte in Frage, 
wenn die Vermutung als entkräftet gelten kann. Dies iſt der Fall, 
wenn dem Grundbuchamt Tatſachen bekannt oder nachgewieſen ſind, 
aus denen hervorgeht, daß der eingetragene Gläubiger nicht mehr 
Glaubiger iſt. Bloße Möglichkeiten, allgemeine Annahmen und Ver⸗ 
mutungen reichen hierbei aber nicht aus. Gegen dieſe Grundſätze 
haben die Vorinſtanzen verſtoßen. Hätten die Eheleute H. in der 
notariell beglaubigten Urkunde v. 7. April 1922 auch bekannt, das 
Hypothekenkapital von dem Eigentümer St. erhalten zu haben, ſo 
würde allerdings für das Grundbuchamt dargetan ſein, daß die 
Hypothek gemäß 88 362 Abſ. 1, 1163 Abſ. 1 S. 2, 1177 BGB. auf 
St. als Grundſchuld übergegangen und auch nach der Weitergabe des 


Zu 2. In der Entſch. wird eine ganze Anzahl wichtiger Rechts⸗ 
fragen erörtert. Es iſt anerkannten Rechtes, daß die Vermutung bes 
5 891 BGB. auch für den Grundbuchverkehr gilt. Das Grundbuch⸗ 
amt darf es nur berückſichtigen, wenn ihm Tatſachen 12 0 oder 
nachgewieſen find, aus denen hervorgeht, daß der eingetragen Verech⸗ 
tigte nicht der wahre Berechtigte iſt. Bloße Vermukungen kommen 
nicht in Betracht. Allerdings iſt hier eine Grenze . zu ziehen. 
Das freie Ermeſſen gilt für die Beurteilung des Grun buchrichters 
ebenſo als ſonſt für die richterliche. Im vorl. Fall 15 eine Loſchungs⸗ 
quittung des Gläubigers nicht vor, ſondern eine bloße Löſchungs⸗ 
bewilligung, deren Datum in die Zeit des früheren Grundſtücks⸗ 
eigentümers fiel; außerdem lag die Erklärung des letzteren in dem 
ſpäteren Kaufvertrage vor, daß die Hypothek bezahlt ſei. Das KG. 
hat angenommen, daß dies nicht ausreiche, um die Zahlung und 
infolgedeſſen den Übergang der Hypothel als Grundſchuld auf den 
früheren Eigentümer nachzuweisen. Immerhin ſprachen nicht be⸗ 
deutungsloſe Umſtände dafür, und man könnte es dem Grundbuch⸗ 
richter nicht verübeln, wenn er in EINEN ſolchen Falle Vorſicht walten 
läßt, um Schaden zu verhüten. Es könnte ſonſt leicht eine andere 
Anſicht, wenn Schaden entſtanden iſt, vertreten werden. Hervor⸗ 
gehoben mag werden, daß, wenn in der Entſch. der Umſtand, daß 
der neue Erwerber des Grundſtücks die Löſchungsbewilligung über⸗ 
reicht hat, gegen die Annahme verwendet wird, daß ſie dem Voreigen⸗ 
tümer erteilt war, dies dem im Verkehr üblichen Verfahren nicht 
gerecht wird. Urkunden werden vielfach in der Erwartung der 
Zahlung ausgehändigt, auch wird es nicht häufig vorkommen, daß 
Löſchungsbewilligungen ohne Befriedigung erteilt ſein ſollten. 5 
Recht hat das KG. ausgeſprochen, daß eine wirkſame Pfändung u 
Eigentümergrundſchuld nicht erfolgt war, weil die notwendige 5 
gabe des Briefes fehlte. Die Pfändung des Briefherausgabeanſpruches 
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Eigentums am Grundſtück bei ihm verblieben iſt (Kc J. 26, A 300, 
insbeſ. 303; 28, A 133, insbeſ. 136). Ein ſolches Empfangs⸗ 
bekenntnis iſt jedoch nicht abgegeben worden. Die Vorinſtanzen 
folgern die Bezahlung der Hypothek durch den Voreigentümer St. 
lediglich aus der von dieſem in dem Kaufvertrage v. 2. Jan. 1923 
abgegebenen Erklärung in Verbindung mit dem Umſtande, daß die 
Löſchungsbewilligung der Eheleute H. bereits während der Eigentums⸗ 
zeit des St. ausgeſtellt worden iſt. Hierdurch wird jedoch im günftig- 
ſten Falle die Zahlung wahrſcheinlich gemacht, nicht dagegen nach⸗ 
gewieſen. Wenn das in einer öffentlich beglaubigten Urkunde abge⸗ 
gebene Empfangsbekemutni3 des eingetragenen Gläubigers in der 
Regel zum Nachweiſe des Übergangs der Hypothek auf den zahlenden 
Eigentümer für ausreichend erachtet wird, ſo beruht dies darauf, daß 
die Erklärung von dem Berechtigten, alſo von dem verlierenden 
Teil, ausgeht. Anders iſt dagegen die Erklärung des Eigentümers 
als des gewinnenden Teils zu bewerten; ſie iſt für ſich allein 
ohne Bedeutung für den Nachweis des Erwerbs der Hypothek. Was 
weiter die Löſchungsbewilligung v. 7. April 1922 anlangt, ſo ſteht 
nur feſt, daß ſie an dem genannten Tage ausgeſtellt und beglaubigt, 
nicht aber, daß fie dem St. auch noch während feiner Eigentumszeit 
zugegangen iſt. Die Sachlage ſpricht ſogar gegen eine ſolche Annahme, 
da die Bewilligung und der Hypothekenbrief von dem neuen Eigen⸗ 
tümer überreicht worden ſind. Aber auch wenn die Bewilligung dem 
Voreigentümer ausgehändigt ſein ſollte, ſo braucht der Grund für 
bie Erteilung der Löſchungsbewilligung doch nicht die Befriedigung 
der Gläubiger durch den Eigentümer St. geweſen zu ſein. Die Vor⸗ 
inſtanzen haben hiernach auf Grund bloßer Möglichkeiten und all⸗ 
gemeiner Annahme den Nachweis der Unrichtigkeit des Grundbuches 
für erbracht und die Vermutung des $ 891 Abſ. 1 BGB. für ent⸗ 
kräftet erachtet. Ihre Entſch. beruhen daher inſofern auf der Ver⸗ 
letzung des $ 891 BGB., als nicht die eingetragenen Gläubiger, 
ſondern der Voreigentümer St. als wirklich Berechtigter angenommen 
worden iſt. Bleibt es demnach bei der Vermutung der genannten 
Vorſchrift, ſo kann es auf ſich beruhen, ob in der übernommenen 
Löſchungsverpflichtung eine von St. im voraus erklärte Löſchungs⸗ 
bewilligung zu erblicken iſt (vgl. KJ. 2, 148 u. OSG. 3, 224). 
Scheidet der Ablehnungsgrund des LG. aus, ſo iſt weiter zu 
prüfen, ob die von dem Grundbuchamt noch herangezogene Pfändung 
der Eigentümergrundſchuld die Zurückweiſung rechtfertigt. Dies iſt 
zu verneinen. Zunächſt iſt nicht einmal nachgewieſen, daß der Vor⸗ 
eigentümer St. die Vorhypothek erworben hat. Dann aber fehlt es 
auch an dem Nachweis, daß eine wirkſame Pfändung vorliegt. Nach 
8 830, 857 Abſ. 6 ZPO. iſt zur Pfändung einer Eigentümerbrief⸗ 
grundſchuld außer dem Pfändungsbeſchl. die freiwillige oder im Wege 
der Zwangsvollſtreckung erwirkte (8 930 Abſ. 1 S. 2 ZPO.) Übergabe 
des Briefes an den Gläubiger erforderlich. Die Pfändung und die 
Überweiſung des Briefherausgabeanſpruchs allein, die hier vorliegen, 
erſetzen die Übergabe des Briefes nicht (RG. 63, 214). Auch der 8 830 
Abſ. 2 ZPO. ändert daran nichts, da er das Wirkſamwerden der 
Pfändung durch Übergabe des Briefes vorausſetzt (RG. 76, 231; 
insbeſ. 233). Hier ift nun die Übergabe des Briefes an die Pfändungs⸗ 
gläubiger nicht nur nicht nachgewieſen, es ſteht vielmehr für das 
Grundbuchamt feſt, daß ſie nicht erfolgt ſein kann. Denn der Brief 
iſt von dem jetzigen Eigentümer R. bei ſeinem Löſchungsantrag über⸗ 
reicht worden und befindet ſich noch bei den Grundakten. Iſt hier⸗ 
nach ſchon wegen fehlender Briefübergabe ein wirkſames Pfändungs⸗ 
pfandrecht nicht entſtanden, ſo kommt eine Zuſtimmung der Pfändungs⸗ 
gläubiger zur Löſchung der Hypothek nach 8 876 BGB. nicht in 


—— en 
allein erſetzt die Übergabe nicht. Wichtig ſind die Ausführungen des 
KG. über die Zuläſſigkeit und Wirkung der von dem Voreigentümer, 
auf den die Hypothek übergegangen ſein ſollte, erwirkten einſtweiligen 
Verfügung, durch welche dem Erwerber, der die Löſchung beantragte, 
verboten wurde, die Löſchung der Hypothek zu beantragen und das 
Grundbuchamt erfucht wurde, dem Löſchungsantrag nicht ſtattzugeben. 
Das KG. hält unter Bezugnahme auf frühere Entſch. daran feſt, 
daß eine nach der Auflaſſung des Gruudſtücks vom Veräußerer gegen 
den Erwerber erwirkte, dieſem zugeſtellte und zur Kenntnis des 
Grundbuchamts gebrachte einſtweilige Verfügung des Prozeßgerichts, 
durch welche dem Erwerber verboten wird, die Entragung der Rechts⸗ 
änderung herbeizuführen, auch dann als Eintragungshindernis an⸗ 
zuſehen iſt, wenn bei Erlaß der einſtweiligen Verfügung der Antrag 
auf Eintragung beim Grundbuchamt bereits geſtellt war. In allen 
dieſen Entſch. iſt betont worden, daß ein Verbot an das Grundbuch⸗ 
amt, die Eintragung vorzunehmen, mangels einer rechtlichen Grund⸗ 
lage unzuläſſig und unverbindlich ſei, aber die zur Kenntnis des 
Grundbuchamts gebrachte einſtweilige Verfügung ſoll als Eintragungs⸗ 
hindernis gelten. Jedoch bedeutet die einſtweilige Verfügung des 
Prozeßgerichts, welche dem Erwerber verbietet, die Eintragung herbei⸗ 
zuführen, ſachlich nichts anderes als ein an das Grundbuchamt gerich⸗ 
tetes Eintragun Sverbot. Dies zeigt ſich beſonders, wenn man mit 
dem KG. eine ſolche einſtweilige Verfügung zuläßt, nachdem ſchon 
der Eintragungsantrag geſtellt war, denn mit der Stellung des 
Eintragungsantrags, iſt die Parteitätigkeit vollſtändig abgeſchloſſen; 
die Eintragung iſt ein behördlicher Alt, der dem Einfluß der Parteien 
entzogen iſt. Die einſtweilige Verfügung richtet ſich daher nach 


Frage. Wegen nicht wirkſamer Durchfährung der Pfändung haben 
auch die Pfändungsbenachrichtigungen (Vorpfändungen) nicht die in 
8 845 Abſ. 2 ZPO. beſtimmte Wirkung erlangt. 

Ebenſo wie der Pfändungs⸗ und Überweiſungsbeſchl. berührt die 
zur Kenntnis des Grundbuchamtes gebrachte einſtweilige Verfügung 
den Löſchungsantrag nicht, ſelbſt weun unterſtellt wird, daß ſie durch 
Juſtellung an den Antragsgegner R. wirkſam geworden iſt. Soweit 
fie ein Erſuchen (Gebot) an das Grundbuchamt enthalt, dem Löſchungs⸗ 
antrag nicht ſtattzugeben, iſt dieſes nach der ſtändigen Rechtſprechung 
des Senats unbeachtlich (KJ. 32, A 185, 43, 205, JFG. 2, 320). 
Aber auch das Verbot an den Antragsgegner, die Löſchung der 
Hypothek zu beantragen, vermag die Löſchung nicht zu hindern. 
Abgeſehen davon, daß der Antrag bei dem Grundbuchamt bereits ge⸗ 
ſtellt war, als die einſtweilige Verfügung erlaſſen wurde, hat die 
Durchführung und Vollziehung des gemäß § 938 Abſ. 2 ZPO. an⸗ 
geordneten Verbots nur die Strafmaßnahmen aus 8 890 30. 
(88 928, 936 ZPO.) zur Folge. Eine Unwirkſamkeit des dem 
gerichtlichen Verbot zuwider geſtellten Antrags auf Grund der 
58 136, 135 BGB. kommt dagegen nicht in Frage, da der Löſchungs⸗ 
antrag keine Verfügung über die Hypothek darſtellt, ſondern ſich 
nur als verfahrungsrechtliche Handlung kennzeichnet. Anders läge 
es, wenn der Antrag zugleich die von dem Antragſteller abzugebende 
Bewilligung (8 19 GBD.) enthielte. Denn die Löſchungsbewilligung 
hat materiell⸗rechtlich die Bedeutung der Aufgabeerklärung gemäß 
$ 875 BGB. Als ſolche wird fie, wie 8 878 BGB. ergibt, in ihrer 
Wirkſamkeit durch ein gegen den Bewilligenden gerichtetes Ver⸗ 
äußerungsverbot unter Umſtänden gemäß 88 136, 135 BGB. berührt. 
Bei dem von dem Antragsgegner geſtellten Antrage und der von 
ihm noch beſonders in vorgeſchriebener Form erklärten Bewilligung 
handelt es ſich jedoch nicht um die genannte Aufgabeerklärung des 
Gläubigers, ſondern um die Zuſtimmung des Eigentümers gemäß 
$ 1183 BGB. Es kann hier dahingeſtellt bleiben, ob auch die 
Abgabe dieſer Zuſtimmungserklärung als eine Verfügung über die 
Hypothek anzuſehen iſt. Denn ſelbſt wenn dies der Fall wäre, 
würde jedenfalls das erlaſſene Verbot — vorausgeſetzt, daß es auch 
die Abgabe der genannten Erklärung treffen wollte — die Wirk⸗ 
ſamkeit der Zuſtimmung nicht beeinträchtigen. 8 878 BOB. kommt 
ſeinem Wortlaute nach allerdings nicht zur Anwendung. Dagegen 
greift hier folgende Erwägung durch: Die Zuſtimmung iſt ein be⸗ 
ſonderes Rechtsgeſchäft, das vollendet und unwiderruflich ift, fobalb 
es dem Grundbuchamt oder dem Hypothekengläubiger gegenüber vor⸗ 
genommen iſt (8 1183 BGB.). Aus dieſem Weſen der Zuſtimmungs⸗ 
erklärung folgt, daß auf feine Wirkſamkeit ein Veräußerungsverbot, 
das erſt nach Vollendung des Zuſtimmungasrechtsgeſchäfte ergeht, ohne 
Einfluß iſt (RG. 52, 416). Der Beſchwerdeführer hat aber ſeine 
Zuſtimmung bereits am 29. Aug. 1925 gegenüber dem Grundbuch- 
amt erklart, während die einſtweilige Verfügung erſt am 1. Sept. 
1925 erlaſſen worden iſt. 

Gegenüber dem von dem Erwerber eines Grundſtücks geſtellten 
Autrage auf Eintragung der Eigentumsveränderung hat das KO 
eine nach der Auflaſſung des Grundſtücks von dem Veräußerer gegen 
den Erwerber erwirkte, dieſem zugeſtellte und zur Kenntnis des 
Grundbuchamts gebrachte einſtweilige Verfügung, durch die dem 
Erwerber verboten wird, die Eintragung der Rechtsänderung herbei⸗ 
zuführen, auch dann als Eintragungshindernis angeſehen, wenn bei 
Erlaß der einſtweiligen Verfügung der Antrag auf Eintragung beim 
Grundbuchamt bereits geſtellt war (IF G. 1, 379, 383, 386 und 2, 
320). Dieſe aus der dem Erwerber auf Grund der Auflaſſung 


Stellung des Antrags nicht mehr auf irgendein Tun oder Unterlaſſen 
der Partei, ſondern lediglich auf die Amtstätigkeit des Grundbuch⸗ 
amts, die jedoch der Einwirkung des Prozeßgerichts nicht unterliegt. 
Die Zulaſſung einer derartigen einftweiligen Verfügung ift durch das 
UÜberhandnehmen der Schwarzverkäufe veranlaßt; es ſollte die Wir⸗ 
kung des § 313 Satz 2 BGB. verhindert werden. Sie fteht jedoch im 
Widerſpruch mit dem Konſensprinzip. Eintragungsgrundlage kann 
nur die freiwillige oder erzwungene Bewilligung bilden; daneben 
kommen im Wege der einſtweiligen Verfügungen Vormerkungen, 
Widerſprüche, Veräußerungsverbote und Verfügungsbeſchränkungen in 
Betracht. Prozeſſuale Handlungen, wie es der Eintragungsantrag iſt, 
kann das Prozeßgericht ebenſowenig im Grundbuchverfahren ver⸗ 
bieten, als es im Wege der einſtweiligen Verfügung einer Partei 
verbieten kann, einen Klageantrag im Prozeß zu ſtellen oder be⸗ 
fehlen kann, die Klage zurückzunehmen. Das Prozeßgericht kann, 
wenn die Eintragungsbewilligung oder die Auflaſſung für das 
Grundbuchamt wirkſam geworden iſt, weder durch Verbot an das 
Grundbuchamt noch an einen Beteiligten die Eintragung verhindern, 
und zwar weder vor noch nach Eingang des Eintragungsantrags, der 
ein prozeſſualer und kein materiell⸗rechtlicher Akt it. In der vor⸗ 
liegenden Entſch. ſoll der Grundſatz anſcheinend auf den Grundſtücks⸗ 
erwerb beſchränkt, nicht aber auf die Aufgabe eines Rechtes über⸗ 
tragen werden, obwohl ſich nicht recht einſehen läßt, weshalb eine 
einſtweilige Verfügung, wenn ſie überhaupt zuläſſig iſt, nicht auf 
alle Falle von Eintragungen, gleichviel, ob es ſich um Erwerb oder 
Verluſt von Rechten handelt, Anwendung finden ſollte. 
IR. Dr. Hugo Arnheim, Perkin. 
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trwachſenden Befugnis, ohne weiteres Zutun des Veräußerers die Ein⸗ 
“gung und damit die Rechtsänderung herbeizuführen, entwickelten 
. ätze können auf anders geartete Fälle, wo es ſich nicht um 
h Erwerb, ſondern die Aufgabe eines Rechts handelt, nicht über- 
ragen werden. 
Is „Da die Löſchungsbewilligung bereits aus der Zeit vor dem 
15. Juni 1922 ſtammt, ſo ſtehen der Löſchung ſchließlich auch nicht 
11 Vorſchriften des Aufio®. und die v. KGG. JW. 1925, 2616, Ri A. 1, 
4 Lund. 1926, 37. OG. 44, 322, aufgeſtellten Rechtsgrund⸗ 
he entgegen. a 
(Och. Veit. v. 25. Febr. 1928, 1 X 89/26/34.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Ernft Neuberger, Frankfurt a. M. 
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Au ,., 88 17, 20, 21 Aufwcz.; 88 892, 894 BGB. Die 
Aufwertung zugunſten des Zedenten wird durch einen 


gutgläubi ; 2 
hindert he Erwerb des belaſteten Grundſtücks ver 


auge, Zu 8 21 Aufwch. beſteht die Streitfrage, ob die in dem dort 
“gezogenen 8 20 aufrechterhaltenen Vorſchriften über den öffentlichen 
er des Grundbuchs auch zugunften eines Eigentumserwerbers 
9 zum Nachteil eines nach 8 17 aufwertungsberechtigten früheren 
Krehekengläubigers durchgreifen, wenn zur Zeit des Eigentums⸗ 
din die Hypothek im Grundbuch auf den neuen Gläubiger um⸗ 


g chrieben iſt Das KG f 5 7 x d 

9 Ge . hat die Streitfrage neuerdings i. S. der 

11 405 ebe er Vorſchriften enkſchieden (Beſchl. v. 1. Aug. 1926 
26, J. 1926, 2210) und dort zu den abweichenden An⸗ 


en Stellung genommen. Von diefem Standpunkt aus, an dem feſt⸗ 
D. wird, iſt die weitere Beſchwerde begründet. 

2210 ie gegen den Beſchl. 1 X 405/26 von Mügel (JW. 1926, 
gerichteten Angriffe vermögen den Senat nicht von der Richtig⸗ 


Zu 3. Die Entſch. des KG. enttäuſcht berechtigte Hoffungen 
Dee zwingenden en und verſtößt gegen den oberſten Aus» 
gungsgrundſatz dieſes Sondergeſetzes, den favor creditoris. 
2 gebe zu: das Grundbuch iſt zur Zeit des Grundſtücksver⸗ 
ch. „ gewiſſer Beziehung unrichtig geweſen. So auch das 
Ohpo 5 — Mügel u. Quaſſowski (vgl. meinen Aufſatz über 
2 75 chekenaufwertung, Gruch. 68, 181 f.). Ich gebe weiter zu: 
Mußt ue hat dieſe Unrichtigkeit nicht gekannt, hat ſie über⸗ 
Sntglauken kennen können. Auch dieſer letztere Umſtand ſchließt den 
ügel Sri chutz nicht aus. Darin ſtimme ich dem KG. gegen 
selbständiges Ich gebe endlich zu: Das Recht des Zedenten iſt ein 
ar 965, vom Recht des Zeſſionars unabhängiges Recht. 
daß das a das beweiſt nichts. Den Ausſchlag gibt der Umſtand, 
der e deſſen Aufwertung der Zedent geltend macht, zur Zeit 
buch nich ſtücksveräußerung eingetragen, inſofern alſo das Grund⸗ 
minder n unrichtig war. Dieſe Eintragung ſchützt den Zedenten nicht 
Br Zeſſionar. Daß es nur für dieſen, nicht auch für 
Rentaden war, iſt unerheblich. Wer den Beſtand des 
Inhaber de it nicht gutgläubig, mag das Buch auch über den 
Rechtes Falſches beſagen. Darin hat Mügel recht, 
SH mmt ihm ja in dieſem Punkte zu. Der Fall der an⸗ 
Fbrache. Aus othezenzeſſion redet in der Tat eine zu deutliche 
au zwei ler eingetragenen Markhypothek hat nun das 
ſionar, die and oldmarkhypotheken entwickelt, die eine für den Zeſ⸗ 
thek und die Perf für den Zedenten. 817 jagt: Es „wird die Hypo⸗ 
ten liche Forderung ... auch zu feinen Gunſten (näm⸗ 
Heston de erte. Alſo 1775 m e an i 
5 Itonar eingetragene Hypothek wird auch für 
Hrnundbuchamt derte Was legt der Zedent verlangt, iſt, daß das 
ſchreibn „auch getragenen Hypothek die Geſtalt gebe, die das 
e der f 4 ihren Gunſten“ verliehen hat. Die Um⸗ 
er Hypotheß a thek auf den Zeſſionar hat nicht eine Löſchung 
5 Sppothek zwar ſolcher bewirkt. Ganz klar ſagt § 21: „Wenn 
ſcheid 85 eingetragen gelöſcht, aber nicht mehr für den früheren 
Aiden 5 Satz des au it. Unhaltbar, willkürlich iſt alſo der enk⸗ 
einonderbeſt, Das durch öhluſſes, mit dem ſich das KG. von Mügel 
hi 5 eſtehen byvoth de Aufwertungsgeſetzgebung eingeführte Neben⸗ 
Beſtand des mach Auſhariſcher Rechte des alten und neuen Gläu⸗ 
einzurei 5 Rechts. an des Senats richtiger als eine unter den 
re Tatſache . als eine unter die Perſon des Inhabers 
formell 1 Über; ugeſehen.“ Der Sat, aus dem übrigens nich 
eine Fortf etwa allein ng ſpricht, iſt fachlich ebenſo angreifbar wie 
dos oßung der ie die Aufwertungshypothek des Zeſſtonars 
chu. di eingetragenen Markhypothek ſein? Hat 
be chaffen? An 91 ertungshypothel des Zedenten aus dem 
önliche Forderung wird ja nach 817 
„Will man auch ihren Zuſammenhang 
Pfand iehe ugnen und will man die Konſequenzen 


ie Eintragung = haben, die freilich jetzt ihre eigenen 


Das all 5 
Ales iſt ſo 5 f 
Su daß mir nie der Gedanke gekommen iſt, 
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keit der Gegenanſicht zu überzeugen. Mit Mügel iſt davon auszu⸗ 
gehen, daß ein aus 8 892 BGB. herzuleitender Verluſt des Auf⸗ 
wertungsanſpruchs der Beſchwerdeführerin durch deu nach Eintragung 
der Abtretung ſtattgehabten rechtsgeſchäftlichen Eigentumswechſel vor⸗ 
ausſetzt, daß das Grundbuch z. Z. des letzteren in bezug auf die 
Hypothek unrichtig i. S. d. § 894 BGB. war. Mügel verneint 
das Beſtehen dieſer Vorausſetzung aus zwei Gründen. Erſtens, weil 
das Grundbuch zugunſten eines rechtsgeſchäftlichen Grundſtückserwer⸗ 
bers nur in bezug auf den Beſtand (Art, Inhalt, Umfang, Rang) 
der das Grundſtück belaſtenden Rechte, nicht auch in bezug auf die 
Perſon ihrer Inhaber öffentlichen Glauben genieße, und weil die 
vom Aufw®. an die Abtretung geknüpfte Aufwertung für den alten 
und den neuen Gläubiger nur die Perſon des Rechtsinhabers be⸗ 
treffe. Erſterem wird zugeſtimmt, letzterem nicht. Das durch die Auf⸗ 
wertungsgeſetzgebung eingeführte Nebeneinanderbeſtehen hypothekari⸗ 
ſcher Rechte des alten und neuen Gläubigers wird nach Anſicht des 
Senats richtiger als eine unter den Beſtand des Rechts anſtatt als 
eine unter die Perſon des Inhabers einzureihende Tatſache ange⸗ 
ſehen. Sodann verneint Mügel das Beſtehen einer Unrichtigkeit des 
Grundbuchs, weil z. Z. des Eigentumswechſels die Hypothek nur dem 
neuen Gläubiger zugeſtanden habe und dem alten Gläubiger erſt durch 
das AufwGG. rückwirkend ein Recht auf Aufwertung verliehen ſei. 
Dem iſt entgegenzuhalten, daß dieſe rückwirkende Verleihung auch 
rückwirkend das Grundbuch unrichtig gemacht hat und daß es für die 
Feſtſtellung der Unrichtigkeit gleichgültig iſt, auf welchem Grunde 
fie beruht (Blanc, 8894 A II 15). Es kann nun dahingeſtellt 
bleiben, wie zu entſcheiden wäre, wenn die Wirkung eines nach der 
Abtretung geſchehenen rechtsgeſchäftlichen Eigentumswechſels auf das 
nachträglich rückwirkend geſchloſſene Aufwertungsrecht des alten Hypo⸗ 
thekengläubigers lediglich aus dem BGB. zu beurteilen wären, und 
ob § 892 zur Vernichtung des erſt ſpäter rückwirkend verliehenen 


als könnte es anders ſein (a. a. O. S. 253). Nun beruft man ſich aber 
auf den beſonderen Willen des AufwöG. Er gehe dahin, daß der Zedent 
nicht anders zu behandeln ſei als der Gläubiger einer gelöſchten Hypo⸗ 
thek, „nicht beſſer und nicht ſchlechter“. So jagt Quaſſows ki, 
4. Aufl. S. 281. Ich will einmal davon abſehen, daß § 21 II den Ze⸗ 
denten bez. des Ranges erheblich ſchlechter ſtellt als $ 20 den Gläu⸗ 
biger einer gelöſchten Hypothek. Ich frage: Worauf ſtützt Quaſ⸗ 
ſowski feine Behauptung? Darauf, daß 8 21 die entſpr. Anwen⸗ 
dung des 820 vorſchreibt. Man ſieht an dieſem Falle wieder einmal 
das Gefährliche des Verweiſungsverfahrens. Was ſagt denn 8 202 
Doch nicht etwa lediglich dies, daß die Vorſchriften über den Gut⸗ 
glaubensſchutz bei der Aufwertung gelöſchter Hypotheken in Geltung 
bleiben — ſo ſollte man es glauben, wenn man die Ausführungen 
des KG. lieft —, ſondern er gibt dem Gläubiger der gelöſchten Hypo⸗ 
thek ein Wiedereintragungsrecht, er gibt ihm ferner ein Recht auf 
den alten Rang. Das iſt es, was § 20 in erſter Linie anordnet, 
darin liegt ſeine hauptſächliche Bedeutung, und dieſe Hauptbeſtim⸗ 
mung des 8 20 iſt es, deren entſpr. Anwendung 8 21 — mit der in 
Abſ. 2 gemachten Einſchränkung — in erſter Linie vorſchreibt. Wohl 
gemerkt: 8 20 ſoll entſprechend, alſo ſinngemäß angewandt werden. 
Das bedeutet, daß, während nach 8 20 das Recht als ſolches wieder 
einzutragen iſt, nach § 21 der richtige Gläubiger des noch verbuchten 
Rechts wieder einzutragen iſt. Die Wiedereintragung gem. 8 20 betrifft 
den Beſtand des Rechtes, die Wiedereintragung gem. 8 21 betrifft den 
Inhaber des Rechtes, die Eintragung gem. $ 6 den (gewandelten) Be⸗ 
trag des Rechtes. Gleichgültig it, ob die Grundbuchpraxis bei der 
Wiedereintragung des Zedenten ſich die Mühe macht, auf den Zu⸗ 
ſammenhang mit dem Mutterrecht hinzuweiſen, oder ob fie dies unter⸗ 
läßt. Der Zuſammenhang beſteht jedenfalls, wie könnte ſonſt das 
aufgewertete Recht des Zedenten eine Hhpothek fein, alſo eine For⸗ 
derung zur Grundlage haben? ine Einſchrä 
Soviel zur Hauptbeſtimmung des 820. Nur eine Einſchränkung 
derſelben iſt es, daß der Gutglaubenſchutz anerkannt, ich ſage an⸗ 
erkannt, nicht etwa, wenn ich von Abs. 2 abfehe, angeordnet wird. 
1 würde alſo keineswegs inhaltlos fein, wie es das KG. anzu⸗ 
nehmen ſcheint, wenn ſich zur entſprechenden Anwendung dieſer reinen 
Nebenbeſtimmung des § 20 keine Gelegenheit böte und es aus⸗ 
ſchließlich bei der entſprechenden Anwendung der Hauptbeſtim⸗ 
mung des 8 20 verbliebe. Ich kann aber nicht einmal zugeben, 
daß dem fo iſt. Man denke au den Fall, daß bie Hypothek im Aug. 
1922 zediert wurde und der Zeſſionar im Okt. 1922 eine Anderung 
ihres Ranges oder ihrer Fälligkett zugeſtand. Dieſe und ähnliche 
Anderungen muß der Zedent nach 8 893 BGB., 88 21, 20 AufwG. 
gegen ſich gelten laſſen. 17 5 
Aue meint weiter, daß die Gleichſtellung des Ze⸗ 
denten mit dem Gläubiger einer gelöſchten Hypothek ſich aus dem 
ganzen Geſetz, insbeſ. aus 88 16 u. 17, ergebe, ohne jedoch Gründe 
für ſeine Behauptung anzuführen. Ich kann das in keiner Weiſe 
zugeben. Den Wortlaut des 317 konnte ich ſchon zu meinen Gunſten 
anführen, aber auch die Anmeldepflicht des Zedenten nach 88 172 
u. 16, an die Quaſſowski vermutlich in erſter Linie denkt, ber 
weiſt nicht für ihn, gibt es doch eindeutige Fälle, in denen eine An 
meldepflicht beſteht und doch das Recht noch für den Gläubiger 
eingetragen iſt. Man denke z. B. daran, daß der Gläubiger einer 
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Rechts anwendbar wäre; der Umſtand, daß ein ſog. ſchlechtgläubiger 
Erwerb folgerichtig ſo lange abzuſchließen wäre, als noch keine Kennt⸗ 
nis vom Stattfinden einer Aufwertung zugunſten des alten Gläubr⸗ 
gers beſtand, ſchliezt aber die Anwendbarkeit des 8 892 nicht aus, 
denn dieſe Vorſchrift, die nicht nachzuweiſenden guten Glauben ſchützt, 
fondern umgekehrt nachgewieſenen ſchlechten Glauben vom Erwerb 
gemäß dem Grundbuch ausſchließt, iſt nicht abhängig davon, daß ein 
ſchlechter Glaube überhaupt möglich iſt. Einer Entſch. darüber, wie 
die Frage vom Standpunkt des Bürgerl. Rechts aus zu beurteilen 
wäre, bedarf es indeſſen nicht, da das Aufiw®. die Grundlage für die 
Enlſch. bietet. Die in 8 21 daſelbſt für den Fall der Eintragung einer 
Abtretung beſtimmte antſpr. Anwendbarkeit des 820, alſo auch des 
dort ausgeſprochenen Vorbehalts zugunſten der Vorſchriften über den 
öffentlichen Glauben des Grundbuchs, kann nach Anſicht des Senats 
nicht anders verſtanden werden, als daß der Geſetzgeber dieſen Vor⸗ 
Schriften für den Fall einer eingetragenen Abtretung ($ 21 Ziff. 1) die 
gleiche Wirkung geben wollte, wie im Fall der gelöſchten Hypothek 
(820); d. h. alſo, es ſollte nach Löſchung oder Abtretungserklärung 
eingetretener rechtsgeſchäftlicher Eigentumswechſel erſternfalls die Hy⸗ 
pothek überhaupt, letzternfalls diejenige des alten Gläubigers ver⸗ 


Buchhypothek bezahlt wurde, er aber die Löſchungs⸗ oder Umſchrei⸗ 
bungsbewilligung verſehentlich oder aus einem anderen Grunde zu⸗ 
rückbehielt (vgl. zu dieſem Falle meine Ausf. S. 224 a. a. O.). Aus 
der Tatſache der Anmeldepflicht folgt alſo nicht, daß das angemeldete 
Recht notwendig ein gelöſchtes ſei. 

Was ich aber vor allem beſtreite, und damit komme ich zu dem 
wichtigſten Punkt, iſt die Auffaſſung, daß die Villigkeit die von 
Quaſſowski behauptete Gleichſtellung verlange. Dieſe Auffaſſung 
fußt auf folgendem: Der Erwerber des Grundſtücks wird gegen den 
Gläubiger der Hypothek als gutgläubig geſchützt, wenn dieſe bezahlt 
und gelöſcht wurde. Er verdient — jagt man — ebenſoſehr Schutz 
gegen ihn, wenn dieſe bezahlt und auf den Eigentümer umgeſchrie⸗ 
ben wurde, denn ob die Hypothek anläßlich der Zahlung gelöſcht oder 
umgeſchrieben wurde, iſt vom Standpunkt des Gläubigers aus rein 
Sache des Zufalls, der keine verſchiedene Behandlung rechtfertigt. Der 
Umſchreibung auf den zahlenden Eigentümer muß aber — ſchließt man 
weiter — die Umſchreibung auf den Zeſſionar gleichſtehen. Umiſchrei⸗ 
bung iſt Umſchreibung, der frühere Gläubiger iſt jedenfalls nicht 
mehr eingetragen. Dazu iſt verſchiedenes zu bemerken. Zunachſt: 
Wenn es Sinn hat, dieſe Fälle in bezug auf ihre rechtliche Behand⸗ 
lung durch das AufwG. zu vergleichen, um zu einer gewiſſen har⸗ 
moniſchen Auslegung zu kommen, ſo iſt das doch nur berechtigt, 
wenn man das Aufm. ſelbſt ins Auge faßt, alſo die Beſtimmungen, 
die es ſelbſt erläßt, die eigentlichen Vorſchriften über Aufwertung 
und Wiedereintragung und Rang uſw., nicht aber allgemeine Vor⸗ 
ſchriften des bürgerl. Rechts, auf die es lediglich verweiſt. Vom 
Standpunkt des Aufwertungsgeſetzgebers aus i ſt 
jeder Fall, in dem die vom AufwG. gewollte Auf⸗ 
wertung infolge des Schutzes eines gutgläubigen 
Dritten unterbleibt, als ein Verluſt, als ein Miß⸗ 
erfolg, als ein Verſager zu buchen. Ich habe daher kein 
Verſtändnis für die Schlußfolgerung, daß, wenn der Dritte im 
Fall der gelöſchten Hypothel infolge des Gutglaubenſchutzes der 
Auſwertungspflicht entgeht, es unbillig ſei, im Fall der auf den 
Eigentümer umgeſchriebenen Hypothek ihn — wenigſtens, was 
ſein Verhältnis zu dem früheren Gläubiger der Hypothek, alſo dem 
Hauptbeteiligten, angeht — aus dieſer Pflicht nicht auch — ent⸗ 
ſchlüpfen zu laſſen. Aber ſehen wir davon ab. Wir haben es im vorl. 
Fall nicht mit einer auf den Eigentümer, ſondern auf den Zeſſionar 
umgeſchriebenen, nicht mit einer bezahlten, ſondern mit einer ze⸗ 
dierten Hypothek zu tun. Man mag Sympathien mit dem Eigen⸗ 
tümer und ſeinem Rechtsnachfolger im Fall einer bezahlten Hy⸗ 
pothek haben, mag ſie nun gelöſcht oder auf den Eigentümer umge⸗ 
ſchrieben ſein, ſie konnten in dem einen wie in dem anderen Falle 
immerhin glauben, das ihrige zur Befriedigung des Gläubigers ge⸗ 
tan zu haben — ich frage aber: Was hat der Eigentümer im Fall 
einer zedierten Hypothek getan, wobei ich zunächſt an den Fall 
der echten Zeſſion im Gegenſatz zu der Zeſſion auf bloßes Verlangen 
denke? Antwort: Nichts. Er iſt untätig geblieben. Wie laſſen ich 
diefe beiden Fälle überhaupt vergleichen“ Was haben ſie wirtſchaft⸗ 
lich gemein? Und auch rechtlich liegen ſie verſchieden. Gewiß Hat 
beide Male eine Umſchreibung ſtattgefunden, aber ſie hat doch ganz 
verſchiedene Gründe und iſt auch in ihrer rechtlichen Natur verſchieden. 
Aus rein äußerlichen, lediglich techniſchen Gründen hat das Geſetz 
in 8 21 beide Fälle gemeinſam behandelt. Der Juriſt tut unrecht, 
wenn er ſich von dieſer lebensfremden Syſtematik ins Schlepptau 
nehmen läßt. Er vergewaltigt damit die eigentliche Idee des Geſetzes. 

I Bleibt noch die unechte Zeſſion, die Zeſſion auf Verlangen. 
Dieſer Vorgang ſteht allerdings der Zahlung wirtſchaftlich nahe, und 
das hat ja auch zu dem 8 17 geführt, aber kann man es verant⸗ 
worten, ben echten Zedenten unter dem unechten leiden zu laſſen? 
SH das nicht eine ganz mechaniſche Gleichmacherei? Zudem iſt zu 
deachten, daß ein Eigentümer, der den Weg einer unechten Zeſſion 
ſtatt der Zahlung wählte, einen Schleichweg ging, deſſen Gefahren 
er auf ſich nehmen muß, erkennbare wie nicht erkennbare. Er traute 
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nichten. Wenn Mügel die Abtretung und Umſchreibung einer Hypo⸗ 
thek nicht als einen Fall anſieht, der die Anwendbarkeit der Vor⸗ 
ſchriften über den öffentlichen Glauben des Grundbuchs ermöglicht, 
fo läßt ſich das demnach mit dem AufwG. nicht vereinbaren. 

Auf den vom Senat vertretenen Standpunkt hat ſich auch das 
OLG. Stettin (Rſpr. i. Aufwachen S. 488) geſtellt. 

(KG., 1. 3S., Beſchl. v. 7. Okt. 1926, 1 X 512/26 /143.) 
* 


4. 8 892 BGB.; § 20 Abſ. 2 AufwG. Der öffentliche 
Glaube des Grundbuchs greift auch dann durch, wenn das 
Grundſtück vor Erteilung der löſchungsfähigen Quittung 
verkauft war und der Käufer den zur Tilgung der Hypo⸗ 
thek erforderlichen Geldbetrag aus eigenen Milteln zur 
Verfügung ſtellte. f) 

Der Umſtand, daß die Erwerber im Kaufvertrage die Hypothek 
als Selbſtſchuldner übernommen haben, iſt nicht geeignet, die Wirkung 
des öffentl. Glaubens des Grundbuches (§ 892 BGB., 9 20 Abſ. 2 
Aufwch.) auszuſchließen. Dieſe Übernahme hat nur ſchuldrechtliche 
Wirkung im Verhältnis zwiſchen Veraußerer und Erwerber. Hatte 


ſeiner eigenen Zahlung nicht, ihm geſchieht kein Unrecht, wenn wir 
ihn auf dem Wege ſtellen, den er ging. 

Und nun eine letzte Bemerkung. Die Zufälligkeit, ob die Hypo⸗ 
thek gelöſcht oder zediert iſt, dürfe nicht derartige weittragende 
Unterſchiede zeitigen — meint Quaſſowski a a. O. Difficile est 
satiram non scribere. Man vergleiche den Rang des Gläubigers 
der gelöſchten und der umgeſchriebenen Hypothek! Dort Erhaltung, 
hier Verluſt des Ranges! Der Zufall entſcheidet darüber, und er 
eutſcheidet nicht nur hier, er entſcheidet auch an vielen anderen 
Stellen des Geſetzes. Wie das Geſetz geworden iſt und werden mußte 
— ich bin mir der Schwierigkeit ſeiner Geburt voll bewußt —, iſt 
es ein Werk, in dem der Zufall regiert (vgl. Raape a. a. O. 
S. 224/5). Als C. F. Meyer Hutten jagen ließ: „Ich bin kein 
ausgeklügelt Buch — ich bin ein Menſch mit feinem Widerſpruch“, 
gab es noch kein AufwGG. Hier zu korrigieren, iſt verlorene Liebes⸗ 
müh des Auslegers. Er mag ſehen, im einzelnen Fall gerecht zu ſein. 
Nicht Geſetzesharmonie, ſondern Gerechtigkeit ſei ſein iel. Der 
Beſchl. d. NG. iſt m. E. nicht gerecht. Es iſt ſehr zu wünſchen, daß 
dem RG. baldigſt Gelegenheit gegeben werde, zu der Frage Stellung 
zu nehmen, damit weiteres Unrecht verhütet wird. 


Prof. Dr. Leo Raape, Hamburg. 


Zu 4. Die Entſch. d. NG. bewegt ſich, ſoweit fie das ſelbſtan⸗ 
dige Prüfungsrecht des Grundbuchrichters bejaht, im Rahmen der 
allgemeinen, von dem Verfaſſer bekämpften Praxis des KG. (vgl. 
JW. 1926, 2350 u. 2455). 

Im Gegenſatz zu der bisherigen Praxis der Inſtanzgerichte 
ſtehen jedoch die Ausführungen des KG., wonach es für die 
Wirkung des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs 
ohne Belang ſein ſoll, aus weſſen Mitteln die Rück⸗ 
zahlung erfolgt iſt, und ob der Erwerber im Verhältnis 
zu dem Veräußerer die Hypothek im Kaufvertrage 
übernommen hat. Das KG. ſetzt ſich inſoweit in Gegenſatz zu 
den Ausführungen von Quaſſowski, Komm. z. Aufwh. 4. Aufl. 

0.240, und Nadler, Grundb.⸗ u. AufwFragen 2. Aufl. S. 54. 
In feinem Beſchl. v. 7. Jan. 1926 Stſchr. des DNot . 1926, 
429, hatte das KG. die Beantwortung der Frage noch dahingeſtellt 
gelaſſen. Abſchließend wird die Frage m. E. durch die kurzen Ent⸗ 
ſcheidungsgründe des MG. nicht erledigt. Sie ſteht zunächſt im 
Widerſpruch mit dem Beſchl. des OL. Stuttgart v. 2. Okt. 
1926 — Aw 49 —, Aufwgkſpr. v. 25. Nov. 1926, 687. Hier 
führt das ORG, Stuttgart folgendes aus: 

„Hat der Erwerber aus ſeinen Mitteln die Hypothek zurück⸗ 
gezahlt, um daraufhin die Grundſtücke zu erwerben, ſo wäre es 
mit dem Zwecke des 8892 BGB. nicht vereinbar, wenn er ſich dar⸗ 
auf berufen könnte, daß der frühere Eigentümer die Hypothek zur 
Löſchung gebracht hätte, und daß die Art, wie das geſchehen iſt, ihn 
nichts angehe. Vielmehr hätte der Erwerber ſelbſt für den früheren 
Eigentümer das Riſiko der ordnungsmäßigen Löſchung übernommen 
und müßte dafür die Verantwortung tragen. 

Iſt die Rückzahlung auf Rechnung der Erwerbers zu ſetzen, ſo 
a ſich dieſer nicht auf die Löſchung durch einen Vormann be⸗ 

ru . 

Angeſichts dieſes offenbaren Widerſpruchs zwi⸗ 
ſchen den beiden Entſcheidungen dürfte demnach die 
Anrufung des RG. geboten ſein, ſobald die Frage von 
neuem zur richterlichen Entſcheidung gelangt. Es iſt 
außerordentlich ſchwer, de lege lata zu jagen, welche Entſcheidung den 
Vorzug verdient. Bei formaler Auslegung iſt dem Beſchluſſe des 
KG. der Vorzug zu geben; Billigkeitsrückſichten ſprechen für die ent⸗ 
gegengeſezte Auffafſung. Prakktiſch iſt es recht wenig erwünſcht, daß 
hinſichtlich der dinglichen Belaſtung Schwierigkeiten entſtehen, ob⸗ 
gleich in der Regel der Falle perſönliche Anſprüche gegen den 
Erwerber gegeben find. Wenn im Kaufvertrage die Schuld über⸗ 
nommen iſt, kann die Schuldübernahme genehmigt werden. Selbſt 


1 
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aebi Löſchungsbewilligung und der damalige Grundſtücks⸗ 
va itümer ſeine Zuſtimmung zur Löſchung bereits erteilt, als der An⸗ 
g auf Umſchreibung des Eigentums auf den neuen Eigentümer beim 
* buchamt einging, ſo konnte der letztere damit rechnen, daß 
weſß Eigentum am Grundſtück ohne die Hypothel erwerbe. Für 
3 1 105 Rechnung die Erteilung der Löſchungsbewilligung veranlaſſende 
San 9 geleiftet war, iſt für die an die Tatſache der Erteilung der 
lo ungsbewilligung geknüpften Folgen (Anwendbarkeit des § 892 
2 B00.) von keiner Bedeutung. 
(Ach, Beſchl. v. 6. Mai 1926, 1 X 123/26.) 
* 


1x 105, 88928 69.; 820 Au fw, Der im ech v. 20. Jan. 1927, 
bie 1/27(38.1927,805)ausgejpro dene Rechtsgrundſatzüber 
lic Unanwendbarkeit der Vorſchriften über den öffent⸗ 
zuden Glauben des Grundbuchs iſt auf alle die Fälle aus 
ler in denen ſich auf der Veräußerer⸗ und Erwer⸗ 
N dieſelben natürlichen Perſonen, wenngleich in 
mög iedener rechtlicher Eigenſchaft, gegenüberſtehen, 
a ſie jeweils auch nur das nach außen nicht hervor⸗ 
en Willensorgan einer juriſtiſchen Perſon bilden. 
& Fall dieſer Art ift insbeſondere gegeben, wenn das 
an an einem Grundſtück auf kechtsgeſchäftlichem 
u von einer offenen Handelsgeſellſchaft auf eine 
Juhaß übergeht, deren einzige Geſellſchafter mit den 
: ee der offenen Handelsgeſellſchaft perſonengleich 


in 


Juhader 5. Grundſtücke der neuerrichteten GmbH. aufgelaſſen“. Die 


N Rei 
entſpr. * Schuldübernahme erfolgt iſt, werden in der Regel, 
Vefreinngsanf tſch. 112, 329 fl. — XW. 1926, 1808, perſönliche 
abgetreten wiprüche des Veräußerers beſtehen, die gepfändet oder 
man für dieſe da. können. Iſt der Erwerber ein Ausländer, jo wird 
dieſe Weiſe x: perſönlichen Anſprüche einen Arreſt erwirken und auf 
nen. Dies allez agliche Haftung des Grundſtücks herbeiführen kön⸗ 
vornherein den d; wäre weitaus einfacher geſtaltet, wenn man von 
zung des rmerhblichen Anſpruch in den Fällen bejaht, wo für Rech⸗ 
form des Aufwch ders zurückgezahlt iſt. Bei einer eventuellen Re⸗ 
dürfte eine Korrektur inſoweit am Platze ſein. 
RA. Dr. Hans Fritz Abraham, Berlin. 


Ju 5. Di 
N dem En tie, beruht auf Billigkeitserwägungen. Sie 
88 14ff. gelöſchte In von Treu und Glauben zu entſprechen. 
Grundſtn Auſwcß, Hypothek kann unter den Vorausſetzungen der 
liche Gl ck den Eigentor eingetragen werden, wenn das belaſtete 
ie 9 1 des et nicht gewechſelt hat. Soweit der öffent⸗ 
mit rem Reneintrg dbuchs entgegenſteht, beſteht die Möglichkeit 
Bc. 5 alten Ragung überhaupt nicht mehr oder doch nicht mehr 
des Gr SB. Die Tech Der § 20 Aufm®. nimmt auf den 8 892 
buche gilt immung in s 892 if eindeutig. Der Suhalt 
materielle B „wirbt, zugunſten deſſen, der ein Recht an einem 
beftritten mm, richtig. Eine Rechtsvermutung wird als 
werber di Jie findet BGB. aufgeſtellt. Ihr Zweck iſt un⸗ 
Der Fall dann vichtigke; ann keine Auwendung, wenn dem Cr- 

Die aß ein Widerſpnt des Grundbucheintrags bekannt war. 
ſpruch an deim ahlung der eingetragen war, intereſſiert hier nicht. 
5 ünliche Sicherabligatoriſchen Schuld beſettigt den An⸗ 


age. er Hypotheß 9 Der Heimzahlende hat Anſpruch 
En Srundbuch * Die Löſchung entſpricht der Rechts⸗ 
Grundſt nd i. S. des 599 der Löſchung objektiv richtig. 


o kann er d 92 BGB. in dieſem Zeitraum das 
Die dach deshalb, weit „Änichtigkeit des Grumdftüchs nicht 
lichen Reet iedererweckung de. as Grundbuch gar nicht unrichtig Üt- 

techts beruht auf der perſönlichen Forderung und des ding⸗ 
einem ſpäter entſtandenen Geſetz. Das 

— 


kennen. Ei 
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Geſellſchaftern der neugegründeten GmbH. perſonengleich. An dieſer 
Tatſache kaun für die Frage der Anwendbarkeit der Vorſchriften 
über den öffentlichen Glauben des Grundbuchs nicht vorbeigegangen 
werden. 

Die übertragung der Grundſtücke von der DHG. auf die 
Gmbs. hat allerdings ihren Übergang auf ein neues, von dem bis⸗ 
herigen verſchiedenes Rechtsſubjekt herbeigeführt, da die Vermögens⸗ 
träger der Off G., natürliche Perſonen, mit der GmbY., einer 
juriſtiſchen Perſon, nicht perſonengleich ſein können, und es konnte 
demzufolge auch der Übergang des Eigentums an den Grundſtücken 
auf die GmbH. nur auf rechtsgeſchäftlichem Wege durch Auflaſſung 
18 werden (Staub, HGB., 12. u. 13. Aufl. 5 105 Anm. 49 6; 

G. 74, 6ff.). 

Dieſe ne Rechtsgeſtaltung iſt jedoch für die Anwendbarkeit 
der Vorſchriften über den öffentlichen Glauben des Grundbuchs nicht 
das allein Entſcheidende. g 

Die Vorſchrift des 8 892 BGB., die gemäß der allgemeinen, ein⸗ 
ſchräukungsloſen Verweiſung in 8 20 AufwG. im Gebiete des Auf⸗ 
wertungsrechts in derjenigen Bedeutung anzuwenden iſt, die ihr im 
allgemeinen Liegenſchaftsrecht zukommt, will verhindern, daß Rechts⸗ 
ſubjekte, die das Eigentum oder ein beſchränktes dingliches Recht am 
Grundſtücke oder einem es belaſtenden Rechte im Vertrauen auf die 
Richtigkeit des Grundbuchinhalts erworben haben, unter einer Rechts⸗ 
lage leiden, die das Grundbuch zur Zeit der Rechtsinhaberſchaft 
eines anderen, d. h. eines von dem Erwerber verſchiedenen Be⸗ 
rechtigten, unrichtig gemacht hat, ohne daß dem Erwerber dieſe Un⸗ 
richtigkeit bekannt war. Ein entſcheidendes Gewicht wird hiernach 
auf die innere Willensbildung des Erwerbers als einer von 
dem bisherigen Rechtsinhaber verſchiedenen Perſönlichkeit gelegt. 
Dieſe Willensbildung kann, ſoweit juriſtiſche Perſonen als Rechts⸗ 
ſubjekt in Frage kommen, für fie nur durch die Vermittlung natür⸗ 
licher Perſonen als der Organe ihres Willens erfolgen, daß für die 
innere Willensbildung maßgebende Organ der juriſtiſchen Perſon 
iſt — ungeachtet der Vorſchrift des 8 166 BOB. — nicht ſowohl ihr 
geſetzlicher Vertreter, der fie nach außen zu vertreten, ihren Wilen 
nach außen kund zugeben hat, ſondern in erſter Linie die Ge⸗ 
ſamtheit ihrer Mitglieder (Geſellſchafter), die das oberſte Willens⸗ 
organ der Körperſchaft find, die — im Innenverhältnis — die Ver⸗ 
waltung und Verfügung über das Körperſchaftsvermögen haben, und 
deren Weiſungen — im Innenverhältnis — regelmäßig der geſetz⸗ 
liche Vertreter Folge zu leiſten hat. Bei einer GmbH. iſt demgemäß 
das oberſte Willensorgan die Geſamtheit der Geſellſchafter (vgl. 
Brodmann, Geſetz betr. GmbH. Aum. 1 zu 8 37, Anm. 1 zu 
845; Staub⸗ Hachenburg, Geſetz betr. GmbH. Anm. 7 zu 
$ 45). Sind nun dieſe natürlichen Perſonen, die im Innenverhältnis 
das maßgebende Willensorgan der juriſtiſchen Perſon darſtellen, auf 
der Veräußerer⸗ und Erwerberſeite dieſelben, mögen ſie auch in 


verſchiedener rechtlicher Eigenſchaft auftreten, fo liegt die nach § 892 


AufwG. ſpricht von feiner Rückwirkung, nicht von Fortwirkung 
des früheren Rechtszuſtandes. Das AufwG. iſt kaſuiſtiſch. Es be⸗ 
ſtimmt datum⸗ und ziffernmäßig die Grenzen ſeiner Wirkſamkeit. Es 
läßt die Wiedereintragung der Hypothek in beſtimmtem Rahmen 
grundſätzlich zu. Es ſetzt eine Grenze für die Zulaſſung durch Hinweis 
auf die materielle Beſtimmung über den guten Glauben, auf 
5 892 BGB. 

So iſt es nach den poſitiven Beſtimmungen des Aufw®. vom 
ausſchlaggebender Bedeutung, ob in der Zeit zwiſchen der Löschung 
der Hypothek und der durch das AufwG. geſchaffenen e 
gungs möglichkeit das Grundſtüch einen anderen . 6 
gefunden hat. Das KG. ſtellt ſich auf den Standpunkt, daß ein 
Erwerb i. S. des $ 892 nicht vorliege, wenn hinſichtlich nd bis⸗ 
herigen Inhaber des betroffenen Rechts einerseits und der als 
Rechtserwerber Auftretenden andererſeits keine Perſonenverſchieden⸗ 
heit, ſondern nur eine andere rechtliche Verbundenheit beſtehe — wie 
übergang vom Geſamthandeigentum zum Eigentum nach Bruchteilen 
und umgekehrt. Es ſetzt ſich ſchon darin mi 5 Rechtſprechung des 
Bay bsh. (b. 11. Dez. 1925) und des DO. Stuttgart (b. 28. Aug. 
1926 JW. 1927, 62 mit der Anm. vo. Zoeſebeck) in Wider⸗ 
ſpruch. Das Kb. geht aber noch darüber hinaus. Es lehnt die Wir⸗ 
Kung des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs auch dann ab, wenn 
die früheren Inhaber des Rechts bei verb des Rechts „auch 
nur das nach außen nicht herbortretende Willensorgan einer juriſti⸗ 
ſchen Perſon bilden“, im borliegenden Fall alſo beiſpielsweiſe die 
Geſellſchafter einer Gmbc. ſtus. 

Daß die Willensbildung einer GmbH, durch ihre Geſellſchafter 
erfolgt, iſt richtig. Aber die Geſellſchafter handeln hier nicht für ſich, 
ſondern als Organ einer anderen Perſon, der juriſtiſchen Perſon, 
der Gib. Auch der Geſchäftsflihrer handelt bei der Erklärungs⸗ 
abgabe nicht für ſich, ſondern für dieſe juriſtiſche Perſon. Es ist 
hier unter allen Umſtänden ein neuer Erwerber vorhanden. Ü 
würde das als notwendig erkannte Rechtsgebilde einer nicht ppyſt⸗ 
ſchen juriſtiſchen Perſon zu einem Phantom, wenn man die Willens⸗ 
bildung der GmbH. gleichſetzt mit der Einzel willensbildung * 
nur in ihrer Geſamtheit das Organ der Gmbh. bildenden In⸗ 
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BGB. erforderliche, auch die Möglichkeit einer verſchiedenen „Willens⸗ 
bildung“ vorausſetzende Verſchiedenheit der Berechtigten nicht 
vor. Die ſich hieraus ergebenden Rechtsfolgen ſtehen auch allein mit 
dem Sinn der geſetzlichen Vorſchriften und den Bedürfniſſen des 
Rechtslebens im Einklang. Es kann dem Zweck des 8 892 BGB. 
und mithin demjenigen des $ 20 Aufiv®., das im beſonderen Maße 
wirtſchaftlichen Geſichtspunkten Rechnung tragen und durch formal 
juriſtiſche Erwägungen nicht gehindert ſein will, nicht entſprechen, 
ein Grundſtücks recht, das trotz Löſchung zunächſt fortbeſtand, dadurch 
untergehen zu laſſen, daß es die bisherigen Grundſtückseigentümer 
für angezeigt erachtet haben, das Grundſtück zum Beſtandteil eines 
ihrer alleinigen Verwaltung und Verfügung unterliegenden Zweck⸗ 
vermögens zu machen. 

Auf den Geſichtspunkt, ob es für die hier zu entſcheidende Frage 
von Bedeutung iſt, daß im vorliegenden beſonderen Falle nach dem 
Inhalt des Auflaſſungsprotokolls zur Zeit der Auffaſſung der Ge⸗ 
ſchäftsführer der beſchwerdeführenden GmbH. einer ihrer Ge⸗ 
ſellſchafter und damit auch einer der Inhaber der offenen Handels⸗ 
geſellſchaft geweſen ift, braucht hiernach nicht eingegangen zu werden. 

Auch dem von der weiteren Beſchwerde behaupteten Umſtande, 
daß nachträglich die Hälfte der Anteile der beſchwerdeführenden 
GmbH. auf eine Aktiengeſellſchaft übergegangen ſei, kommt für die 
Anwendbarkeit der Vorſchrift über den öffentlichen Glauben des 
Grundbuchs eine Beachtung nicht zu. Er iſt für dieſe Frage ebenſo 
bedeutungslos, wie es für ſie keine Bedeutung hätte, wenn die Eigen⸗ 
tümerin des Grundſtücks noch die offene Handelsgeſellſchaft, und nach 
der Löſchung der in Rede ſtehenden Hypotheken und Grundſchulden 
ein Wechſel in der Perſon der Geſellſchafter eingetragen wäre. 

Die Entſch. des Bayd LGG. Id. III, 409, und des OLG. 
Stuttgart RAW. I, 598 und JW. 1927 Nr. 48 geben ebenſowenig 
wie in der Sache v. 1. Okt. 1927 einen Anlaß, vorliegende Sache 
gemäß 8 79 GBO. dem RG. zur Entſcheidung vorzulegen, da ihnen 
ein anders gearteter Sachverhalt zugrunde liegt. 

(KG., 1. 3S., Beſchl. v. 20. Jan. 1927, 1 X 925/26.) 


gayeriſches Oberſtes Landesgericht. 


a) Zivilſachen. 
Berichtet von IR. Dr. Friedrich Goldſchmit II, München. 

1. 88 497, 885, 133 BGB.; $ 54 GBO. Das BGB. kennt 
ein dingliches Wiederkaufsrecht nicht, Die an ſich zuläſſige 
Vormerkung zur Sicherheit des Anſpruchs aus einem 
ſchuldrechtlichen Wiederkaufsrechte ſteht aber einem ding⸗ 
lichen Wiederkaufsrechte nicht gleich; der unzuläſſige Ein⸗ 
trag eines ſolchen kann nicht „berichtigt“, ſondern muß 
gelöſcht werden. ) 

Auf dem Grundbeſitze des Kaufmanns B. in D. war in Abt. II 
des e als Nr. 1 unterm 17. Aug. 1920 eingetragen 
worden: 

„Vorkaufs⸗, Rück⸗ und Wiederkaufsrecht für die Stadtge⸗ 
meinde D. nach der näheren Bezeichnung in der Eintragungsbe⸗ 
willigung v. 25. Juni 1920, Urk. des Notariats D. GeſchReg. 584“. 


dividuen. Im konkreten Fall iſt die Lage verhältnismäßig einfach, 
weil alle Geſellſchafter der GmbH. vorher Geſellſchafter der OHG. 
waren. Wie aber, wenn ein neuer Geſellſchafter mit einer Bareinlage 
von 10% des Stammkapitals dazukommt? Wie, wenn es fünf 
neue Geſellſchafter mit je 29% find? Wie, wenn zwei neue Geſell⸗ 
ſchafter mit 4990? Maßgebend bei der Willensbildung ſind doch 
auch dann ſtets die alten Geſellſchafter. Die Stellung des KG. 
ſcheitert an der Uuẽmöglichtzeit ihrer Konſequenzen. 

Gewiß: Es wirkt wie eine Unbilligkeit, daß die Rechtslage 
dadurch ganz anders geworden iſt, weil durch eine rechtliche Neu⸗ 
bildung unter den gleichen Perſonen ein „Erwerb“ inmitten liegt. 
Aber es handelt ſich dabei um formelle geſetzliche Beſtimmungen. 
Nicht um formal juriſtiſche Erwägungen. Die geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen hätten auch anders lauten können. Sie ſind aber einmal 
in dieſer Form Geſetz geworden. Formelle geſetzliche Beſtimmungen 
können nicht durch Auslegung nach Treu und Glauben abgeſchwächt 
werden. br 

Beſonders bedauerlich iſt, daß das KG. die Entſch. nicht dem 
NG. vorgelegt hat. Gewiß, der Tatbeſtand it anders als im Stutt⸗ 
garter Fall. Aber die Tragweite der Entſch. der EG, geht noch über 
die des DRG, Stuttgart hinaus und ſchließt deren Fall mit ein. Wir 
kommen auf dieſem Wege zu zwei Zubikäfureit, einer preußiſchen und 
einer ſüddeutſchen. RA. Dr. Fritz Bing, Mannheim. 


Zu 1. Der Entſch. iſt zuzuſtimmen; das Ergebnis iſt frei⸗ 
lich hart, und es 80 in as ie: ob man nicht a 5 
trag auf Eintragung des Wiederkaufsrechts und die ihn ſtatt⸗ 
gebende Eintragung als auf eine Vormerkung gerichtet um⸗ 
deuten könnte, ſo daß es jo anzuſehen wäre, als ob von vornherein, 
ſoweit das Wiederkaufsrecht in Frage kam, eine Vormerkung zu 
deſſen Sicherung eingetragen worden ſei. Allein wenn auch für den 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Anterm 9. Juni 1926 beantragte die B. Bank als Gläu⸗ 
bigerin einer auf dem Anweſen eingetragenen Sicherungshypothel 


dieſe Eintragung, ſoweit ſie ſich auf ein Rück⸗ und Wiederkaufsrecht 


beziehe, als nach ihrem Inhalt unzuläſſig von Amts wegen zu 
löſchen, da das BGB. dingliche Rechte dieſer Art nicht kenne, 
und bis zu ſolcher Löſchung einen Widerſpruch einzutragen. 

Am 11. Juni 1926 ſtellte das Notariat D. unter Wiedervor⸗ 
legung der oben genannten Urkunde den Antrag, eine Vormerkung 
zur Sicherung des Anſpruchs auf Eigentumsübertragung gem. des in 
jener Urkunde vereinbarten perſönlichen Rück⸗ oder Wiederkaufs⸗ 
rechtes einzutragen. 

Das Grundbuchamt machte ſodann unterm 11. Juni 1926 fol⸗ 
genden Eintrag in jener Abt. II als Nr. 4: 

„Der Vortrag in 1 wird, ſoweit er außer dem dinglichen 
Vorkaufsrecht ein Rück⸗ und Wiederkaufsrecht aufführt, hiermit 
dahin berichtigt, daß eine Vormerkung zur Sicherung des An⸗ 
ſpruchs der Stadtgemeinde auf Übertragung des Eigentums der 
nun mit Pl. Nr. 1278 und 1278½ bezeichneten früheren Pl. 
Nr. 1278 auf Grund perſönlichen Rück- oder Wiederkaufsrechtes 
nach Inhalt der angeführten Urkunde hieſ. Notariats einzu⸗ 
tragen war und eingetragen wird.“ 

Gegen dieſe Verfügung des Grundbuchamts legte die B. Bank 
Beſchwerde ein mit dem Antrage, das Grundbuchamt wolle an⸗ 
gewieſen werden: 

a) Die Eintragung in Abt. II Nr. 1 v. 17. Aug. 1920, ſoweit 
darin von einem Rückkaufs⸗ und Wiederkaufsrechte die Rede iſt, 
als nach ihrem Inhalt unzuläſſig von Amts ſwegen zu löſchen und 
bis zur Löſchung von Amts wegen einen Widerſpruch einzutragen, 
„b) den Eintrag in Abt. II Nr. 4 v. 11. Juni 1926 dahin zu be⸗ 
richtigen, daß er lautet: 

„Am 11. Juni 1926. Vormerkung zur Sicherung des An⸗ 
ſpruchs der Stadtgemeinde D. auf Übertragung des Eigentums der 
nun mit Pl. Nr. 1278 und 1278 ½ bezeichneten früheren Pl. 
Nr. 1278 auf Grund perſönlichen Rück⸗ und Wiederkaufsrechts 
nach dem Inhalte der näheren Bezeichnung in der Eintragungs⸗ 
22 vom 25. Juni 1920, Urk. des Not. D., Geſchgteg. 

Mit Veſchluß v. 7. Juli 1926 hat das LG. dieſe Beſchwerde 
Koſtenfällig zurückgewieſen, da die Eintragung des Grundbuch⸗ 
amts v. 11. Juni 1926 ſachentſprechend ſei. 

Gegen dieſen Entſch. wurde ſeitens der Bank weitere Be⸗ 
ſchwerde eingelegt mit dem Antrag, i. S. der Beſchwerde unter 
Aufhebung des landgerichtl. Beſchluſſes zu erkennen. Dabei wurde 
näher ausgeführt, daß auch die Form der Eintragung der Vor⸗ 
merkung ſeitens des Grundbuchamts den geſetzlichen Vorſchriften 
nicht entſpreche. 

Das Rechtsmittel geht in formeller Hinſicht in Ordnung und 
iſt geſetlich zuläſſig. Das Beſchwerderecht der Bank ergibt ſich aus 
820 368. im Zuſammenhalte mit dem Umſtande, daß die das 
Eigentumsrecht betreffenden Vormerkungen, wie hier in Frage, in 
e zu den Grundſtücksrechten ſtehen. 

2 N 22 5 . 
9 4 6880) L839. A, 198, Güthe⸗Triebel Bem. 13 zu 

In ſachlich⸗rechtlicher Hinſicht kommt folgendes in Betracht: 

er Eintrag v. 17. Aug. 1920 kann wohl nur in dem Sinne 
aufgefaßt und verſtanden werden, daß hierdurch Rechte mit ding⸗ 
licher Wirkung vermerkt werden ſollten. Es iſt nun allerdings ein 
dingliches Vorkaufsrecht (88 1094 ff. BGB.) rechtlich zugelaſſen; 
dagegen kennt das BGB. ein dingliches Wiederkaufsrecht nicht (ein 
„Rücltkaufsrecht“ beſonderer Art iſt dem BGB. überhaupt fremd, 
dieſer Rechtsbegriff iſt vielmehr nach dem Rechte des BGB. dem 
des Wiederkaufsrechtes, 88 497 ff., völlig gleichzuſtellen; es liegt 
daher inſoweit eine überflüſſige Mehrbezeichnung vor). 
4 Wird aber das bloß ſchuldrechtlich wirkende Wiederkaufsrecht 
i. S. eines dinglich wirkenden Rechtes eingetragen, ſo erweiſt 
ſich ſolche Eintragung nach ihrem Inhalte als unzuläſſig (val. 
Obsch, KG. 30, 18, Güthe⸗Triebel, Ben. 28 zu 9 54 G80.) 
Sie iſt daher nach Maßgabe des § 54 Abſ. 1 Saß 2 GD. von 
Amts wegen im Grundbuche zu löſchen. 

Eine Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs aus einem 
ſchuldrechtlichen Wiederkaufsrechte iſt zwar nach der h. M. zuläſſig 
und ſteht in ihrer Rechtswirkung der eines dinglichen Wiederkaufs⸗ 


Grundbuchverkehr der § 133 BGB. gilt, fo müſſen die Willenserklä⸗ 
rungen doch immerhin ſo ſein, daß ſie den Willen des Erklärenden 
unzweideutig erkennen laſſen (Güthe⸗Triebel, 268, Anm. 
101). An dieſem Erfordernis fehlt es hier um ſo mehr, als der 
Antrag auf Eintragung des Vorkaufs⸗ und Wiederkaufsrechts 
gerichtet war. Es war alſo offenbar neben der zulaſſigen Ein⸗ 
tragung des dinglichen Vorkaufsrechts auch die unzuläſſige Ein⸗ 
tragung des dinglichen Wiederkaufsrechts beabſichtigt, und nicht bloß 
die Eintragung einer Vormerkung zur Sicherung des letzteren. Auch 
die Eintragung ſelbſt läßt ſich daher nicht anders deuten. So if 
im Wege der Auslegung nicht zu helfen. 

IR. Stillſchweig, Berlin. 
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re . R Fer) 
fe ſehr nahe; allein eine derartige Vormerkung ift ihrer Rechts⸗ 


stehen nach keinesfalls einem dinglichen Wiederkaufsrechte gleich⸗ 
derten und es kann daher auch nicht die Eintragung eines Wie⸗ 
liche rechtes in dem (vom BGB. verpönten) Sinne eines ding⸗ 
6 0 Rechtes ohne weiteres der Eintragung einer ſolchen Vormer⸗ 
ug gleichgeſtellt werden. 

tun m rechtlich unzuläſſiger und daher rechtlich völlig bedeu⸗ 
= niet Eintrag kann aber nicht — noch dazu mit gleicher 
Art zbirkung nach Zeit und Rang — in einen Eintrag anderer 
5 7 einfach „berichtigt“ werden, wie dies ſeitens des Grund⸗ 
die hamts hier geſchah. Der grundbuchrechtliche Verkehr erfordert 
fachußsenaue Einhaltung der maßgeblichen Vorſchriften; Verein⸗ 
nic Wen, die zu einer Verwirrung führen können dürfen hier 
verhältnslaſſen werden, zumal hier ja auch das oben betonte Rang⸗ 
erhältnis von Wichtigkeit werden kann. 

N Grundbuchamt hätte daher den Eintrag v. 17. Aug. 1920, 
zuveit er ſich auf das „Rückkaufs⸗ und Wiederkaufsrecht“ bezog, 
löſa mis wegen nach Maßgabe des 8 54 Abſ. 1 Satz 2 GD. 
ſoic gen ſollen. Die Eintragung der „Vormerkung“ als 
ei aber konnte nach der gegebenen Sach⸗ und Rechtslage erſt 
mich dem neuen Datum (11. Juni 1926) und mit Rechts“ 
Fd von dieſem ab erfolgen. 

e die Formalien der Eintragung ſolcher Vormerkung 
Grundbucz jo Kann freilich gegen die Art und Weiſe, wie das 
n uchamt die Vormerkung eintrug, nichts weiter mit Erfolg 
5 Ba werden. Nach Maßgabe des 8 885 Abſ. 2 BED. mit 8 388 
merk 5. Dienſtanw. muß bei ſolchen Eintragungen genau ver⸗ 
tig 5 werden: der zu fichernde Anſpruch, die Perſon des Berech⸗ 
en 1 Grundſtück; zur näheren Bezeichnung des zu ſichern⸗ 
genommen eden aber auf die Eintragsbewilligung bezug 


(Baydboch., Beil. v. 29. Okt. 1926, Reg. III Nr. 86/26.) 
* 


ae 892 BGB.; 822 Abſ. 1 Aufw. Der Er werb 
fällt Eigentümergrundſchuld durch den Eigentümer ſelbſt 
Ab. 1 80 unter 8 892 86 B. und auch nicht unter $ 22 
einer Ei uf wg.; dagegen iſt der Erwerb eines Rechtes an 
einzu e gentümergrundſchuld in den Rahmen des 8892 BGB. 

zubeziehen. f) 
ben 9 allgemeinen Rechtsgrundlagen über den öffentlichen Glau⸗ 
Auf Fundbuchs (88 892, 893 BGB.) gelten auch im Bereiche des 
80 weit dieſes nicht abändernde Vorſchriften enthält. 4 
Berfonen OB. ſetzt einen Rechtsvorgang voraus, an dem zwei 
olchen, ſondenittelbar beteiligt ſind. Er ſchützt nicht den Erwerb als 
ſichtlich — zru das Vertrauen auf das Recht eines anderen hin⸗ 
echtes vornimnft gungsbehandlung, die dieſer als Ausfluß ſeines 

f Nr. 


von 


fie kann alſaſchrift will auschließlich dem Verkehrsſchutze dienen; 
die ſich innerhalz d Anwendung finden auf eine Güterbewegung, 


us dieſe desſelben Vermögens 